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s 7 N Die Herren werden einverſtanden fein, dass für dieſen Act 
Gemeind kl th. | der Gnade Sr. Majeftät in geeigneter Weiſe der Dank des Ge— 
. meinderathes unterbreitet werde. (Lebhafte Zuſtimmung.) 

, er 4. Ich habe die Ehre, eine Interpellation des Herrn Gem.“ 
Slenographiſcher Bericht Rathes Seiler, betreffend den Contumazmarkt, zu beantworten, 
wie folgt: 

Am Contumazmarkte, auf welchem die Rinder, die aus wegen 
Maul⸗ und Klauenſeuche geſperrten Bezirken ſtammen, zum Ver— 
kaufe aufgeſtellt werden, ſind in letzter Zeit die Auftriebe ſehr 
bedeutende. So waren daſelbſt am 5. December 761 Stück, am 
12. December 668 Stück aufgetrieben. 

Die Thiere werden daſelbſt an Schranken angebunden und 
wurde mit Rückſicht auf die großen Auftriebe verfügt, dafs noch 
einige ſolcher Schranken bis zum nächſten Markttage hergeſtellt 
werden. 

Ein Bedürfnis zur Beleuchtung des Contumazmarktes hat 
ſich zum erſtenmale am 5. d. M. ergeben. 

Über meinen Auftrag wurden ſofort zwölf Laternen aufgeſtellt, 
welche bereits am nächſten Markttage, den 12. d. M. angezündet 
wurden. Die aufgeſtellten Laternen ſind zur Beleuchtung des 
Marktplatzes ausreichend; auch wird für eine entſprechende Reini— 
gung des Marktes vorgeſorgt. Weitere Herſtellungen auf dem 
Contumazmarkte durchzuführen erſcheint umſoweniger thunlich, als 
ja der Gemeinderath die Errichtung eines Seuchenhofes beſchloſſen 
hat, welcher für die Aufnahme von ſeuchenkranken oder verdächtigen 
Thieren beſtimmt iſt. 

Was den Stand der Verhandlungen über den Seuchenhof 
betrifft, ſo wurde am 25. Mai d. J. die Projeetſkizze für denſelben 
der k. k. Statthalterei zur Genehmigung vorgelegt. Die k. k. Statt— 
halterei hat dieſe Angelegenheit dem k. k. Miniſterium des Innern 
unterbreitet, wo ſich dieſelbe dermalen nach befindet. Über meinen 
alferhöchften Auftrages beehre ich mich, Euer Hochwohlgeboren Auftrag hat der Magiſtrat am 5. d. M. die Erledigung dieſer 
in der Anlage dieſe Spende zur weiteren geneigten Verfügung | Angelegenheit urgiert und hiebei darauf hingewieſen, dass der 
mit dem Erſuchen zu übermitteln, den Empfang derſelben zu be- Gemeinde ſehr daran gelegen iſt, einen entſprechend eingerichteten 
ſtätigen.“ Seuchenhof baldigſt zu ſchaffen, dajs die hiezu erforderlichen Grund— 


über die öffentliche Sitzung des Gemeinderathes der k. k. 

Reichshaupt- und Reſidenzſtadt Wien vom 15. December 

1892 unter dem Vorſitze des Bürgermeiſters Dr. Joh. 

Nep. Prix und des Vice-Bürgermeiſters Dr. Raimund 
Grübl. 


Vürgermeiſter Dr. Prix: Die Sitzung iſt eröffnet. 

1. Die Herren Gem.⸗Räthe Dr. Huber, Koch und Siegert 
entſchuldigen ihr Ausbleiben von der heutigen Sitzung, Herr Gem.- 
Rath Vaugoin von der heutigen und von den Sitzungen der 
nächſten Woche. 

2. Das Scrutinium über die Wahl in das Curatorium der 
Kaiſer Franz Joſefs⸗Stiftung hat folgendes Reſultat ergeben: es 
wurden 57 Stimmzettel abgegeben; gewählt erſcheinen die Herren 
Gem.⸗Räthe Dr. Daum und Zweig mit 57 Stimmen, die 
Herren Gem.-Räthe Karl Moriz Mayer, v. Stummer und 
Winker mit 56 Stimmen, Herr Gem.-Rath Winter mit 
42 Stimmen. Die genannten Herren erſcheinen als gewählt. 

Wird zur Kenntnis genommen. 

3. An mich iſt folgendes Schreiben eingelangt (liest): 

„Se. k. u. k. apoſt. Majeſtät haben im allerhöchſt eigenen 
und im Namen Ihrer Majeſtät der Kaiſerin zur Anſchaffung von 
Brennmaterial für die Armen und Hilfsbedürftigen Wiens 6000 fl. 
aus allerhöchſt ihren Privatmitteln zu bewilligen geruht; infolge 


3044 


KFA —TT— 


— — — aa 


flächen bereits in den Jahren 1890 und 1891 erworben wurden 
und daſs die Angelegenheit auch darum ſehr dringlich erſcheint, 
weil es ſich gegenwärtig darum handelt, für die baulichen Her— 
ftelfungen am Seuchenhof in den Hauptvoranſchlag pro 1893 eine 
entſprechende Baurate einzuſtellen. 

Ich erſuche die Einläufe bekanntzugeben. 

Schriftführer Gem.-Nath Zagörski (liest): 

5. Interpellation der Gem.-Näthe Stiaßny und 
Herold: | 

In der Gemeinderaths⸗Sitzung vom 20. Mai d. J. haben wir einen 
Antrag geſtellt, welcher die Einlöſung der Liebig'ſchen Realität in der 
Marc Aurelſtraße bezweckt. n „ N 

Das genannte Haus iſt bekanntlich ein Verkehrshindernis in der 
ſtark frequentierten Straße, welche als ein Bindeglied in dem großen, den 
J. mit dem II. Bezirke auf dem Wege über die Stefaniebrücke verbindenden 
Straßenzuge zu betrachten iſt. Wir erlauben uns daher, an den hochverehrten 
Herru Bürgermeiſter die Anfrage zu richten: ö 

Iſt der von uns geſtellte Autrag bereits im Stadt— 
rathe berathen worden, und gedenkt der Herr Bürger— 
meiſter, dieſe Angelegenheit in naher Zeit dem Ge 
meinderathe zur Beſchluſsfaſſung vorzulegen? 

Vürgermeiſter: Ich habe die Ehre, hierauf zu erwidern, dass 
eine Berathung der Angelegenheit im Stadtrathe noch nicht ſtatt— 
gefunden hat, dass aber dieſe Angelegenheit bereits einem Referenten 
im Stadtrathe zugewieſen iſt. 


Schriftführer Gem.⸗Rath Zagörski (liest): 
6. Interpellation des Gem. RNathes Dr. Zimmer- 


mann: | 

In der Sitzung des Gemeinderathes vom 10. November 1891 haben 
eine große Anzahl von Gemeinderäthen den Antrag auf Errichtung communaler 
Kindergärten, zunächſt in den Bezirken mit größerer Arbeiterbevölkerung, geſtellt. 
Hierüber hat zunächſt der Bezirksſchulrath dem Magiſtrate bereits am 25. Feb— 
ruar 1892 ein Gutachten erſtattet. a 

Angeſichts der Wichtigkeit einer möglichſt ſchleunigen Löſung dieſer Frage 
für das Wohl der ärmeren Bevölkerung und in erziehlicher Richtung für die 
Geſammtheit beehre ich mich, die Anfrage zu ſtellen: 

Iſt der Herr Bürgermeiſter geneigt, auf eine Be— 
ſchleunigung der Angelegenheit hinzuwirken und dafür 
zu ſorgen, daſs die Anträge wegen Errichtung com— 
munaler Kindergärten in möglicher Bälde dem Ge— 
meinderathe zur Beſchluſsfaſſung vorgelegt werden? 

Bürgermeiſter: Ich habe die Ehre, hierauf zu erwidern, 
dais ich die Angelegenheit urgieren werde. 


Schriftführer Gem.-Nath Zagörski (liest): 
7. Antrag des Gem. Nathes v. Götz und Genoſſen: 


Ju der Gemeinderaths-Sitzung vom 13. d. Mts. hat der geehrte Herr 
Bürgermeiſter die Interpellation die Frage der zu belaſſenden Waſſerzufuhr 
in einigen Theilen der einbezogenen ehemaligen Vororte betreffend, dahin be— 
antwortet, daſs die Commune über ſpecielles Einſchreiten in Gebietstheile, 
welche gar kein genießbares Trinkwaſſer beſitzen, auf Grund gepflogener Er— 
hebungen auch fernerhin die Waſſerzufuhr genehmigen dürfte. 1 

Im Anſchluſſe beehren ſich die Gefertigten, eine diesbezügliche Petition 
von Bewohnern des XIII. Bezirkes mit dem Antrage zu überreichen: 

In Straßen des XIII. Bezirkes, welche nachgewieſen 
gar kein genießbares Trinkwaſſer beſitzen, ſei auch 
fernerhin die Waſſerzufuhr zu belaſſen. ö 

Die Petition laute: 

Löblicher Gemeinderath! 

Die unterfertigten Hausbeſitzer und Einwohner des Theiles des XIII. Be⸗ 
zirkes, welcher früher die Ortsgemeinde Baumgarten bildete, erfreuten ſich in- 
folge der hohen behördlichen Verfügung, welche zum Schutze gegen die Cholera 
getroffen wurde, der unentgeltlichen Zufuhr des Hochquellenwaſſers, wodurch 
auch der Geſundheitszuſtand erhalten wurde. Der von uns bewohnte Theil des 
Wiener Gemeindegebietes iſt in Bezug auf die Waſſerverſorgung mehr als 
ſtiefmütterlich bedacht. Die in der ehemaligen Gemeinde Baumgarten befind- 
lichen Brunnen geben nur ſchlechtes, der Geſundheit geradezu nachtheiliges 
Waſſer, manche dieſer Brunnen find auch verjaucht, jo daßſs die Zufuhr des 
Hochquellenwaſſers ſeitens der hochlöblichen Commune als eine nicht hoch genug 
zu veranſchlagende Wohlthat betrachtet werden mußs. 
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Wie wir nun in Erfahrung gebracht, ſoll dieſer Zuſtand eine Anderung 
erfahren dadurch, dajs die Zufuhr des Hochquellenwaſſers in den Gemeindetheil, 
der ehemals Baumgarten hieß, mit Ende dieſer Woche eingeſtellt werden ſoll. 
Es wäre dieſe Maßregel, wenn fie wirklich inkraft treten ſoll, ein außer— 
ordentlich harter Schlag für uns, der umſo bitterer empfunden würde, weil 
uns der Genuss eines zum Leben unumgänglich nothwendigen Bedürfnismittels 
entzogen würde, an den wir uns nunmehr gewöhnt haben. Die nenzuſchaffende 
Situation durch Benützung der vorhandenen Brunnen iſt eine umſo peinlichere, 
als bekanntermaßen das Waſſer aus Brunnen, welche durch längere Zeit nicht 
benützt wurden, nicht beſſer, ſondern ſchlechter wird, weil ſich die Bevölkerung 
nicht leicht mehr an den Genus des ſchlechten Trinkwaſſers gewöhnen wird 
und dadurch das Entſtehen von Krankheitsfällen in unſeren Familien be— 
fürchtet wird. 

Es gehört zur Obliegenheit der Gemeinde, der Bevölkerung das zum 
perſönlichen Gebrauche unumgänglich nothwendige Trinkwaſſer in guter Qualität 
zu verſchaffen. Dieſer Obliegenheit iſt die hochlöbliche Commune durch die aus 
Anlaſs der Choleragefahr angeordnete Maßregel der Zufuhr von Trinkwaſſer 
erſt gerecht geworden. Wenn auch im Weichbilde der Stadt kein Krankheitsfall 
zum Ausbruche gekommen iſt, ſo beſteht die Gefahr der Cholera oder einer 
anderen Epidemie, welche durch ſchlechtes und ungenießbares Trinkwaſſer ihre 
Eutſtehung oder ihre Förderung findet, noch fort. 

Es iſt daher gar kein Grund vorhanden, die im Intereſſe der Geſammt— 
bevölkerung, wenn auch zum Vortheile eines Bruchtheiles derſelben, getroffene 
Maßregel aufzuheben. Die Erſparung der Koſten der Zufuhr ſind gering gegen 
die Größe der Gefahr, die heraufbeſchworen werden kann. Außerdem läge aber 
in der Entziehung der Zufuhr von Waſſer eine Verletzung der Pflichten der 
Großcommune gegen einen Theil ihrer Einwohner, welche ſich durch die au— 
gebliche Begründung derſelben als Erſparung nicht rechtfertigen läſst. 

Wir glauben daher berechtigt zu ſein, die Bitte ſtellen zu dürfen: 

Der hochlöbliche Gemeinderath wolle von der be— 
vorſtehenden Maßregel der Entziehung der Zufuhr von 
Trinkwaſſer für den Gemeindetheil, ehemals Baum: 


garten, Umgang nehmen. 

Bürgermeiſter: An den Stadtrath. Wir ſchreiten zur 
Tagesordnung. 

S. Ich erſuche den Herrn Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter, 
an den Referententiſch zu treten. (Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter 
tritt an den Referententiſch.) Es findet die Fortſetzung der Debatte 
über die Waſſerverſorgung ſtatt. Zum Worte kommt nun gegen 
die Vorlage Herr Gem.-Rath Dr. Daum. 

Gem.-Nath Dr. Daum: Meine Herren! Der Herr Gem. 
Rath Dr. Nechansky hat vorgeſtern in ſeinen Ausführungen, 
denen ich ſowohl in ihrem Inhalte, als ihrer Form vollkommen 
beipflichte, die Bemerkung gemacht, daj8 die Vorberathung zur 
Einleitung des Hochquellenwaſſers von Seite des Gemeinderathes 
mit einer großen Gründlichkeit gepflogen worden iſt, eine That— 
ſache, die gewiſs unbeſtritten iſt. Der Herr Berichterſtatter hat 
ſich durch dieſe, wenn auch nicht harmloſe, aber gewiss in einem 
inoffenſiven Tone vorgebrachte Bemerkung veranlaſst geſehen, in 
einer ironiſchen und gereizten Weiſe zu erwidern. Ich komme nur 
deshalb darauf zurück, weil ich glaube, wir ſollen die Sache — 
dieſe hochwichtige Angelegenheit, wie fie es verdient, sine ira et 
studio berathen und nicht voreingenommen ſein für oder gegen 
dieſelbe. 

Es wird und wurde in dieſer Debatte vielfach geſagt, die 
Bevölkerung ſei gegen die Donau-Nutzwaſſerleitung, „die ganze Be— 
völkerung“ wurde ſogar von einigen Herren geſagt. Ich bin der 
Anſicht, dafs das kein wirkſames Argument iſt. Es ift ja natürlich, 
daſs die ganze Bevölkerung über den Gegenſtand nicht gründlich 
informiert ſein kann, und auf die Sutkrage universelle gebe ich 
in dieſer Richtung ſehr wenig. Ich glaube vielmehr, daſs wir von 


der Bevölkerung darum in den Gemeinderath geſchickt worden ſind, 


damit wir uns gründlich über einen ſo wichtigen Gegenſtand, wie 


es der vorliegende iſt, informieren und auf Grund dieſer Infor⸗ 


mation, die natürlich eine wirklich gründliche ſein muſs, unſeren 
Beſchluſs faſſen. Dazu iſt vor allem nothwendig, daſßs die that- 
ſächliche Grundlage uns in erſchöpfender und klarer Weiſe gegeben 
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wird. Uns dieſe Grundlage zu beſchaffen, iſt zunächſt Sache des 
Herrn Bürgermeiſters und des Stadtrathes. 

Ich bedauere, ſagen zu müſſen, dass in dem vorliegenden 
Falle uns dieſe Grundlage nicht in der nothwendigen Klarheit zu 
Gebote ſteht. Ich werde darauf im Laufe meiner Ausführungen 
zurückkommen. Meine Herren, ich glaube, daſs wir gerade in dieſer 
Sache vollſtändig offen und klar fein müſſen, und daßs es nicht 
angeht, hier mit Argumenten hinter dem Berge zu halten, etwas 
zu verſchweigen oder einen Beſchluſs zu faſſen, der eigentlich nicht 
dasjenige beſagt, was wir wollen, gewiſſermaßen im Vertrauen 
darauf: der Bürgermeiſter wiſſe ſchon, was wir wollen, er wird 
es ſchon machen. 

Meine Herren! So groß mein Vertrauen gegenüber unſerem 
Stadtoberhaupte iſt, jo glaube ich, dass wir in dieſer Sache abſolut 
nicht abdicieren und die Waſſerverſorgung nicht präſidialiter er— 
ledigen laſſen dürfen. Die gewünſchte Klarheit fehlt uns in viel— 
facher Beziehung. In dem Referate iſt unter anderem geſagt: Es 
iſt nicht möglich, die Waſſerverſorgung Wiens durch eine Central— 
leitung beſorgen zu laſſen. Ich will nicht unterſuchen, ob das 
vollſtändig richtig iſt, aber ich pflichte dieſer Auffaſſung darum bei, 
weil ich es für ein Unglück halte, wenn die Waſſerverſorgung 
Wiens auf eine einzige, durch Elementarereigniſſe und andere 
Unglücksfälle ſehr leicht zu unterbindende Ader gebaut iſt, weil ich es 
wünſche, dafs eine zweite Waſſerleitung für Wien geſchaffen wird, 
und weil ich auch einer Donau: Nubwafjerleitung — für welche ich 
nicht bin — nöthigenfalls gerne darum zuſtimme, damit wir eine 
zweite Leitung haben. 

Auch eine Nutzwaſſerleitung mit ungenießbarem Waſſer iſt in 
den traurigen Fällen einer Unterbindung durch Erdbeben oder 
andere Unglücksfälle immer beſſer als gar keine. Wir werden 
eben in ſolchen Fällen das Waſſer kochen müſſen, bevor wir es 
trinken. Ich pflichte alſo dem Standpunkte bei, eine Centralleitung 
iſt nicht möglich, wir müſſen eine zweite Leitung haben. Eine 
Trennung der Waſſerverſorgung iſt in doppelter Weiſe möglich, 
entweder kann dieſelbe nach Stadttheilen, Gegenden geſchaffen, eine 
locale Trennung ſein mit einem einzigen Netze, oder ſie kann eine 
Trennung nach Beſtimmung des Waſſers nach Zwecken ſein, was 
die doppelte Leitung über das ganze Gebiet vorausſetzt. 

Als im Jahre 1889 die Ergänzung der Hochquellenleitung 
in Frage ſtand, haben ſehr viele Mitglieder — ich weiß nicht, ob 
es die Mehrheit war, beſtimmt weiß ich, daßs ich unter ihnen war, — 
einem Beſchluſſe zugeſtimmt, dass man die Donau-Nutzwaſſer— 
leitung in Frage ziehe und Studien mache. 

Wir, oder wenigſtens ich, ſtanden damals auf dem Stand— 
punkte, dass die 358.000 hl, welche wir aus dem Hochquellengebiete 
neuerlich zu gewärtigen hatten, den alten zehn Bezirken vollſtändig 
zur Verfügung bleiben, und daſs die damaligen Vororte, welche 
heute einen Gebietstheil der Stadt Wien bilden, eine ſelbſtändige 
Waſſerverſorgung erhalten werden. 

Unter dieſer Vorausſetzung, dafs dieſe 600.000 hl im Minimum 
den 800.000 Einwohnern der alten Bezirke allein zur Verfügung 
ſtehen — nur unter dieſer Vorausſetzung —, habe ich der Idee 
einer Nutzwaſſerleitung zugeſtimmt. 

Dieſe Verhältniſſe haben ſich heute geändert. Wir haben heute 
eine Bevölkerung von 1,400.000 Menſchen mit Waſſer zu ver- 
ſorgen, und dazu reichen 600.000 hl Hochquellenwaſſer nicht aus. 
Man ſchlägt uns nun vor eine Theilung nach Zwecken, nach der 
Beſtimmung des Waſſers, eine getrennte Nutz- und Trinkwaſſer— 
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leitung. Schon der Umſtand, dafs eine ſolche getrennte Leitung 
ein doppeltes Netz über das ganze, nunmehr dreifach größere 
Gemeindegebiet vorausſetzt, muſs uns ernſtlich zu denken geben, 
und ich glaube, wir können ſchon aus finanziellen Gründen nur 
dann einem ſolchen Unternehmen zuſtimmen, wenn ſicher iſt, daſs 
erſtlich damit der Waſſernoth endgiltig und für lange Zeit abge— 
holfen ift, und dafs zweitens uns kein anderer Ausweg bleibt. — 
Daſs wir an Waſſernoth heute leiden, ift ſicher; ob aber durch die 
Nutzwaſſerleitung einem ſolchen Waſſermangel abgeholfen wird, 
das hängt von einer Vorfrage ab, die präciſe gefajst jo lautet: 
Da das Nutzwaſſer nur einen Theil des Waſſerbedarfes deckt, ſo 
müſſen wir zunächſt wiſſen, wieviel von jenem Waſſer, das uns 
die Nutzwaſſerleitung nicht gibt, wir brauchen, und wieviel von 
ſolchem Waſſer, kurz geſagt: Trinkwaſſer wir haben. 

Die Beantwortungen, welche uns der vorliegende Bericht 
gibt, ſcheinen mir theils ſanguiniſch, theils unvollſtändig; ſanguiniſch 
in der Richtung, dajs geſagt wird, es ſtehen uns unter allen Um— 
ſtänden 611.000 pl zur Verfügung. Es iſt ja in dem Referate 
ſelbſt geſagt, daſs nur die Monatsdurchſchnitte zur Grundlage der 
Berechnung dieſes Minimums genommen worden find, und aus 
dem Referate erſehen wir, daſs an einigen Tagen nur 130.000 hl 
aus den Hochquellen zu ſchöpfen waren. Unſere Reſervoirs reichen 
jedenfalls nicht zu, während eines ganzen Monates eine Aus⸗ 
gleichung herbeizuführen, abgeſehen davon, dass das Minimum 
auch unter die bisherige Höhe herabſinken kann, alſo inſoferne iſt 
ſchon die Annahme bezüglich der alten Hochquellen etwas ſanguiniſch. 
Nun kommen die neuen 358.000 hl. 

Es hat bereits Herr Dr. Nechausky geſagt, dafs wir ein 
Recht auf dieſe 358.000 hl haben; aber ob wir ſie haben, das 
wiſſen wir nicht beſtimmt. Darauf hat der Herr Referent erwidert, es 
ſei dies eine ganz ungründliche Bemerkung, es zeige, dafs der Sprecher 
ſich nicht informiert hat; die 358.000 hl haben wir jedenfalls; 
denn es ſind noch andere Quellen in jenem Gebiet, z. B. die 
Heufußquelle, welche einbezogen werden können. Gewißs können ſie 
einbezogen werden, aber bis wir an jene Quellen hinkommen, wird 
eine ſehr lange Zeit verſtreichen, und wir haben zwar gewiss 
momentan das Recht, nicht aber auch momentan die Möglichkeit, 
— ſelbſt innerhalb eines Jahres nicht — dieſe Quellen einzube- 
ziehen. Ich will das übrigens als einen minder wichtigen Punkt 
nicht weiter beſprechen und komme nun auf einen weit wichtigeren 
Punkt. Wie viel Waſſer brauchen wir, das uns die Nutzwaſſerleitung 
nicht liefern kann? Das iſt der ſpringende Punkt in dem ganzen 
und über dieſen ſind wir eben nicht informiert. Der Bericht, der 
uns vorliegt, ſtellt eine Berechnung auf, daſs wir 57 U per Kopf 
Geſammtbedarf haben. Es iſt ausgerechnet worden, daßs wir im 
alten Gemeindegebiete einen Geſammtbedarf von 57 1 an Nutz— 
und Trinkwaſſer haben. Wie viel davon Trinkwaſſer iſt, iſt uns 
aber nicht geſagt worden. Nun iſt die weitere Frage: was ſoll die 
Nutzwaſſerleitung liefern? Soll ſie eine weitmaſchige ſein, welche die 
Häuſer nicht verſorgt, oder ſoll ſie auch für den Hausbrauch 
Waſſer liefern? Dieſe Vorfrage, die ja nothwendig entſchieden 
werden muſs, bevor wir uns ein Urtheil bilden können, iſt uns 
bis heute von gar niemandem aufgeklärt worden. Ein Herr College, 
der neulich geſprochen hat, hat allerdings gemeint, daſs es ganz 
klar ift, dafs das Nutzwaſſer in die Häuſer eingeleitet werden mufs, 
nur ſagt man es jetzt nicht. 

Dieſe Unaufrichtigkeit iſt ja doch nicht die richtige Baſis für 
einen ſo weittragenden Beſchluſs. Wenn das beabſichtigt wird, ſo 
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ſage man es uns, dann können wir uns ein Urtheil bilden. Heute 
mufs ich nur auf dem ſozuſagen officiellen Standpunkte ſtehen, 
daſs die Einleitung in die Häuſer nicht in Ausſicht genommen 
worden iſt; ich glaube, daſs es der Herr Stadtbaudirector war, 
der uns die Mittheilung gemacht hat, dass ein weitmaſchiges Netz 
in Ausſicht genommen worden iſt. Das Referat ſelbſt enthält 
nichts darüber. Wenn alſo ein weitmaſchiges Netz in Aus— 
ſicht genommen iſt, wenn das Nutzwaſſer nicht in die Häuſer 
eingeleitet wird, dann mujs uns die alte Trinkwaſſerleituug, das iſt 
611.000 hl, das geſammte Waſſer für den Hausbedarf liefern. 
Jetzt iſt die weitere Frage: Reicht das aus oder nicht? Wie viel 
brauchen wir an Haushaltungswaſſer? Da haben wir nun ſehr 
verſchiedene Angaben gehört. 

Da wir nicht darüber aufgeklärt worden ſind durch das Re— 
ferat, müſſen wir uns ſelbſt ein Urtheil zu bilden trachten. Es 
wurde vorgeſtern vom Herrn Referenten ſelbſt auf den Ausſpruch 
des Herrn Ober⸗Sanitätsrathes Dr. Gru b er hingewieſen. Dieſer 
Ausſpruch lautet aber einigermaßen anders. Herr Dr. Gruber 
beziffert nämlich die Hausbrauchſumme, nämlich dasjenige Waſſer, 
welches zum Trinken, Kochen, Waſchen, Wäſchewaſchen, als Bade— 
waſſer und zur Cloſetſpülung nothwendig iſt, auf 60 1 per Kopf 
und Tag. Das iſt eine Ziffer. 

Eine zweite ſozuſagen officielle Ziffer hat uns das Bauamt 
im Referate von 1862 gegeben. In dieſem Referate, welches in 
der Stadtbibliothek ja zu haben iſt, wurde eine getrennte Nutz— 
und Trinkwaſſerleitung aus dem Wiener-Neuſtädter Canal geplant 
für das damals kleine Gemeindegebiet und die damals noch kleinere 
Bevölkerung. In dieſem Referate nun heißt es, der Bedarf ſei ein 
Eimer Trinkwaſſer und ein Eimer Nutzwaſſer per Kopf, das 
wäre alſo circa 57 1 per Kopf und Tag. In irgend einer Schrift, 
welche ſich mit dieſer Sache befalst, habe ich geleſen — ich 
kann es nicht verbürgen —, dass im Jahre 1889, zur Zeit der 
großen Waſſernoth und unter der gewaltigen Preſſion, welche da— 
mals ausgeübt worden iſt, noch immer ein Bedarf von 521 per 
Kopf und Tag nachgewieſen ſei. Der Herr Referent hat vorgeſtern 
auf das Gutachten des Vereines der Gas- und Waſſer-Fachmänner 
hingewieſen. Dieſes iſt in dem Referate des Herrn Ober-Sanitäts— 
rathes Dr. Gruber ſelbſt bezogen, und ich bin daher in der 
Lage zu conſtatieren, daſs die Ziffern ganz anders lauten als die, 
welche der Herr Referent uns vorgeſtern mitgetheilt hat. (Hört!) 

Es heißt hier: Von dieſem — nämlich dem Vereine der Gas— 
und Waſſerfachmänner — wurde zum Trinken, Kochen, Reinigen 
des Körpers und Geſchirres 20 bis 30 J!, zum Wäſchewaſchen 10 
bis 15 1, das macht zuſammen 30 bis 45 J; dann weiters zu 
Bädern 20 bis 301, alſo zuſammen 50 bis 751 normiert, wobei 
die Cloſetſpülung nicht eingerechnet iſt. Alſo, gerade die Gas- und 


Waſſertechniker nehmen bloß zum Trinken, Kochen und Reinigen. 


eine Quantität von 30 bis 45 ] an. 


Gewißs find das einige Autoritäten; dem gegenüber kommt 
nun die Autorität unſeres Referates. Der Herr Referent ſelbſt hat 
in feinen mündlichen Auseinanderſetzungen eine Quantität von 251 
für den ſogenannten normalen Hausbedarf per Perſon und Tag 
angegeben. Ich gebe zu bedenken, daſs, wenn man mit 25 1 aus⸗ 
gereicht hätte, wir nie eine Waſſernoth in Wien gehabt hätten oder 
nur ſehr wenige Tage. Der Herr Stadtphyſicus, welcher auch in 
dieſer Frage vernommen wurde, hat trotz der eindringlichen Fragen, 
die in dieſer Beziehung an ihn geſtellt worden ſind, ſich nicht be— 
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wegen laſſen, eine andere Ziffer als 30 1 zu nennen. Nun, bevor 
ich auf dasjenige eingehe, was aus dem Referate ſelbſt gefolgert 
werden mufs, habe ich mir den vorgeſtrigen Mahnruf des Herrn 
Referenten geſagt ſein laſſen. Er hat vorgeſtern geſagt: „Das 
Probieren geht über das Studieren.“ Ich habe mir nun von einem 
kleinen Hauſe, deſſen Einrichtungen und Haushaltung mir perſönlich 
vollſtändig bekannt ſind, wo, wie ich weiß, gar keine Verſchwendung 
durch Röhrenbruch und dergleichen vorkam, die Ziffern genau aus— 
gehoben — dieſelben Ziffern ſind hier im Magiſtrate ebenfalls 
einzuſehen —, und ich habe gefunden, dass in dieſem Haufe, in 
welchem vor einem Jahre ein ganz neuer Waſſermeſſer aufgeſtellt 
wurde, und in welchem keine Waſchküche iſt und wo keine ſoge— 
nannte große Wäſche gewaſchen wird, im letzten Jahre vom October 
vorigen Jahres bis zum October laufenden Jahres, in gerade 
365 Tagen, eine Quantität verbraucht worden iſt, welche per Kopf 
und Tag 35 ergibt. Dabei habe ich noch ganz unberechnet ge- 
laſſen, daſs in demſelben Hauſe beiſpielsweiſe die Reinigung der 
Stiegen und Gänge nicht mit Hochquellenwaſſer, ſondern mit 
Brunnenwaſſer beſorgt wird, da ein ganz brauchbarer Brunnen 
im Hauſe vorhanden iſt. Das iſt alſo durch Probieren ermittelt 
worden. 

Ich würde mir nicht erlauben, dieſe privaten Erfahrungen 
hier zur Sprache zu bringen, wenn ich nicht ſchon vorher viele 
andere Ziffern genannt hätte. Ich bitte, übrigens weiter zu be— 
denken, daſs in dieſen 85 1 nur dasjenige Waſſer, welches im 
Hauſe conſumiert wird, enthalten iſt und nicht darauf Rückſicht 
genommen iſt, daſs auch öffentliche Auslaufbrunnen beſtehen, die 
auch aus Hochquellen geſpeist werden. Nun komme ich auf das 
Referat ſelbſt. Herr Gem.-Rath Dr. Nechansky hat bereits 
nachgewieſen, daſs aus den Ziffern des Referates mit einer mathe— 
matiſch ganz unanfechtbaren Gewiſsheit hervorgeht, daſs ein be— 
deutend größeres Quantum erforderlich iſt. Er hat 48 ½ 1 aus: 
gerechnet. Ich habe ſogar 52 1 per Kopf und Tag gefunden. Und 
dieſe Berechnung iſt ſehr leicht zu machen; man braucht nur aus 
den 414.000 J, die hier als im alten Gemeindegebiete conſumiert 
verzeichnet find, die 38.000 ! unter Punkt 3, 6 und 7 wegzu— 
rechnen, welche durch Nutzwaſſer erſetzt werden können. Was hat 
der Herr Referent geſtern in der Sitzung erwidert? „Ja, da muſs 
ein Fehler darin ſein.“ In einer ſo wichtigen Sache, wo wir durch 
Jahrzehnte hinaus über das Wohl und Wehe unſerer Stadt, welches 
mit der Waſſerverſorgung innig zuſammenhängt, zu entſcheiden 
haben, können wir uns doch nicht damit begnügen, dafs ein Fehler 
darinnen fein mußs. 

Wo iſt der Fehler? Ich bitte, ihn nachzuweiſen. Der Herr 
Referent hat dann geſagt: Es kann doch kein Menſch mehr als 
48 conſumieren. Das iſt doch ein Wortſpiel. Kommen wir nicht 
immer auf dieſelben Wortſpiele zurück, was man unter Trink— 
oder Haushaltungswaſſer verſteht. Es iſt leider nicht möglich, ſich 
in der fortlaufenden Rede immer der Umſchreibung zu bedienen: 
„Waſſer, welches nicht durch die Nutzwaſſerleitung erſetzt werden 
kann“. Man nennt es eben Trinkwaſſer, weil man einen präciſeren 
Ausdruck dafür nicht hat. Mit einem Wort, es iſt Waſſer, welches 
genießbar ſein muſs und im Haushalte zur Verfügung ſteht. Wenn 
wir nun 52 1 per Kopf und Tag brauchen, fo macht das bei der 
heutigen Bevölkerung 728.000 bl und in zehn Jahren 884.000 pl 
aus. Unſere Menge von 611.000 hl reicht alſo weder bei den 
heutigen Verhältniſſen, noch bei der Bevölkerung in zehn Jahren 
auch nur zu zwei Dritteln oder drei Vierteln aus. 
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Dabei wurde ſchon darauf hingewieſen, dajs eine ſolche Nutz— 
waſſerleitung, welche gar nicht in die Häuſer geht, faſt gar keinen 
Ertrag liefert. Schon das iſt ein Grund, warum ich glaube, es 
iſt gar nicht ernſtlich gemeint, eine Nutzwaſſerleitung ſo zu bauen, 
daſs fie nicht in die Häuſer geht. Ich glaube, dafs damit dieſe 
Eventualität bereits gefallen iſt und daſs man ſich mit der 
anderen Eventualität befreunden mufs. Wenn ſchon eine Donau— 
Nutzwaſſerleitung errichtet wird, ſo wird ſie in die Häuſer eingeleitet. 

Ich gehöre nicht zu jenen Peſſimiſten, welche glauben, daßs 
mit der Einleitung der Donau-Nutzwaſſerleitung in die Häuſer ſchon 
die Cholera und alle möglichen Epidemien in Wien verbreitet 
werden. Allerdings iſt der bekannte Fall von Zürich zu bedenken, 
in welcher Stadt eine getrennte Nutzwaſſerleitung beſtand und aus 
Bequemlichkeit — ich glaube, es war in einem Knabeninſtitut — 
der unrechte Hahn geöffnet wurde und die ganze Umgegend infolge 
dieſes Leichtſinns erkrankt iſt. Es iſt ferner nicht unintereſſant, auf 
das Beiſpiel von Paris hinzuweiſen, wo eine ſolche getrennte Nutz— 
waſſerleitung beſteht. 

Ich habe hier eine vom Juni 1892 datierte Kundmachung 
der Prefecture de la Seine, in welcher der Bevölkerung von Paris 
empfohlen wird, mit dem Trinkwaſſer möglichſt zu ſparen, und am 
Schluſſe heißt es: Dieſe Kundmachung iſt im Intereſſe aller 
gegeben, und um übermäßigen Verbrauch zu vermeiden, welcher 
die periodiſche Subſtituierung von Nutzwaſſer an Stelle des Trink— 
waſſers nothwendig macht. (Hört! Hört!) So ſieht es in Paris 
heute aus, und das iſt vorausſichtlich auch unſere Zukunft, wenn 
das geſchieht. (So iſt es!) 

Ein viel wichtigeres Argument ſcheint mir aber folgendes zu 
ſein. Wenn wirklich eine ſolche Donau-Nutzwaſſerleitung gemacht 
wird, die in die Häuſer geht, wie wollen Sie es erreichen, daſs 
jeder Hauseigenthümer ſich dieſe Waſſerleitung auch wirklich ins 
Haus und in alle Stockwerke einführen läſst? Thut er das nicht, 
ſo iſt der Zweck nicht erreicht, dann wird das Trinkwaſſer nicht 
ausreichen, und wir werden von der Nutzwaſſerleitung keinen Vor— 
theil haben. Wenn ein Vortheil damit verbunden fein ſoll, jo muss 
jeder Hauseigenthümer gezwungen werden, auch wirklich in ſeine 
Haushaltung Nutzwaſſer einzuleiten, durch welches er das fehlende 
Trinkwaſſer ergänzen ſoll. Wie wollen Sie dies erreichen? Es 
ſind heute, nachdem ſoviele Jahre ſeit der Einleitung der Hoch— 
quellen verfloſſen ſind, noch immer über 1000 Häuſer im alten 
Stadtgebiete, in welche des Hochquellenwaſſer trotz aller Zwangs— 
maßregeln noch nicht einmal im Erdgeſchoſſe eingeleitet iſt, und 
wieviele Häuſer gibt es, in welchen die Leitung nicht in die 
oberen Stockwerke reicht? Wenn Sie dies alſo einführen wollen, 
ſo iſt eine eiſerne Hand nothwendig und ich bitte Sie, zu bedenken, 
daſs, wenn Sie dieſe Nutzwaſſerleitung beſchließen, wir auch dieſer 
eiſernen Hand den Arm leihen und dazu habe ich heute nicht den 
Muth. So ſteht es mit der Donau-Nutzwaſſerleitung. Ich glaube 
zwar nicht, daßs fie unter allen Umſtänden ein großes Übel iſt, 
aber die Koſten derſelben ſtehen außer allem Verhältniſſe zu den 
Vortheilen, welche wir daraus zu gewärtigen haben, und ich kann 
mich darum nicht entſchließen, ihr zuzuſtimmen, bevor ich nicht die 
Gewissheit habe, daſs uns jedes andere Mittel, der Waſſernoth 
abzuhelfen, fehlt. Welche andere Mittel gibt es denn noch? Ich 
habe an dem hygieniſchen Congreſs, welcher im Jahre 1888 hier 
ſtattfand, theilgenommen, und die Verhandlungen desſelben genau 
verfolgt, und habe mir dieſelben auch jetzt wieder zu Gemüthe 
geführt. Dieſer hygieniſche Congreſs iſt von der Gemeinde Wien, 


„Vortheil entbehren, welcher darin liegt, 
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wenn ich nicht irre, mit 10.000 fl. dotirt worden, und wir haben 
daher das Recht und die Pflicht, uns die Erfahrungen, die dort 
bekanntgegeben wurden, zunutze zu machen. 

Wenn wir uns die Elaborate des hygieniſchen Congreſſes, 
ſoweit fie Trink und Nutzwaſſer betreffen, vor Augen halten, fo 
gibt uns dies in gewiſſer Beziehung eine Beruhigung; wir ſehen 
nämlich, wie in anderen Städten die Waſſerfrage gelöst wurde, 
und das wir verhältnismäßig ſehr gut daran find, weil wir die 
Wahl zwiſchen ganz verſchiedenen Arten der Waſſerverſorgung 
haben. Sie finden zum Beiſpiel, daſs die große Mehrzahl der 
engliſchen Städte ſich mit Waſſer aus Thalſperren und offenen 
Waſſerbehältern verſorgt und dabei ſehr günſtige Geſundheitsver— 
hältniſſe erzielt. Sie finden weiters, dass auf dieſem Congreſſe eine 
Theſe ausgeſprochen wurde, welche beiläufig dahin geht, dafs die 
beſte Waſſerverſorgung aus durch Bodenfiltration gewonnenem 
Grundwaſſer, ſei es aus Quellen, ſei es durch Tiefbohrung er— 
ſchloſſen, geſchieht. Es iſt alſo ein vollſtändiger Parallelismus zwiſchen 
dem Quellwaſſer und den ſogenannten Tiefquellwaſſer, alſo Grund— 
waſſer, welches durch Tiefbohrung erſchloſſen wurde. 

Ich bin nicht Techniker genug, um mich auf den Unterſchied 
zwiſchen dem durch Tiefbohrung gewonnenen und dem übrigen 
Grundwaſſer einzulaſſen und conſtatiere daher nur, dafs dieſe Theſe 
auf dem hygieniſchen Congreſſe beſchloſſen wurde. 

Wir haben alſo die Wahl zwiſchen ganz verſchiedenen Wäſſern. 
Gewißs iſt das günſtigſte, was wir machen können, eine neue Hoch— 
quellenleitung. Wenn wir aus einem anderen reichlich mit Waſſer 
dotierten Gebiete Quellwaſſer gewinnen können, ſo werden wir 
am allerbeſten verſorgt ſein. Es iſt z. B. die Waſſerverſorgung 
aus Steiermark in Ausſicht genommen worden, ich bitte aber zu 
bedenken, daſs wir erſtens dort mit einem anderen Lande zu thun 
haben, worauf auch der Referent vorgeſtern aufmerkſam machte, 
und zweitens, daßs dieſe Hochquellenleitung aus Steiermark wieder 
nur in unſeren großen Aquäduct fließt, und wir daher den großen 
daſs wir eine Leitung 
haben. Aber es iſt auch möglich, Hochquellenwaſſer aus einem 
anderen Gebiete, vielleicht ſogar aus Niederöſterreich herbeizuführen 
und das wäre jedenfalls die günſtigſte Löſung, aber eine Löſung, 
auf welche wir vielleicht ein Jahrzehnt oder nicht viel weniger 
warten müssten. Wenn es alſo möglich iſt, uns raſcher Waſſer zu 
verſchaffen, ſo wäre dies jedenfalls beſſer. 

Nun kommt die Tiefquelle an die Reihe. Man mufs ſich 
beinahe bekreuzigen, wenn man dieſes Wort ausſpricht, wenn 
wenigſtens der Herr Vorredner in der letzten Sitzung recht hat. 
Ich laſſe mich durch derlei Bemerkungen gewißs nicht einſchüchtern. 
Ich glaube, die Tiefquellenleitung wird kein Panama für den 
Wiener Gemeinderath werden. Man wirft hauptſächlich dieſem 
Unternehmen vor, dajs es ein Privatunternehmen ſei und es iſt 
meines Erachtens ganz richtig in dem erſten Theile des Referates 
geſagt worden, die Waſſerverſorgung Wiens iſt ausſchließlich Auf— 
gabe der Gemeinde und darf daher nicht in die Hände von 
Privaten gelegt werden. Dieſen Satz unterſchreibe ich vollſtändig, 
mit einer Modification, dass ich zwiſchen „nicht“ und „in 
die Hände“ das Wort „dauernd“ einfüge, denn es kann 
unter Umſtänden zweckmäßig ſein, wenn eine Privatunternehmung 
jene Experimente macht, von deren Ergebnis es abhängig ſein 
wird, welchen Weg wir betreten. 

Eine Privatunternehmung hat dann das Riſico und wir 
werden nur ein ſolches Vertragsverhältnis eingehen, wobei uns 
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ein ſolches Riſico nicht trifft. Es wurde nun gejagt, über die 
Tiefquellenleitung ſind wir ja gar nicht informiert, wir wiſſen 
nicht, ob da Waſſer genug iſt und man hat uns darüber durch 
unbefangene Sachverſtändige keinen Aufſchluſs gegeben. Es gibt 
ſolche unbefangene Sachverſtändige, es iſt mir bekannt geworden 
und es wurde hier erwähnt, dafs der Baudirector von Frankfurt, 
der dort die Tiefquellenleitung conſtruiert hat, namens Lindley, 
gebeten wurde, das Steinfeld genau zu unterſuchen und darüber 
ein Gutachten abzugeben. Ich bin ſogar einigermaßen über den 
Inhalt des Gutachtens unterrichtet worden. Ich weiß nicht, ob 
dieſe Mittheilungen ganz richtig ſind, aber jedenfalls wird es 
unſerem Herrn Baudirector ein Leichtes fein, ſich die Einſicht in 
dieſes Gutachten zu verſchaffen, und wenn in Unterhandlungen 
mit dem Privatunternehmer eingegangen wird, wird es die erſte 
Bedingung fein, dafs das Gutachten vorgelegt wird. Nun, meine 
Herren, wurde auch vom Baudirector gejagt, die Unternehmung 
hat es bisher unterlaſſen, den Beweis zu liefern, ſie habe noch 
nicht gepumpt. Das iſt aber ein Punkt, meine Herren, wo ich der 
Anſicht bin, dafs wir den Stier bei den Hörnern faſſen ſollen. 
Man zwinge die Geſellſchaft dazu, daſs fie die Beweiſe liefere. 

Jener Punkt, welcher vielfach berührt wurde, das Erlöſchen 
der Conceſſion im Falle der Anderung des Projectes, bietet uns 
Gelegenheit und Anlass dazu. Iſt es richtig, dass die Conceſſion 
dadurch erloſchen iſt, daſs das frühere Stollenproject aufgegeben 
wurde und ein Project mit einzelnen Tiefbrunnen aufgenommen 
wurde, wenn dadurch wirklich die Conceſſion erloſchen iſt, iſt die 
Unternehmung, die heute zwiſchen uns und dem Steinfelde beſteht, 
aus dem Wege geräumt, und es wird die Gemeinde ſich ſelbſt an 
Ort und Stelle ein Urtheil bilden. Wenn aber die Conceſſion 
beſteht, warum ſollen wir nicht in Unterhandlungen eintreten, 
man wird ſagen, es iſt im Referate der Antrag enthalten, dahin 
gehend, der Bürgermeiſter wird erſucht, die Unternehmung der 
Wiener⸗Neuſtädter Tiefquellenleitung einzuladen, die zur Beur— 
theilung des Projectes erforderlichen Aufklärungen zu geben. Ich 
kann nicht leugnen, dal dieſer Satz, jo ernſt die Sache iſt, mir 
ein Lächeln abgerungen hat. „Der Herr Bürgermeiſter wird erſucht, 
die Unternehmung aufzufordern, Aufklärungen zu geben“. Goethe 
hat irgendwo geſagt, in der Beſchränkung zeige ſich der Meiſter. 

Ich glaube, unſer ſehr verehrtes Stadtoberhaupt hat bisher 
nicht die Gelegenheit geſucht, uns ſeine Meiſterſchaft, die wir ja 
willig anerkennen, in der Beſchränkung zu zeigen, die er ſich bei 
Ausübung ſeiner Machtbefugniſſe auferlegt hat. (Heiterkeit.) 

Nun bin ich zu Ende. Ich glaube, wir können uns nicht zu 
einem ſo weitgehenden Projecte, wie die Donau-Nutzwaſſerleitung iſt, 
entſchließen, da wir erſtens nicht genau wiſſen, wie dieſe Leitung 
gedacht iſt, und uns aufgeklärt werden ſoll, ob ſie in einer oder 
der anderen Weiſe beabſichtigt iſt, zweitens, bevor man nicht be— 
ſtimmt weiß, dais eine andere Art der Waſſerverſorgung aus— 
geſchloſſen iſt. 

Ich ſtimme dem Antrage des Herrn Collegen Wünſch zu, 
und wenn derſelbe nicht angenommen würde und wenn der 
Referenten⸗Antrag zur Abſtimmung kommt, ſtelle ich den Zuſatz— 
Antrag zu § 1a, dafs zwiſchen „nicht“ und „in die Hände“ das 
Wort „dauernd“ eingeſetzt werde. (Beifall und Händeklatſchen.) 

VBaudirector Berger: Ich möchte nur eine Aufklärung in 
Beziehung auf die Bemerkungen des Gem.-Rathes Dr. Daum 
geben, nach welchen es mir ein Leichtes ſein ſoll, das Gutachten 
des Baudirectors Lindley zu erhalten. Ich habe von der 
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Exiſtenz eines ſolchen Gutachtes ſchon zur Zeit der Waſſer-Debatte, 
welche im Juli d. J. abgebrochen wurde, gehört und habe auch 
davon Erwähnung gethan. 

Es iſt nun am 15. October d. J. von Seite der Tiefquellen— 
Unternehmung, beziehungsweiſe von der Länderbank und von der 
Exploration-Compagnie eine neue Zuſchrift an den Herrn Bürger— 
meiſter gelangt, welche auch damals (jedenfalls von der Geſellſchaft) in 
den Zeitungen publiciert worden iſt. In dieſer Zuſchrift iſt auch 
ein Hinweis auf ein derartiges Gutachten enthalten (liest): „Wir 
erlauben uns, die ergebene Mittheilung zu machen, daſs wir ſeit— 
dem das für Wien hochwichtige Project durch eine fachmänniſche 
Autorität haben überprüfen und die Waſſermengen meſſen laſſen.“ 
Es war daher für mich der Gedanke naheliegend, zunächſt das 
Gutachten kennen zu lernen. Bisher hatte ich nur im Wege münd— 
licher Überlieferung Verſchiedenes gehört, aber nicht aus antorita— 
tiver Quelle, und habe ich daher im Auftrage des Herrn Bürger— 
meiſters ſchon am 16. October, einem Tage nach Erhalt dieſer 
Zuſchrift, an die Geſellſchaft geſchrieben (Hört!) und erſuchte um 
Geſtattung der Einſichtnahme in das Gutachten, habe aber keine 
Antwort erhalten. (Hört!) Erſt am 5. November d. J. kam mir 
folgende Zuſchrift zu (liest): „Die Erledigung Ihrer Zuſchrift, 
3. 2660, vom 16. October d. I, hat ſich aus dem Grunde ver— 
zögert, weil die von Ihnen gewünſchten Vorlagen zwecks geſchäft— 
licher Berathung an unſere engliſchen Freunde verſchickt waren 
und unſererſeits erſt von dort reclamiert werden muſsten. Nun— 
mehr iſt uns deren Rückſendung aviſiert und wir werden daher in 
den nächſten Tagen in der Lage fein, Ihrem Wunſche Folge 
zu geben.“ 

Das Schreiben datiert vom 5. November. Ich habe, obwohl 
ſeither wieder einige Wochen verſtrichen ſind, noch keine Antwort 
erhalten. Es war mir daher nicht möglich, Kenntnis in das frag— 
liche Gutachten zu erlangen und kann auch nicht den geehrten 
Gemeinderath darüber informieren. Dies möchte ich thatſächlich 
conſtatieren. 

Referent: Ich möchte mir nur eine kurze Bemerkung 
erlauben. Wenn ich den Herrn Redner richtig verſtanden habe, ſo 
hat er in ſeinen Worten angedeutet, ich habe aus dem Gutachten 
der Gas⸗ und Waſſer-Fachmänner Deutſchlands unrichtig citiert. 

Nun, ich kann natürlich die Ziffer nicht genau mehr con— 
trolieren, aber ſoviel ich mich erinnere — ich berufe mich da auf 
das ſtenographiſche Protokoll — habe ich geſagt, daßs die Vor— 
ſchläge der Commiſſion für das Verbrauchswaſſer, das iſt für 
Trinken, Kochen und Reinigen 20 bis 30 ! und für Waſchen 
10 bis 15 J per Tag ausmachen. 

Das iſt aus einer Tabelle geſchöpft; die Herren haben Ge— 
legenheit, das zu controlieren. Das Citat, welches ich angezogen 
habe, iſt aus der bekannten Publication „die Waſſerverſorgung 
Wiens“ und hier heißt es, dass für Trinken, Kochen und Reinigen 
20 J, für Waſchen 10] gebraucht werden. Ich habe nämlich die 
Anſchauung, dass Bäder und Cloſetbeſpülung nicht mit Trinkwaſſer 
beſorgt werden müſſen und dafs, wenn z. B. Trinkwaſſer zu wenig 
it, man für Bäder und Cloſetbeſpülung den Zuflujs einfach nicht 
mehr geſtattet. Da iſt für Badewaſſer 20 und für Cloſetbeſpülung 
10 1 angenommen. 

Aber mir erſcheint für die Berechnung des Bedarfes an reinem 
Haushaltungswaſſer unrichtig, wenn man das Badwaſſer und die 
Cloſetbeſpülung hinzurechnet. Dieſe 30! kann man entbehren und 
wird bei der überwiegenden Maſſe der Bevölkerung wirklich ent— 
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behrt. Dajs dies jo iſt, möchte ich aus einer Tabelle, welche die 
Buchhaltung zuſammengeſtellt hat und die datiert iſt September 
1892, deducieren. 

In dieſer Tabelle wird angeführt das Quantum per Tag 
und Partei, nämlich nach den Anmeldungen und da werden 
Parteien aufgezählt 5 bis 6, 6 bis 9 ꝛc. — wie der Bedarf an— 
gemeldet iſt — und zum Schluſſe ergibt ſich folgendes Reſultat. 
Aus dem Vergleiche der Anmeldungen von täglich 293.909˙5 hl 
und des Verbrauches von täglich 245.000 hl ergibt ſich ein Minder— 
verbrauch von täglich 48.000 hl. Es reſultiert im Durchſchnitte 
per Partei und Tag eine Anmeldung von 246 1, ein Verbrauch 
von 2051 (Rufe: Hört!) und ein Minderverbrauch von 4˙1 “J. 

Nun, meine Herren, geht es nicht an, bei Beurtheilung ſolcher 
Fragen nach dem Beiſpiel irgend einer Familie von fünf Köpfen 
ein Schema aufzuſtellen; hier gelten wirklich nur die großen Ziffern, 
die Ziffern eines großen Durchſchnittes, das iſt ein Durchſchnitt, 
welcher für 115 Poſtnummern und für den geſammten angemeldeten 
Bedarf berechnet wird. Was wird angemeldet? Der normale 
Haushaltungsbedarf mit 25 1 per Kopf und was finden Sie? 
Der wirkliche Verbrauch iſt 20 J. (Rufe: Hört!) Das find alſo 
im großen Durchſchnitte jene Leute, welche viele Kinder haben, 
viele Köpfe darſtellen, die das Waſſer zum Trinken, Kochen, 
Waſchen, Reinigen und zur Wäſche benöthigen, und Sie ſehen, 
mit all dem beträgt der Meiſtverbrauch 205 1 per Kopf und nun 
frage ich Sie: Verdienen dieſe Ziffern mehr Vertrauen oder jene, 
die berechnet werden aus Factoren, die ich nicht controlieren kann, 
weil ich ſie nicht kenne. Ich habe nur das Beſtreben, ſoviel es 
mir überhaupt möglich iſt, die Grundlagen für eine Entſcheidung 
mit möglichſter Klarheit zu geben, und alles, was ich an Material 
habe und mir geboten wird, den Herren vorzulegen. 

Schließlich müſſen wir uns in ſolchen techniſchen Dingen 
zum großen Theile auf die Ausführungen und Eingaben unſerer 
Amter verlaſſen und ich glaube, das in dieſer Beziehung der 
Gemeinderath allen Anlass hat, fi mit voller Beruhigung auf 
dieſe Daten zu ſtützen. Das iſt noch dazu eine Zuſammenſtellung, 
die auf officiellen Daten beruht und in ihren Details Ihnen allen 
zugänglich iſt. Ich glaube, dieſe Tabelle verdient mehr Vertrauen 
als eine Berechnung, welche darin gipfelt, daſs man den Tages— 
bedarf mit 40 bis 50 ! berechnet. Aus der erwähnten Broſchüre 
geht ſelbſt hervor, daſs der Meiſtverbrauch von unſerem Bauamte 
für alle Bedürfniſſe einſchließlich jener, die man nicht mehr zu den 
Haushaltungszwecken rechnen kann, mit 57 berechnet worden iſt. 

Daraus ſehen Sie, dass es unmöglich iſt, 48 an Trink 
waſſer, reſpective an Haushaltsbedarf und 71 an Nutzwaſſerbedarf 
zu nehmen. Das iſt entſchieden zu wenig, wenn wir in Betracht 
ziehen, welche enormen Mengen von Waſſer zur Straßenbeſpritzung, 
für Gärten, Canäle und für andere öffentliche Zwecke verwendet 
werden. (Unterbrechungen.) Es iſt auf dieſe Broſchüre gegriffen 
worden, und in dieſer Broſchüre iſt das als Maximumsberechnung 
dargeſtellt worden. Ich glaube daher, dafs die Berechnung, die der 
Herr Redner gemacht hat, einer Correctur bedarf. 

Gem.-⸗Rath Dr. Stenzl (pro): Wenn ich nach den bis— 
herigen Erfahrungen aus der Debatte über dieſen Gegenſtand, 
entgegen meiner gewohnten Beſcheidenheit, die darin ihren Grund 
hat, dafs mir der mündliche Gedankenausdruck, wie ich ihn vielfach 
an Collegen bewundere, nicht geläufig iſt, dennoch um das Wort 
gebeten habe, ſo konnte es nur ans dem Grunde geſchehen, weil 
die Debatte einen Gegenſtand behandelt, welcher für die Bevölke— 
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rung Wiens von weittragender Bedeutung iſt; aber auch aus dem 
Grunde, um einiges, was leicht zu Miſsverſtändniſſen und unrichtigen 
Schlüſſen führen kann, aufzuklären. Ich halte mich wohl auch als 
Arzt verpflichtet, in einer ſo hochwichtigen Frage meinen Stand— 
punkt zu kennzeichen. Indem ich von der Meinung ausgehe, daſs 
eine ſolche Frage von einem wiſſenſchaftlichen, auf das praktiſche 
Leben angewandten Standpunkte behandelt ſein will, werde ich 
mich daran halten, um den Herren, ſoweit ich es mit meinen 
ſchwachen Kräften vermag, meinen Standpunkt darzulegen. 

Aus dieſen wenigen Worten mögen die Herren ſchon erſehen, 
daſs es nicht mein Streben ſein wird, meinen Ausführungen einen 
autoritativen Charakter geben zu wollen. Ich werde nur die 
wichtigſten Momente berühren und die Herren mögen verzeihen, 
wenn ich während meiner Ausführungen einige national-ökonomiſche 
und hygieniſche Bemerkungen einflechten werde, umſomehr als ja 
das Waſſer eines der wichtigſten Lebensbedürfniſſe iſt, und der 
Menſch desſelben ebenſo bedarf wie der Luft, übrigens zum Waſſer 
auch in vielfache Beziehungen tritt, ſei es nun Nutz- oder Genufs- 
waſſer. Ich möchte als Arzt die phyſiologiſche Bedeutung des 


Waſſers in zwei ſehr wichtigen Ziffern markieren. Der Organismus 


des erwachſenen Menſchen beſteht zu nahezu 63 Percent aus Waſſer. 
Durch gewiſſe phyſiologiſche und phyſiochemiſche Vorgänge in den 
einzelnen Organen des Körpers, z. B. in den Nieren, im Darm, 
in den Lungen und in der Haut, wird täglich ein großer Theil 
dieſes Waſſers ausgeſchieden, ſo dafs beiſpielsweiſe ein Erwachſener 
bei mäßiger Ernährung und ſonſtigen geſunden Verhältniſſen pro 
Tag 2590 ems ausſcheidet. Dieſe Quantität ms, wenn nicht die 
Ernährung, die Körpertemperatur oder richtiger geſagt, die Wärme— 
regulierung des Körpers leiden ſoll, wieder erſetzt werden; Geſund— 
heit iſt doch die Vorausſetzung alles normalen Lebens. Die dem 
Menſchen angeborenen Naturbedürfniſſe werden mehr oder weniger 
empfunden nach natürlicher Begabung oder dem Geſundheitszuſtande 
und beſchränken ſich auf das zum Lebensunterhalte Nothwendigſte — 
das iſt auf Waſſer und Nahrung. Ich glaube, nur verkehrte 
ökonomiſche Begriffe ſind im Stande, durch Sparen auf Koſten 
der Geſundheit die Wohlfahrt der Bevölkerung zu untergraben. 
Ein ſolches Sparen iſt ein Unglück für die Bevölkerung. Es klebt 
leider an allen modernen Einrichtungen der Fluch einer falſchen 
National-Okonomie und dieſer bleibt, auch wenn er frei von jeder 
Selbſtſucht iſt, ein Todfeind der Hygiene. Das Waſſer iſt ein 
Ernährungsmittel und als ſolches auch ein Genufsmittel; es mujs 


in dieſer Eigenſchaft von tadelloſer Qualität und in ausreichender 


Quantität vorhanden ſein. 

Auch für andere Zwecke, welche nicht von geringerer hygieni— 
ſcher Bedeutung find, mufs das Waſſer dienen, wie zum Haushalt, 
insbeſondere aber auch im Intereſſe der öffentlichen Geſundheit, 
worunter Straßenbeſpritzung, Gartenbeſpritzung, Canalſchwemmung 
u. ſ. w. eine ſehr wichtige Rolle ſpielen. Auch hiezu bedarf es 
einer großen Quantität Waſſers, wenngleich man an die Qualität 
des Waſſers hier nicht ſo ſtreng hygieniſche Anforderungen zu ſtellen 
braucht — aber immerhin muſs man doch darauf ein wachſames 
Auge haben. — Die Waſſerverſorgung einer Großſtadt iſt eine 
öffentliche Angelegenheit und iſt von ſo eindringlicher Art, dafs 
man ſich gar nicht wundern kann, wenn die öffentliche Geſund— 


heitspflege oder die Vertreter derſelben ſich dieſer Frage bemächtigt 


haben. Es iſt aber auch eine wirtſchaftliche Angelegenheit und 
beſteht in der fortgeſetzten Thätigkeit zur Erwerbung und Ver— 
wendung äußerer Güter behufs allgemeiner Bedürfnisbefriedigung. 
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Ä Zu dieſer Thätigkeit werden wir nicht nur durch die eigene 

Bedürftigkeit, ſondern auch durch den Fortſchritt der Culturent⸗ 
wicklung, den zunehmenden Gemeinſinn beſtimmt, ein Streben, 
das keinem moraliſch pflichtbewuſsten Manne fehlen darf und ſich 
in dem opferwilligen Intereſſe für die Gemeinde und Mitbürger 
bethätigt; denn der Menſch hat infolge der geſellſchaftlichen Zu— 
ſammengehörigkeit natürliche Bedürfniſſe zu ſeiner Lebenserhaltung, 
welche ſich geltend machen im Gefühle des Mangels und in dem 
Streben, dieſen Mangel zu beſeitigen; in der Abhilfe eines ſolchen 
Mangels iſt der Begriff der Befriedigung gegeben. Bei hochent— 
wickeltem Verkehr und Ausbreitung einer großen Stadt, welchen 
beiden Momenten hoffentlich Wien in Kürze entgegengeht, wird 
die Verwendung dieſer Güter, wo ich das Waſſer in der allgemeinen 
Verwendung verſtehe, ſehr beachtenswert, und es mufßs jo viel 
Waſſer, als zum allgemeinen und perſönlichen Erforderniſſe noth— 
wendig iſt, jederzeit leicht und ſicher zu beſchaffen ſein. Was die 
Art der Waſſerverwendung betrifft, ſei es zu Nutz- oder Genuſßs— 
zwecken, frägt die Hygiene und ſo auch wir nach der Herkunft 
desſelben. Wir Wiener ſind in der glücklichen Lage, ein Waſſer zu 


beſitzen, welches allen Anforderungen der Hygiene vollkommen 


entſpricht. 

Es iſt wohlſchmeckend, klar, hat eine Temperatur, die zwiſchen 
8 bis 16 Grad Celſius liegt, iſt frei von Infectionsſtoffen und 
nicht zu hart. Was den letzten Umſtand betrifft, iſt bis heute 
allerdings noch nicht feſtgeſtellt, ob zu hartes Waſſer der Geſundheit 
abträglich ſei, wenigſtens iſt es noch nicht bewieſen, jedoch beſteht 
die Forderung der Hygiene, dass die Härte des Waſſers, welche 
auf der Anweſenheit von Kalk und Magneſia beruht, nicht über 
12 Grad betragen ſoll, weil ein ſolches Waſſer ſehr leicht Störungen 
des Verdauungstractes, ſogenannte Dispepfien, erzeugt. Übrigens iſt 
es bekannt, dass ein ſolches Waſſer zu Haushaltungszwecken nicht 
geeignet iſt, weil es auf Grund ſeiner Erdſalze mit der Haus— 
haltungs-Seife in unlösliche Verbindungen eingeht, und der Zweck 
der Reinigung unvollſtändig erreicht wird. Es fragt ſich nun, 
reicht das uns täglich zukommende Waſſerquantum aus, um die 
geſammte Bevölkerung zu befriedigen und jenen Waſſerbedarf zuzu— 
führen, wie er vom hygieniſchen Standpunkte gefordert werden ſoll? 
Dieſe Frage mußs leider infolange verneint werden, als. unſer 
heutiges Trinkwaſſer zu allem möglichen Bedarf herangezogen und 
Unmaſſen Waſſers verſchleudert werden. Man kann allerdings für 
den rein phyſiologiſchen Bedarf nicht ein Quantum von 4 1 per 
Kopf und Tag annehmen, wie es auf den Auswanderungsſchiffen 
üblich iſt. Viele Hygieniker fordern 27 bis 137 J, der Hygieniker 
Bürkli 270 J, eine für uns allerdings ideale Quantität, deren 
Richtigkeit übrigens von mir inſoferne nicht angezweifelt werden 
ſoll, als fie die Verwendung des Waſſers zu Nutz- und Genußs⸗ 
zwecken zuſammenfaſst. Das Stadtbauamt hat ſeinerzeit für den 
Sommer 90˙5 !, für den Winter 60 1 per Kopf und Tag zu 
Geſammtzwecken in Ausſicht genommen, eine Ziffer, die mir zu 
niedrig gegriffen erſcheint. Ich möchte glauben, dass zu Nutz- und 
Genuſszwecken 150 1 im Sommer, 80 ! im Winter unſeren in 


Wien beſtehenden Verhältniſſen entſprechend angenommen werden 


ſollten, wobei ich es nicht als ausgeſchloſſen bezeichnen möchte, bei 
größeren zur Verfügung ſtehenden Waſſerquantitäten auch dieſes 
Ausmaß zu erhöhen. Wenn das vom Referenten angekündigte. 
Ergänzungsquantum von 35.534 m? Waſſer in abſehbarer Zeit 
eingeleitet ſein wird, werden wir mit einem Geſammtergebnis von 
61.034 m? auf 20 Jahre die Bevölkerung auch mit Rückſicht auf 
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die vom Referenten angedeutete, nach gewiſſen Geſetzen ſich voll— 
ziehende Vermehrung dieſer Bevölkerung mit geſundem und gutem 
Trinkwaſſer verſorgen können. Ich wünſche dies ſchon aus dem 
Grunde, weil eine Vermengung mit irgend einem Waſſer unzuläſſig 
iſt, und weil unſere Trinkwaſſerverſorgung eine einheitliche ſein 
und bleiben muſs. Selbſt eine Vermengung mit dem Neuſtädter 
Tiefquellenwaſſer, welches ſo ſehr geprieſen wird, wäre unzuläſſig, 
denn dies iſt eben Grundwaſſer, und ich möchte ſchon mit Rückſicht 
auf die Entſtehungsart ſolchen Grundwaſſers an der Gleich— 
wertigkeit desſelben zu zweifeln mir erlauben, denn bei dem Durch— 
gehen durch den Boden gibt das Trinkwaſſer Stoffe ab und 
nimmt Stoffe auf, wenngleich der Boden bei ſeiner Fähigkeit, 
gewiſſe chemiſche Subſtanzen zu löſen, als natürlicher Filter wirkt. 
Aber ein Körper iſt es, welcher in der Bodenluft viel ſtärker ver— 
treten iſt als in der Außenluft; es iſt die Kohlenſäure. Dieſe iſt 
es, welche Kalk und Magneſia leicht löst, gewiſſe Salze, wie 
Chlornatrium und Ammoniak, ſowie gewiſſe Kaliverbindungen auf— 
nimmt, weil dieſe von dem Boden nicht ſo innig feſtgehalten werden. 
Vermag der Boden die Maſſe organiſcher Stoffe, mit welchen er 
durchträukt iſt, nicht zu zerſetzen, ſo muſs ein Theil auch in das 
Waſſer übergehen, welches überdies beim Durchtreten an die Ober— 
fläche noch vielfach Mikroorganismen aufnimmt. Grundwaſſer mußs 
daher ſehr häufig im Jahre chemisch und mikroſkopiſch unterſucht 
werden, weil der Gehalt an Chlorverbindungen, organiſchen Stoffen 
und Kalk zu verſchiedenen Jahreszeiten ſehr verſchieden ſein kann, 
deshalb kann die gute Qualität des Grundwaſſers nie mit apo— 
diktiſcher Gewissheit behauptet werden. Die Eignung des Neuſtädter 
Tiefquellenwaſſers zu Genuſszwecken will ich nicht bezweifeln und 
beuge mich hierin dem Urtheile der k. k. Geſellſchaft der Arzte, 
deren Mitglied zu ſein ich die hohe Ehre genieße. Aber zwei 
Momente ſind es, welche mich beſtimmen, dieſes Project der ſoge— 
nannten Neuſtädter Tiefquellenleitung in den Kreis der Beſprechung 
zu ziehen. 

Vor allem erkläre ich, daſs ich mich an das Urtheil der Fach— 
männer, der Techniker und Geologen anlehnen muſßs, wenn ich ſage, 
dafs ich meine Zuſtimmung zu dieſem Projecte nicht geben könnte, 
und ich wiederhole, dass ich an der Qualität des Waſſers nicht 
zweifle, ſondern nur die Quantität, welche uns in einer täglichen 
Zufuhr von 1,800.000 Eimer verſprochen wird, für zu hoch ge— 
griffen finde, weit abgeſehen von den Schwierigkeiten, welche von 
fachmänniſcher Seite geltend gemacht werden, und der Rechts— 
verbindlichkeiten, welche wir, wie der Herr Referent ſagte, den 
Conceſſionären gegenüber hätten, ich mich auch noch mit Rückſicht 
auf das Urtheil der Geologen eines gewiſſen bangen Gefühles 
nicht erwehren kann, daſßs die bitteren Erfahrungen, welche wir 
ſeinerzeit bei der Errichtung des Pottſchacher Schöpfwerkes gemacht 
haben und welche uns das erhoffte Quantum nicht erreichen ließen 
und auch nie mehr erreichen laſſen werden, hier in erneuerter und 
erſchreckend erhöhter Auflage bezahlen werden. Es iſt, ſage ich, ſehr 
fraglich, ob wir bei enentueller Ausnützung des Grundwaſſers des 
Neuſtädter Beckens mit täglich 1,800.000 Eimer dieſes Quantum 
immer haben würden. 

Dann iſt auch der Koſtenpunkt, den der Herr Referent mit 
35 bis 40 Millionen beziffert hat, und da mußs ich doch ſagen, bevor 
man einen ſolchen Betrag für eine Sache ausgibt, die von Fach— 
männern, von Geologen als in Bezug auf die Verläſslichkeit der 
zu beſchaffenden Waſſerquantitäten, als nicht ſicher bezeichnet wird, 
ich es für ein un verantwortliches Riſico halten würde, das Project 
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der Wiener-⸗Neuſtädter Tiefquellenleitung ernſt zu nehmen, oder gar 
die Conceſſion ſelbſt zu erwerben, oder ſelbſt zu bauen; denn um 
dieſen Betrag könnte man das ganze Hochquellengebiet ſammt allen 
Quellen erwerben. 

Ich habe ſchon erwähnt, dafs die Trinkwaſſer-Verſorgung 
eine einheitliche fein muſs und wenn wir über Waſſermangel klagen, 
fo mufs wohl in Betracht gezogen werden, dafs eine große Menge 
Waſſers zu Nutzwaſſerzwecken verſchleudert wird. Mit dem An— 
wachſen der Bevölkerung müſſen wir auf eine einheitliche Beſchaffung 
des Waſſers und ſomit auf Erhaltung und Vermehrung des Hoch— 
quellenwaſſers bedacht ſein, weil eben ein gutes Waſſer eine Forde— 
rung der Hygiene iſt, und weil die Bevölkerung ein Recht hat, 
mit gutem Trinkwaſſer verſorgt zu werden und ein gutes Trinkwaſſer 
einen geſundheitlichen Gewinn bringt. 

Darum mußs auch mit Rückſicht auf das ziffermäßige Er- 
gebnis der Hochquellenleitung, auf die Minima und Maxima, die 
einem Monatsdurchſchnitte entſprechen, an eine Entlaſtung der 
Hochquellenleitung gedacht werden. 

Faſſen wir jene großen Maßregeln ins Auge, wie ſie für 
die Zukunft zur Erhöhung der Salubrität und Aſſanierung unſerer 
Stadt geplant ſind, ſo ſind es vor allem drei Momente, welche 
ungeheure Waſſermengen erfordern, wenn ſie wirklichen Effect haben 
ſollen; vor allem nenne ich die Bäder, Schwimm-, Voll- und 
Douchebäder, von welchen in jedem Bezirke wenigſtens eines er— 
richtet werden ſoll. Dann iſt die Straßenbeſpritzung, welche, wenn 
wir in der glücklichen Lage ſein werden, eine andere Pflaſterungsart 
zu haben, eine Überflutung des Straßenkörpers möglich macht, und 
endlich ſind die Canäle, deren Durchſchwemmung allein Ströme 
Waſſers braucht, wenn ſie von Nutzen ſein ſoll. 

Woher ſollen wir dieſe Waſſermenge beſchaffen? Dies kann 
doch nur durch die Anlage einer Nutzwaſſerleitung geſchehen; auch 
die Geſellſchaft der Arzte hat zugegeben, dafs ſelbſt bei Ein— 
beziehung des Grundwaſſers der Wiener Neuſtädter Tiefebene bis 
zum Jahre 1910 noch immer Waſſermangel eintreten kann und 
würde ſie deshalb erſt dann ihre Zuſtimmung zu einer, wie ſie 
ſelbſt ſagt, unvermeidlichen Nutzwaſſerleitung geben. Und nun frage 
ich: Können wir die Verantwortung übernehmen, die Bevölkerung 
eventuell vor eine Kataſtrophe zu ſtellen, zu deren Abwendung 
der Bau einer neuen Waſſerleitung allein Jahre verſchlingen würde? 

Ich möchte dieſe Verantwortung nicht tragen und werde daher 
mit ruhigem Gewiſſen für die Anlage einer Nutzwaſſerleitung 
ſtimmen. 

Zum Schluſſe möchte ich mir noch einige Bemerkungen über 
unſer Donauwaſſer erlauben. Sowie man bei uns vom Donau— 
waſſer ſpricht, welches wie jedes andere Fluſswaſſer aus Grund-, 
Quell⸗ und Regenwaſſer beſteht, wird ſofort der Bevölkerung 
demonſtriert, wie gefährlich es iſt, ein Waſſer zu verwenden, welches 
in der Nähe cultivierten Terrains fließt. Mir fällt es nicht ein, 
zu leugnen, dafs das Waſſer in der unmittelbaren Nähe menſch⸗ 
licher Anſiedlungen gewiſſen Verunreinigungen ausgeſetzt iſt und 
dafs daher das Donauwaſſer zu Genuſszwecken ganz unzuläſſig 
wäre. Aber als Nutzwaſſer iſt das Donauwaſſer, wenn es außer 
der natürlichen Filtration noch eine künſtliche durchgemacht hat, 
doch gewiſs ohne Gefahr zu verwenden. Ich will hiebei nur be— 
merken, daſs das Waſſer aus dem großen Donauſtrome und nicht 
aus dem Gebiete des Donaucanales entnommen werden ſoll, der 
allerdings auffallende Verunreinigungen enthält, und die Dejecte 
aller jener Stadttheile, die er durchfließt, mit ſich führt, und 
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doch iſt es merkwürdigerweiſe bis heute noch niemandem eingefallen, 
das Concordiabad ſanitätswidrig zu finden und eventuell ein 
Regulativ zu erlaſſen, wie ſich die Badenden zu verhalten haben, 
damit ſie beim Untertauchen oder ſonſtigen Bewegungen im Waſſer 
nicht Krankheitskeime verſchlucken und verdauen. Mir iſt auch 
bisher keine Krankheitsſtatiſtik bekannt, wieviele und woran die 
dort Badenden erkrankten, deren Zahl die Badeſaiſon hindurch 
eine ziemlich bedeutende iſt. Das wäre eine ſehr dankenswerte Auf⸗ 
gabe geweſen. 

Was das Donauwaſſer betrifft, ſo möchte ich auf ein Moment 
aufmerkſam machen. Unſere Donau, die ja doch kein ſtagnierendes 
Waſſer iſt, dem hauptſächlich die üblen Eigenſchaften zukommen, 
erfährt auf ſeinem Wege Veränderungen, welche erſt die Schrecken 
des Waſſers überwinden helfen und deſſen Gefährlichkeit in einem 
viel milderen Lichte erſcheinen laſſen. Es erfolgt eine Reinigung, 
welche ſich, kurz dargeſtellt, folgendermaßen vollzieht. Da iſt vor 
allem die Verdünnung der Schmutz- und Abwäſſer, zweitens die 
Ablagerung ſuspendierter Theile als Schlamm, dann die Thätigkeit 
der Waſſerpflanzen, welche organiſche Subſtanzen aufnehmen und 
verarbeiten, dann iſt es die Thätigkeit der fleiſchfreſſenden Infuſorien, 
dann die Mikroparaſiten, welche die Oxydation der organiſchen 
Stoffe einleiten und dieſe conſumieren — ein ſehr wichtiges 
Moment —, dann iſt es der Chemismus gewiſſer Körper, wo— 
durch unlösliche Verbindungen entſtehen. Das find nicht zu unter- 
ſchätzende Factoren, und wenn auch die Fähigkeit des Fluſſes, ſich 
ſelbſt zu reinigen, eine ſehr beſchränkte iſt, jo möchte ich zur Er- 
härtung dieſer Thatſache nur hinweiſen auf die Unterſuchung der 
engliſchen Criver-Compagnie, welche im Fluſsſchlamme, nahe dem 
Ufer entnommen, 5 bis 8 Percent organiſche Subſtanzen und 
19 bis 25 Percent Salze gefunden hat. Wenn in unſerem Donau- 
waſſer bei der Unterſuchung Keime gefunden wurden, ſo möchte 
ich nur bemerken, dafs man auf der Erde kaum Waſſer finden wird 
ohne Keime, rein aus Waſſer- und Sauerſtoff beſtehend, und ich 
füge nur hinzu, dafs die Hygiene ein nebenſächliches Intereſſe 
daran hat, die im Waſſer vorkommenden Salze kennen zu lernen. 
Der Zweck der bacteriologiſchen Unterſuchung iſt der, nachzuforſchen, 
ob in einem Waſſer, welches Genufszweden zugeführt werden fol, 
pathogene Mikro-Organismen zu finden ſind als die eigentlichen 
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Die Unterſuchung darf dieſes Ziel nie aus den Augen ver- 
lieren; aber ich erwähne, dass eine bacteriologiſche Unterſuchung 
auch nur dann ihren Zweck erfüllen wird, wenn an den ent— 
nommenen Waſſerproben ſofort die Unterſuchung vorgenommen 
wird, weil die pathogenen Mikro-Organismen von den nicht 
pathogenen Organismen in kurzer Zeit conſumiert werden. Das 
iſt ein in der organiſchen Natur ſich vollziehender Kreislauf, der 
nach beſtimmten Geſetzen ſich vollzieht. 

Erwähnen will ich nur noch, daſs auch das Zählen der Keime, 
ein Mittel, mit dem man vor einiger Zeit die Bevölkerung nicht 
wenig erſchreckt hat, keinen Zweck hat, und daſs das Ergebnis der 
Zahl der Keime, wieviel ſolche Keime in einem Cubikeentimeter 
Waſſer zu finden ſind, wohl auf die Reinheit oder Unreinheit des 
Waſſers einen Wahrſcheinlichkeitsſchluſs zuläſst, nie aber über die 
Schädlichkeit desſelben einen Aufſchluſs gibt. 

Es find in jüngſter Zeit der Donau ſoviele Schädlichkeiten 
zugeſchrieben worden, daſs es wohl der Mühe lohnt, einige dieſer 
Schädlichkeiten in den Kreis der Beſprechung zu ziehen, ſchon 
deshalb, weil es bis nun noch nicht feſtgeſtellt iſt, ob das Waſſer 
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einen Einfluſs auf die Sterblichkeit in großen Städten ausübt, 
weil die Sterblichkeit in großen Städten von viel zu viel Factoren 
abhängig iſt, als dafs es überhaupt gerechtfertigt erſchiene, einen 
dieſer Factoren dafür verantwortlich zu machen. Der Typhus iſt 
es, der uns ſo oft genannt wurde. - 

Hiezu erlaube ich mir einige Bemerkungen und Beiſpiele. 
Nach den bisherigen Erfahrungen befällt der Typhus Menſchen, 
ohne daſs dieſe auch nur einen Tropfen ſchädlichen Waſſers ge— 
trunken haben. Jahrzehnte hat die Bevölkerung Flufswaſſer ohne 
nachweisbaren Schaden getrunken, bis plötzlich beim Eintreten einer 
Epidemie dem Waſſer Wirkungen zugeſchrieben wurden, welche es 
bisher nicht beſeſſen hatte. Mir fällt es nicht ein zu leugnen — 
weil ſich darauf bezogen wurde — dajs das Waſſer in lange leer— 
ſtehenden, mit fauligem Schlamm angefüllten Röhren allenfalls 
dem menſchlichen Genuſſe zugeführt, Urſache des Tpphus ſein kann, 
doch uußs feſtgeſtellt werden, daſs der Typhus auch durch die 
Luft, durch Berührung u. ſ. w. verbreitet werden kann und, wie 
ich es in dem ſogenannten Typhus⸗Pavillon beobachtet habe, 
unter Verhältniſſen vorkommt, wo an eine Vermittlung durch 
Trinkwaſſer gar nicht gedacht werden kann. 

Eine Thatſache iſt, daſs der Typhuskeim innerhalb des Or— 
ganismus eines an Typhus Erkrankten ſich reproduciert, zu einer 
vollſtändigen Wirkung aber eine Hilfsurſache außerhalb des Körpers 
bedarf, ſagen wir z. B. den Erdboden. Wenn die Dejecte von 
Typhuskranken in unmittelbarer Nähe des Waſſers dem Boden 
übermittelt oder in das Waſſer ſelbſt geworfen werden — und in 
das Waſſer wird eben alles geworfen — ich erinnere da an ein 
Referat über den Krottenbach — dann iſt allerdings die Verun— 
reinigung des Waſſers perfect. Profeſſor Pettenkofer in München 
hat nachgewieſen, daſs die großen Schwankungen in der Typhus⸗ 
frequenz und die zeitweiligen Veränderungen im Trinkwaſſer propor- 
tional ſind, und Profeſſor Wagner in München hat an einer längeren 
Reihe von Unterſuchungen nachgewieſen, daſs die Brunnen in München 
gerade in jener Zeit, wo die meiſten Typhusfälle vorkamen, reineres 
Waſſer, und zu jener Zeit, in welcher die wenigſten Typhusfälle vor— 
kommen, unreines Waſſer hatten. Sie ſehen, daſs die Anſchauungen 
über dieſe Frage ſehr getheilt find, und daſs die Anhänger der Theorie, 
als ob Typhus nur durch Trinkwaſſer vermittelt werden könnte, 


auch Epidemien zugeben müſſen, bei denen an Vermittlung durch 


Trinkwaſſer nicht gedacht werden kann. 


So ſteht Anſicht gegen Anſicht. Der größte Theil der Forſcher 


neigt der Meinung zu, daßs die Abhängigkeit des Typhus von 
den Bodenverhältniſſen viel ſicherer nachzuweiſen iſt, als die Ver— 
breitung durch Trinkwaſſer. 
Anſchauungen über das Donauwaſſer anführen wollen und wieder— 
hole noch einmal, daſs ich mit gutem Gewiſſen für die Anlage einer 
Nutzwaſſerleitung, beziehungsweiſe für die Annahme der Anträge des 
Herrn Referenten ſtimme. (Beifall und Händeklatſchen.) 


(Vice-Bürgermeiſter Dr. Grübl übernimmt 
den Vorſitz.) 


Gem.-Nath Dr. Friedjung (gegen): Erwarten Sie nicht, 
meine Herren, dafs ich ein Partiſan, ein feuriger Vertreter, ſei es 
der Donau-Nutzwaſſerleitung, ſei es der Wafferleitung aus dem 
Steinfelde, ſein werde. Ich bekenne mich von vorhinein zu der 
Anſchauung, von der ich auf Grund der Darlegungen, welche ich 
geben werde, getragen bin, dafs es Verhältniſſe gibt, unter denen 
ich für R aus der Donau, und andere Verhält⸗ 


Ich habe dies nur zur Klärung der 


Privatunternehmung legen darf. 
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niſſe wieder, unter denen ich für die Waſſerleitung aus dem Stein⸗ 
felde zu ſtimmen im Stande bin. 

Dieſe Angelegenheit iſt von jo praktiſcher Nützlichkeit, daſs es 
wohl beſſer ift, man behandelt fie ohne Leidenſchaft, ohne Vorein— 
genommenheit, wenn auch mit gewiſſer langweiliger Nüchternheit, 
wobei ich freilich mehr Wert auf die Nüchternheit lege, als auf 
das etwas miſsliche Beiwort. 

In einem, meine Herren, ſtimme ich, obwohl ich gegen die 
Anträge des Stadtrathes als Reduer eingetragen bin, mit der 
Vorlage und mit der Anſchauung des Herrn Referenten vollſtändig 
überein. 

Ich bin und bleibe der Ae daſs es nicht angeht, 
daſs die Stadt Wien die Waſſerverſorgung in die Hände einer 
Wir werden Ende dieſes Jahr— 
hunderts mit der Gasgeſellſchaft fertig werden, und ich wünſchte 
nicht, daſs wir dann bezüglich des Waſſers in die Hände einer 
anderen Privatunternehmung fallen. 

Selbſt in England, dem claſſiſchen Lande der Privatunter— 
nehmungen, iſt ein vollſtändiger Wechſel in dieſen Anſchauungen ein⸗ 
getreten, und der liberale Londoner Grafſchaftsrath, der an die Stelle 
des früheren conſervativen gewählt worden iſt, hat den entſcheidenden 
Grundſatz ausgeſprochen, dafs die ganze Waſſer- und Gasanlage 
in die eigene Regie der Stadt übergehen muſs. Und als im 
Sommer Gladſtone feine Reden im Wahlfeldzuge. hielt, hat er mit 
keinem Argumente ſo mächtig auf die Bürgerſchaft von London 
gewirkt, als damit, dajs er erklärte, dafs London Herrin werden 
müſſe im eigenen Hauſe in Bezug auf Gas- und Wafferanlagen. 

Das iſt der Standpunkt, den man einnehmen mufs, und den 
man insbeſondere einer Geſellſchaft gegenüber einnehmen mußs, die 
eine Concefjion erworben hat, welche ſie eigent lich ſelbſt im Stiche 
gelaſſen hat. Denn durch die halb amtlichen Außerungen der Neuſtädter 
Tiefquellenleitung wiſſen wir ja, dafs fie es nicht mehr für möglich 
hält, den bekannten Stollen zu bauen, dafs fie zum geſünderen, 
praktiſcheren Vorgange übergehen will, das Waſſer aus dem Grunde 
herauszuſchöpfen. Da ſie nun die Conceſſion dazu nicht beſitzt, ſo 
it es keine Frage, dass fie in eine lange Reihe waſſerrechtlicher 
Streite verwickelt werden wird. Man wird die Conceſſion anfechten, 
und es wäre nicht praktiſch, wenn wir auf Grund einer derartigen 
Conceſſion, welche ja kaum mehr einen Wert beſitzt, mit ihr einen 
Vertrag abſchließen würden. 

Das wäre umſoweniger richtig, als auch die finanziellen Pros 
poſitionen dieſer Geſellſchaft nicht überaus günſtig ſind. Denn 
— ich beziehe mich dabei auf Ziffern des Herrn Stadtbaudirectors 
Berger — bei dem Umſtande, als die Geſellſchaft uns das 
Waſſer durchſchnittlich nur um 25 Percent billiger anbietet, als wir 
es ſelbſt abliefern, alſo zu etwas mehr als 6 kr. per Cubikmeter 
an Stelle jener 8:97 kr., für die wir durchſchnittlich das Cubikmeter 
abgeben, iſt das Geſchäft für uns nicht beſonders glänzend. 

Wir haben ja den Aquäduct von Baden nach Wien gebaut, 
wir haben das Rohrnetz gelegt, und die Geſellſchaft will die groß— 
artigen Anlagen benützen, die wir verzinſen müſſen. Es wäre dem⸗ 
nach kein Gewinn, wenn wir mit der Geſellſchaft abſchließen, wir 
würden uns das billiger herſtellen können. Ich meine, das durch 
den Abſchluſs mit der Geſellſchaft nicht viel erreicht wird. Aber des— 
wegen, weil zugegeben iſt, dafs die Geſellſchaft bei dem Projecte 
der Waſſerleitung aus dem Steinfelde unrichtig vorgegangen iſt, 
und dafs die ihr ertheilte Conceſſion wertlos geworden iſt, des⸗ 
wegen erſcheint mir die Frage noch keineswegs abgeſchloſſen und 
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gerichtet zu ſein, ob wirklich unter dem Steinfelde ſelbſt eine ge— 
nügende Waſſerſumme vorhanden iſt. 

Als ich in den Gemeinderath trat und nur unvollkommen 
informiert war, war ich der Anſchauung, daſss es in der Frage, 
ob genüg Waſſermengen in dem Grundwaſſer des Steinfeldes 
vorhanden ſind, Autoritäten für und gegen gebe. Ich habe mir 
die Mühe genommen, die betreffenden Bücher und Schriften durch— 
zuleſen und geſtehe, daſs es für mich die erſte Entdeckung war, 
die ich während meiner Thätigkeit als Gemeinderath gemacht habe, 
daſs es unter den geologischen Autoritäten auch nicht eine gibt 
— ich bitte, mich vielleicht zu belehren, falls ich die Sache über— 
ſehen habe —, welche leugnet, daſs durch das Steinfeld von 
Wiener-Neuſtadt außerordentliche Grundwaſſermengen laufen. Vom 
General Sonklar angefangen, iſt von hervorragenden Geologen wie 
Tſchermak, Stur, Profeſſor Heyne in Graz und Profeſſor 
Sueß iu allen ſeinen früheren Arbeiten ſowohl als auch in ſeiner 
letzten Rede, aus der ich Ihnen ein Stück vorleſen werde, mit 
der größten Beſtimmtheit erklärt worden, dass hier genügend aus— 
reichende Waſſermengen vorhanden ſind. Es hat auch das Acker— 
bauminiſterium in der Conceſſion, die es der Tiefquellenleitung 
gegeben hat, auf Seite 17 ganz richtig gejagt, daſs von allen 
Sachverſtändigen ziemlich übereinſtimmend das Waſſerquantum, das 
durch das Profil des Sammelſtollens läuft, auf 9 bis 10 Millionen 
Eimer bemeſſen iſt. 

Und ebenſo hat dann der Verwaltungsgerichtshof in einer 
noch viel günſtigeren Weiſe in dieſer Frage erklärt, daſs nach den 
Amtsſachverſtändigen durch dieſes Profil im Minimum 9˙9 Millionen 
Eimer und im Maximum 47˙2 Millionen Eimer durchlaufen. 

Meine Herren! Noch in ſeiner letzten Rede im Juli d. J. 
hat Herr Profeſſor Sueß, der ein entſchiedener Gegner der Tief— 
quellenleitung ift, mit Beſtimmtheit erklärt, dafs hier große Waſſer— 
mengen vorhanden ſind. In dieſer Rede iſt Seite 80 ausdrücklich 
geſagt: „Die großen Grundwaſſermengen ſind wirklich vorhanden. 
Darüber iſt kein Zweifel. Es kann dies umſoweniger zweifelhaft 
ſein, als jedermann dieſe Mengen ſehen kann. Dieſe Zahlen haben 
ihre Richtigkeit. Sie ſehen, wie dieſe Schottermaſſen gegen Norden 
ſich abdachen“ u. ſ. w. 

Ich habe mich weiter durch ehrliches Studium dieſer Frage, 
ſoweit es bei meinem Material möglich iſt, überzeugt, daſs es 
keinen Geologen gibt, der dieſe Formationen unterſucht hat, welcher 
der beſtimmten Ausſage der Sachverſtändigen einen beſtimmten 
Zweifel, einen beſtimmten Skepticismus gegenüberſtellt. Auch unſer 
Baudirector, der als Ingenieur gerade nicht in der erſten Linie der 
Sachverſtändigen in geologiſchen Fragen ſteht, hat nur geſagt, dass 
man dieſe Frage noch ſtudieren muss. Es iſt dies eine Aeußerung, 
die er zu wiederholtenmalen gethan hat. Ich mufs ſagen, ich habe 
demnach mit Ausnahme von Außerungen, die ich im Rathhauſe 
ſelbſt bei den Verhandlungen unſerer Partei und bei den Verhand— 
lungen im Hauſe vernommen habe, niemanden, der in dieſen 
Dingen Autorität iſt, gehört, der dieſe Thatſache bezweifelt hätte. 

Bemerkenswert iſt: Mit vollſter Beſtimmtheit hat die Negation 
allein unſer hochgeehrter Herr Referent ausgeſprochen. Ich habe 
allen Reſpect vor den ſonſtigen Qualitäten, beſonders vor dem 
hervorragenden Verwaltungstalent unſeres Vice-Bürgermeiſters; aber 
ich muſs jagen — ich möchte gewiss nicht beleidigen — die oft 
hochfahrende Beſtimmtheit, mit der er erklärt hat, daßs dieſes 
Waſſer nicht vorhanden fei, ſteht in Widerfpruch mit 
allem, was überhaupt ſachverſtändige Männer 
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geſprochen haben. Ich fühle mich gezwungen, das mit aller 
Präciſion auszuſprechen. Denn ich fühle mich als Mann, der 
auch eine gewiſſe wiſſenſchaftliche Bildung, wenn auch auf einem 
anderen Gebiete genoſſen hat, verletzt dadurch, daſs uns ein 
ſolcher wiſſenſchaftlicher Nihilismus entgegentritt, welcher alles über 
den Haufen werfen will, was von Sachverſtändigen geleiſtet worden 
iſt. Ich fürchte, dafs die Männer der Wiſſenſchaft, über welche 
man ſich ſo abſprechend äußert und von welchen ein anderer 
College klagt, daſs fie wie Hausgelehrte der Tiefquellenleitung 
geſprochen haben, mit derſelben Geringſchätzung ſprechen werden, 
welche man ihrer Meinung gegenüber ausgedrückt hat. Das muſste 
hier ausgeſprochen werden, wobei ich gleich hinzufüge, dass in 
der Frage der Qualität dieſes Waſſers allerdings den großen 
Autoritäten, welche ſich für die Trefflichkeit desſelben ausgeſprochen 
haben, eine Autorität gegenüberſteht, Profeſſor Sueß. Aber ſämmt⸗ 
liche Chemiker und Hygieniker, welche dieſes Waſſer unterſucht 
haben, haben eine andere Meinung ausgeſprochen als Profeſſor 
Sueß. Der Vorredner, der vor mir für die Nutzwaſſerleitung ge— 
ſprochen hat, hat gejagt, daßs er ſich dem Votum der Geſellſchaf: 
der Arzte beuge, die auch die Qualität als eine zu Genufszweden 
ausreichende hingeſtellt hat. Augenblicklich wird im Ingenieur— 
und Architekten⸗Verein (Rufe: Seit einigen Monaten ſchon!) eine 
Enquéte über die Frage der Waſſerverſorgung Wiens veranſtaltet. 

Es find nahezu ſämmtliche hervorragende Chemiker und 
Hygieniker Wiens eingeladen worden, um ſich über die Qualität 
dieſes Waſſers zu äußern. Man hat gewiss nicht vorſichtigerweiſe 
die Auswahl jo getroffen, dafs man nur Freunde der Grund— 
waſſerleitung gewählt hat, denn au der Spitze des Ingenieur—⸗ 
und Architektenvereines ſteht unſer 55 Stadtbaudirector, dennoch 
haben alle, nämlich Prof. Bauer, Oſer, Herr Prof. Gruber, 
Kretſchmer, Ludwig und 1 einſtimmig 
erklärt, das fie das Waſſer aus der Grundwaſſerleitung für 
gut zu Genuſszwecken, alſo Trinkwaſſerzwecken betrachten. In 
dieſer Weiſe ſtehen wir dem Votum der Wiſſenſchaft gegenüber, 
und ich muss es lebhaft bedauern, daſs unſere ſtädtiſchen Autori— 
täten mit einer ſolchen Geringſchätzung von den Ergebniſſen der 
Wiſſenſchaft ſprechen. Ich ſelbſt war als Gaſt anweſend, als in 
der Geſellſchaft der Arzte Herr Prof. Gruber und der Herr 
Baudirector Berger in dieſer Frage miteinander discutierten. 
Ich war ſehr empfindlich, ſehr peinlich berührt, als ich in den 
Darlegungen des Herrn Prof. Gruber, welche ja auch in dem 
Buche, das den Herren zugeſendet worden iſt, gedruckt ſind, geſehen 
habe, wie ungenau die Berichte ſind, welche der Herr Stadtbau— 
director Berger in Bezug auf die Grundwaſſerleitung dem 
Gemeinderathe erſtattet hat. Ich habe mir nun, geradezu er— 
ſchüttert durch die Vorwürfe des Herrn Prof. Gruber, den 
Bericht des Magiſtrates aus dem Jahre 1884 herausheben laſſen 
und habe auf Seite 8 desſelben alles das nachgeleſen, verfolgt und 
verglichen, was Herr Prof. Gruber vorbrachte. Ich kann 
nicht leugnen, daſs ich zu demſelben Ergebnis gekommen bin, zu 
dem Prof. Gruber gelangt iſt. Ich kann nicht leugnen, dass 
mich dieſe Thatſache ſehr conſterniert hat, daßs Herr Baudirector 
Berger ſich auf den Grundwaſſerleitungs-Bericht von 1863 des 
Herrn Prof. Sueß berufend, die Mengen des Waſſers, welches 
von den Bergen herab in das Grundwaſſer von Wiener-Neuſtadt 
während thatſächlich durch 
einfache Subtraction feſtzuſtellen ift, dafs Prof. Sueß und jene 
Commiſſion dieſe Summe auf 60 Millionen angegeben haben. 
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Dieſen merkwürdigen Unterſchied, auf welchen Prof. Gruber auf⸗ 
merkſam gemacht hat, habe ich durch den Vergleich beſtätigt ge⸗ 
funden. Ich habe, wie geſagt, die peinliche Empfindung, daſs 
die Oberhäupter, die maßgebenden Männer der Verwaltung Wiens 
ſich hier in einem ſtarken Widerſpruche zu demjenigen befinden, 
was die Wiſſenſchaft auseinanderſetzt. 

Wir haben übrigens heute in einer Bemerkung des Herrn 
Vice⸗Bürgermeiſters Dr. Richter eine Probe davon, in welcher 
Weiſe argumentiert wird. Es iſt, wenn man ja nicht einen ſtärkeren 
Ausdruck gebrauchen will, peinlich, auf dieſe Art der Argumentation 
einzug ehen. 

Herr Dr. Nechansky hat in eingehender, und wie ich mit 
dem Herrn Dr. Daum übereinſtimme, in unwiderleglicher Weiſe, 
aus den Ziffern auf Seite 8 des heute vorliegenden Berichtes 
nachgewieſen, dafs, wenn man die Anzahl der gegenwärtig ver— 
brauchten Liter durch die Anzahl der Menſchen in Wien dividiert, 
man auf ungefähr 50 1 Genuſswaſſer kommt. Nun hat Herr 
Dr. Richter entgegnet, er habe hier die Daten des Waſſerleitungs⸗ 
amtes, welche zeigen, dass die Hausbeſitzer nur 251 für die Perſon 
ankündigen und nur 20 brauchen. Wohin aber find dann die anderen 
Waſſermengen der Hochquellenleitung gekommen? Meine Herren! 
Das iſt ja ſehr einfach. Das Nutzwaſſer haben wir auch, Dr. 
Nechansky, Dr. Daum und ich, vorerſt aus den Ziffern auf 
Seite 9 ausgeſchieden. So intelligent ſind wir ja. (Gem.⸗Rath 
Roſenſtingl: Nein!) Ich bedauere unendlich, dafs Herr 
Roſenſtingl in Bezug auf Herrn Dr. Nechansky und Dr. 
Daum — ich will von mir gar nicht reden — „nein“ ſagt. 
(Gem.⸗Rath Roſenſtingl: Ich werde es beweiſen!) Es bleiben 
dann noch beträchtliche Genuſswaſſermengen, welche Herr Dr. 
Richter nicht berückſichtigt hat. Ich bemerke da, daſss Herr Vice— 
Bürgermeiſter Dr. Richter einfach nur jenes Waſſer angeführt: 
hat, welches für den normalen Hausbedarf angemeldet iſt. 
(Rufe: Rechnungsmäßig!) Dagegen iſt, was für den außer- 
ordentlichen Bedarf angemeldet wurde, nicht einbezogen worden. 
Dieſer außergewöhnliche Bedarf iſt der für die ſtaatlichen Gebäude, 
für das Hofärar, für die Militärſpitäler (Widerſpruch), und für 
eine große Anzahl anderer Unternehmungen. Außerdem allerdings 
iſt darin der Bedarf für die Gaft- und Kaffeehäuſer, ferner die 
Menge Waſſer, welches durch die Auslaufbrunnen und Baſſins 
geht, ſomit auch theilweiſe als Trinkwaſſer verwendet wird, ent⸗ 
halten. Infolge deſſen darf man nicht ausſchließlich die Ziffern 


als Bedarf an Genuſswaſſer anführen, die in der erſten Rubrik 


angeführt find, ſondern muss auch die anderen Rubriken prüfen 
und conſtatieren, wie viel davon zu Genujszweden verwendet wird, 
und das mufßs zu jenen 25 hinzuaddiert werden. 

Ich habe mich alſo ins Detail eingelaſſen, angeregt durch 
die heutigen Ausführungen des Herrn Vice⸗Bürgermeiſters Dr. 
Richter, und kehre nun zu dem Beweisgange zurück, den ich 
eingeſchlagen habe. Ich conſtatiere, daſs, wenn uns die Wiſſenſchaft 
darüber eine Beruhigung gibt, das wirklich große Waſſermengen 
in dem Wiener⸗Neuſtädter Becken enthalten ſind, wenn die Wiſſen⸗ 
ſchaft durch den größten Theil ihrer Vertreter, mit Ausnahme des 
Herrn Profeſſor Sueß, deſſen Autorität ich übrigens in hohem 
Grade anerkenne, auch in Bezug auf die Qualität dieſer Anſicht 
iſt, es eine Pflicht des Gemeinderathes und des Bürgermeiſters 
iſt, in Bezug auf dieſe Frage neue und genaue, mindeſtens aber 
dieſelben Vorerhebungen einzuleiten, welche in Bezug auf die Donau 
Nutzwaſſerleitung gemacht werden ſollen. (Sehr richtig!) Man ſagt 


Amtsblatt der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien. — Nr. 100, 20. December 1892. 


—— De De a 


— u 


uns gewöhnlich, und Herr Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter ge 
braucht dieſes Argument zumeiſt: Möge uns die Tiefquellen⸗Unter⸗ 
nehmung den Beweis liefern, daſs das Waſſer vorhanden iſt, wir 
zweifeln daran. Nein, meine Herren! Das iſt eine advo⸗ 
catoriſche Behandlung der Angelegenheit. Wir, Bürgermeiſter 
und Rath der Stadt Wien, haben die Verpflichtung, Unterſuchungen 
anzuſtellen über die Stätten, wo etwa Waſſer anzutreffen iſt. Wir, 
meine Herren, müſſen, wenn wir ein ſolches Unternehmen vor- 
haben, der Bevölkerung alle Quellen nachweiſen, wir müſſen be⸗ 
wirken, dass gemeſſen und geprüft wird, damit die Bevölkerung 
genau informiert ſei, und auch die Beruhigung habe, daſss der 
Gemeinderath ſeine Beſchlüſſe in voller Information gefaſst habe. 
Wir dürfen den Beweis über die vorhandenen Waſſermengen nicht 
einer Geſellſchaft überlaſſen; wir ſelbſt müſſen dies prüfen oder 
widerlegen; nur auf dieſe Weiſe können wir zu einem Ergebniſſe 
kommen. Daher, meine Herren, liegt hier ein großes Verſäumnis 
vor; der Gemeinderath und die Bürgermeiſter der früheren Jahre 
haben es unterlaſſen, dieſen Beweis zu führen oder die Argu— 
mente zu widerlegen; aber aus der Thatſache, daſs uns die 
Unternehmung dieſen Beweis nicht liefert, und daſs wir einer 
Unternehmung die Waſſerverſorgung Wiens nicht überlaſſen dürfen, 
folgt noch keineswegs, das wir nicht die Pflicht haben, dieſen 
Beweis ſelbſt zu führen oder die Überzeugung des Gegentheiles 
zu gewinnen. Somit komme ich zu dem Ergebnis, zu welchem auch 
der Herr Collega Dr. Nechansky in der letzten Debatte gelangt 
iſt, daſs wir nämlich unſere Hochquellenleitung durch ein Schöpfwerk 
aus dem Grundwaſſer ergänzen und Wien auf dieſe Weiſe ſtarke 
Waſſermengen zuführen könnten. Wenigſtens, meine Herren, verlange 
ich, dajs eine gleichmäßige Behandlung der Fragen ſtattfinde; ich 
bin bereit, dem Herrn Bürgermeiſter jede Summe zu bewilligen, 
welcher er bedarf, um ſich die Gewiſsheit zu verſchaffen, wo Donau— 
waſſer ohne Gefährdung gewonnen werden kann, aber ich verlange 
Gleichmäßigkeit des Beweisganges in der Behandlung der ver— 
ſchiedenen Fragen; ich verlange, daſs der Herr Bürgermeiſter ſich 
die nöthigen Summen erwirke, um die Unterſuchung 
überall auſtellen zu können, wo überhaupt die Wiſſen— 
ſchaft von dem Vorhandenſein größerer Waſſermengen 
ſpricht. Das iſt der Standpunkt, auf dem ich ſtehe und auf 
welchem auch die beiden Vorredner gegen die Vorlage geſtanden 
find. Dabei geſtehe ich offen, dass ich keineswegs ein grundſätzlicher 
Gegner einer Nutzwaſſerleitung bin, und die Gefahren, die aus ihr 
folgen ſollen, für vielfach übertrieben halte. 

Ich bin nur der Meinung, dafs, wenn wir ein ordentliches 
Genuſswaſſer aus dem Steinfelde bekommen, wir den Zeitpunkt 
hinausſchieben können, wo die Donauwaſſerleitung errichtet werden 
mus. In den Daten des Herrn Stadtbaudirectors Berger iſt 
übrigens ausdrücklich gejagt, dafs, wenn man 341 per Kopf und 
Tag rechnet, ſich ſchon im Jahre 1905 ein Mangel an Hochquellen⸗ 
waſſer einſtellen wird, und wenn man 301 per Kopf und Tag 


rechnet, im Jahre 1910 bei den bisherigen Zuflüſſen dieſer Mangel 


eintreten dürfte. Es iſt ja möglich, meine Herren, daßs wir in 
dieſer ſpäteren Zeit, wenn wir kein anderes Materiale haben, zur 
Donauwaſſerleitung ſchreiten müſſen. Aber bedenken Sie, welche 
ungeheueren Koſten wir ſchon jetzt hiefür bewilligen ſollen, wo die 
Nothwendigkeit einer Donamuwaſſerleimung noch nicht nachgewieſen 
iſt. Dabei ſtimme ich den Klagen zu, welche erhoben wurden, daſs 
wir in Bezug auf die Donauwaſſerleitung ungenügend unterrichtet 
ſind. Es wird uns geſagt: Wenn wir einen Stollen von 7 km 
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Länge vom Kahlenbergerdorf bis Höflein auch nur zur Hälfte 
durchführen, ſo wird dieſe Anlage 20 Millionen koſten. Aber, meine 
Herren, es wird uns nicht geſagt, inwieweit da das Rohrnetz 
inbegriffen iſt und wie groß dieſes Rohrnetz ſein muſs, um ganz 
Wien mit Nutzwaſſer zu verſehen. Um bloß die Vororte mit dem 
Rohrnetze für Genuſswaſſer zu verſehen, haben wir beſchloſſen, im 
Laufe der Zeit 12 Millionen auszugeben, und wir würden 
offenbar dieſelbe Summe brauchen, um die Donau⸗Nutzwaſſerleitung 
durchzuführen. Und das, meine Herren, ſind bloß die neuen Bezirke; 
dabei iſt nicht gerechnet, daſs das geſammte Rohrnetz 15 bis 
20 Millionen Gulden koſten würde. (Rufe: Oho!) Ich bitte, 
ich addiere! Meine Herren, man hat von uns 12 Millionen 
verlangt bloß für die Vororte, und wenn ich hiezu addiere das— 
jenige, was für die Rohrleitung innerhalb der alten Bezirke an— 
gewendet wurde, was nach den Ausweiſen ohne Reſervoir und 
ohne techniſche Zurüſtung mit 5 Millionen veranſchlagt wird, ſo 
kommen wir für das Rohrnetz einer engmaſchigen Nutzwaſſerleitung 
allein auf 15 bis 20 Millionen Gulden. f 

Wir haben alſo hier die Koſten des Werkes, aber ohne Grund— 
einlöſung, wie ausdrücklich geſagt iſt. Dann haben wir noch den 
Betrieb. Es iſt ein merkwürdiger Mangel, dafs in dem Berichte 
nicht einmal geſagt iſt, wie theuer der Schöpfbetrieb ſein wird. 
Einen Cubikmeter per Jahr berechnet — ſo glaube ich mich aus einer 
mündlichen Mittheilung erinnern zu können — der Herr Baudirector 
für das Schöpfen mit 55 kr., ich glaube, ſo verſtanden zu haben. 
(Widerſpruch, Rufe: Vier Kreuzer! Heiterkeit.) Ich bitte, ich bin 
vollſtändig zu entſchuldigen und verdiene die Heiterkeit ſeitens des 
Herrn Collegen Roſenſtingl nicht, wenn ich conſtatiere, daſs 
in dieſer Vorlage nicht das Geringſte über dieſe wichtige Frage 
ſteht, jo daſßs uns nicht einmal die Möglichkeit gegeben ift, zu 
berechnen, wieviel wir für 2,000.000 hl, die gewonnen werden 
ſollen, zu bezahlen haben. (Rufe: Richtig!) Meine und meiner 
nicht fachmänniſchen Collegen Unwiſſenheit in dieſer Angelegenheit, 
welche Herr Collega Roſenſtingl belächelt, iſt wohl der ſtärkſte 
Beweis dafür, wie ungenan die Vorlage iſt. 

Meine Herren, ſo kommen wir zu dem Reſultate bloß aus 
den vorliegenden Ziffern, daſs die Donau-Nutzwaſſerleitung 30 bis 
40 Millionen oder mehr koſtet, und dabei ſind die Koſten des 
Schöpfens noch immer nicht mitgerechnet, auch nicht die Koſten 
der Filtrierung, welche, wie wir durch die Darſtellungen eines 
hervorragenden Hygienikers gehört haben, mit 300.000 fl. jährlich 
zu veranſchlagen wären. Das find alſo die Summen, die zu be- 
willigen man uns beſtimmen will, ohne daßs wir eine ausreichende 
Vorlage erhalten haben. Somit, meine Herren, glaube ich, dafs 
wir hier in eine ſehr ernſte Sache hineingeführt werden ſollen, 
über deren Tragweite wir keineswegs vollſtändig aufgeklärt find. 

Ich komme nun auf eine Angelegenheit, die mich, wie viele andere 
Dinge, die nur ungenau mitgetheilt wurden, mit großem Ver⸗ 
druſſe erfüllt hat. Es wurde gejagt, wenn wir die Nutzwaſſerleitung 
bewilligen, werde das Waſſer in drei Jahren durch unſere Canäle 
durchfluten und wir ſeien dann aller Sorgen überhoben. Diejenigen, 
welche ſo ſprechen, täuſchen die öffentliche Meinung. (Rufe: So 
iſt es!) Wir müſſen erſt Proben anſtellen, aus welchem Theile des 
Donauthales wir das Waſſer nehmen. Auch darüber iſt nichts 
conſtatiert. Dieſe Unterſuchungen werden längere Zeit dauern, die 


Projectsverfaſſung dauert ebenfalls längere Zeit, ebenſo die Anlage. 


des Werkes, endlich die Legung des Rohrnetzes. Erſt, wenn das 
Rohrnetz gelegt iſt, was 15 bis 20 Millionen koſtet, und zwar ein 
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engmaſchiges Rohrnetz, wird die Donau⸗-Nutzwaſſerleitung für alle 
Theile Wiens, für alle Häuſer benützbar ſein, erſt dann wird eine 
wirkliche Entlaſtung der Hochquellenleitung erzielt. Und hier kommt 
wieder eine Ungenauigkeit der Angaben, dieſer Mangel der Beſtimmt— 
heit. Ich weiß ganz beſtimmt, daſs der Herr Baudirector in dem Vor— 
trage, welchen er im Sommer gehalten hat, davon geſprochen hat, dafs 
dieſes Rohrnetz weitmaſchig ſein ſoll. Ebenſo beſtimmt haben wir 
in der letzten Sitzung von dem Herrn Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter 
gehört, dafs das Rohrnetz engmaſchig fein fol, Das iſt ein 
Unterſchied von 10 bis 15 Millionen, über welche das Ober— 
haupt und die Sachverſtändigen unſerer Stadt ſich eigentlich mit 
großer Leichtigkeit hinwegſetzen. Erſt, wenn dieſes Rohrnetz ſo eng— 
maſchig ſein wird, als es bei der Hochquellenleitung ſein ſoll, 
wird die Nutzwaſſerleitung einen wirklichen Erfolg haben, erſt 
dann — da ſtimme ich mit dem Herrn Vice-Bürgermeiſter Dr. 
Richter überein — iſt die Sache fertig. Aber das dauert Jahre 
und Jahre. Ich zweifle ſehr, ob die Gemeinde Wien, wenn ſie im 
Stande wäre, ſich eine Conceſſion für den Schöpfbetrieb aus dem 
Grundwaſſer des Steinfeldes zu erwerben und wenn ſie das 
waſſerrechtliche Verfahren zum Zwecke dieſer Conceſſion durchführen 
würde, nicht ebenſo früh fertig würde, als mit dem Baue einer 
Nutzwaſſerleitung aus der Donau. 

Denn auch hier iſt ein waſſerrechtliches Verfahren nothwendig, 
wie mir wenigſtens ſämmtliche Juriſten geſagt haben, mit denen ich 
darüber geſprochen habe, jo dass ich das größte Miſstrauen habe, 
daſs an Zeit etwas gewonnen wird. Dazu kommen die bedeutenden 
Koſten. Dieſe Koſten, meine Herren, belaufen ſich allein an Zinſen 
für das Capital, wenn wir 30 bis 40 Millionen nehmen, auf 
beinahe zwei Millionen jährlich, und dazu kommen noch die Koſten 
des Schöpfbetriebes. Wir kommen durch eine derartige Waſſerleitung 
zu jährlichen Ausgaben von zwei bis drei Millionen, die wir von 
der Bevölkerung nahezu ganz durch Steuern aufbringen müjsten. 
Dieſe großen Auslagen ſollen wir machen, während wir gleichzeitig 
andere große, gewaltige Ausgaben vorhaben, während wir zum 
Ausbaue der Hochquellenleitung ein Anlehen von ſieben Millionen 
aufnehmen wollen. (Rufe: 17 Millionen!) Ich bitte! Ich habe eine 
beſtimmte Ziffer im Auge, die Ziffer nämlich, welche die Höhe 
feſtſetzt, die das neue Anlehen jetzt haben ſoll; alſo ungefähr ſieben 
Millionen. (Rufe: 17 Millionen!) Dann ſind neue Ziffern genannt 
worden. 

Ich kann meine Angabe aus dem Berichte über die Ergänzung 
der Hochquellenleitung aus dem Jahre 1889, welchen ich gründlich 
durchgeleſen habe, beweiſen. (Bürgermeiſter Dr. Prix nickt mit 
dem Kopfe.) 

Ich bin dankbar, dafs Herr Bürgermeiſter Dr. Prix mir 
beſtätigt, daſs mich mein Gedächtnis nicht trügt. Ich bin meiner 
Sache ziemlich ſicher, weil ich die Acten ſtudiert habe. 

Die Koſten der Ergänzung der Hochquelfenleitung, welche im 
Jahre 1889 beſchloſſen worden iſt, wurden damals mit ſieben 
Millionen feſtgeſetzt. (Rufe: Ohne Rohrnetz!) 

Aber, meine Herren, geſtatten Sie, dafs ich fortfahre. Ich 
bin Ihnen übrigens ſehr dankbar für die lebhafte Theilnahme, 
welche Sie meinen Worten durch die Zwiſchenrufe zollen; aber 
ich weiß das auch. Ich ſage ſieben Millionen für die Ergänzung 
der Hochquellenleitung, wie ſie im Jahre 1889 beſchloſſen worden 
iſt. Das wollen wir jetzt refundieren. Dann haben wir in Sommer 
dieſes Jahres beſchloſſen, das Rohrnetz für die Vororte zu legen, 
welches 12 Millionen koſten ſoll; das ſind nun etwa 20 Millionen. 
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Wir haben außerdem die Abficht, für die Verkehrsanlagen ein Anlehen 
aufzunehmen, in der Höhe von 20 Millionen; das macht zuſammen 
40 Millionen Gulden in Darlehen, welche wir aufnehmen müſſen, 
um jenen Werken gerecht zu werden, die zu machen wir ſchon 
beſchloſſen haben. Und nun, meine Herren, ich ſage das nicht im 
geringſchätzigen Sinne — in dieſem Augenblicke hat der Herr 
Bürgermeiſter den Muth, die Entſchloſſenheit, die Thatkraft, eine 
neue gewaltige Summe von 40 Millionen aufzunehmen, um die 
Donau⸗Nutzwaſſerleitung durchzuführen. Muth iſt eine Eigenſchaft, 
welche mich immer mit Hochachtung erfüllt. Es iſt klar, der Herr 
Bürgermeiſter, dem ſchon ſoviel gelungen iſt, will ſeinen Namen 
auch mit dem neuen großen Unternehmen verknüpfen. 

Aber, meine Herren, mir ſchwindelt, wenn ich ſeinen Weg 
überblicke. Ich von meinem beſcheidenen Standpunkte aus vermag 
dem Herrn Bürgermeiſter ſo weit nicht zu folgen; ich würde den 
Muth nicht aufbringen, dieſe Summen zu bewilligen. Jetzt, 
meine Herren, entfeſſeln wir eine Debatte und haben gewaltige 
Wortkämpfe bloß wegen jener 30.000 fl. für Unterſuchungen und 
der 100.000 fl. für die Grundankäufe. Und bevor wir zu dieſer 
Debatte gekommen ſind, hat es ein Jahr lang gebraucht, ein Jahr 
lang wurde die Sache hingezogen, um die Stimmung der Der: 
ſammlung günſtiger zu geſtalten, um ihr dieſe Beſchlüſſe abzu— 
ringen. Wieviel Kraft wird unſer allerdings ſehr energiſcher Herr 
Bürgermeiſter brauchen, um dieſer Verſammlung auch jene 40 Milli— 
onen — die Millionen verwirren ſich mir beinahe — abzuringen, 
welche Anſpannung, welche Energie wird hier nöthig ſein! Ich 
vermuthe, der Gemeinderath wird nicht die Entſchloſſenheit beſitzen, 
auf dieſe großen Ziffern einzugehen und dies alles zu bewilligen. 
Somit, meine Herren, bin ich nicht im Stande, auf dieſem Wege 
zu folgen, wofern wir nicht, was ich als Bedingung von vorn— 
herein feſtgeſtellt habe, durch genaue und unparteiiſche Umfrage und 
Unterſuchung, die von der Stadt Wien ausgeht, nachgewieſen wird, 
daſs es keine andere billigere Duelle für die Waſſerverſorgung 
Wiens gibt. Wenn dies nachgewieſen wird, wenn mit vollſtändiger 
Ehrlichkeit und vollſtändiger Unbefangenheit alle dieſe Dinge unter- 
ſucht werden, dann, meine Herren, folge ich dem Herrn Bürger— 
meiſter, dann bewillige ich ihm dieſe Summe: wenn aber nicht, 
nicht! (Beifall.) f 

Gem.-Nath Dr. Terch: Meine geehrten Herren! Ich habe 
zwar nicht die Beſcheidenheit, die ein Vorredner zu beſitzen glaubt; 
aber es iſt ſchon durch Jahrzehnte über dieſe Angelegenheit 
ſoviel geſchrieben und ausgeſprochen worden, dass ich wohl nichts 
Neues werde bringen können und dafs in dieſe Debatte überhaupt 
nicht viel Neues mehr gebracht werden wird. Ich bitte Sie demnach 
um gütige Nachſicht; denn gar ſo viel Neues kann man nicht 
bringen. Als Arzt aber bin ich genöthigt, zu ſprechen. Ich werde 
die Sache ſelbſtverſtändlich mit demſelben großen Ernſte und mit 
derſelben dieſer großen Angelegenheit angemeſſenen Würde behandeln 
wie der Herr Vorredner, und werde mich nicht dadurch irre machen 
laſſen, daſs von außen, ſowohl durch Journale, theilweiſe auch 
durch die Geſellſchaft der Arzte, ſelbſt durch das Publicum, ja ſelbſt 
durch Gemeinderäthe ein gewiſſer Zwang auf dieſe Debatte aus— 
geübt wird. 

Ich will anführen, dass ſogar ein Gemeinderath in einer 
Verſammlung geſagt hat, daſs der Bürgermeiſter die Oppoſition 
gegen die Nutzwaſſerleitung erſchweren werde, indem er genug 
„Prixhußaren“ beſitze, nämlich in unſerer Verſammlung, welche 
dafür ſein werden. (Heiterkeit.) Nun, meine geehrten Herren, dieſe 
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Außerung iſt eigentlich eine Verdächtigung im allgemeinen; ich 
kann fie auf mich nicht beziehen, ich glaube nicht in dieſem Ver⸗ 
dachte zu ſtehen, aber die freie Debatte wird durch ſolche Auße⸗ 
rungen beeinfluſst, und es gehört Muth dazu, wenn man eine 
gegentheilige Überzeugung beſitzt, dieſelbe hier zum Ausdrucke zu 
bringen. 

Ich komme nun, meine geehrten Herren, zu einem Umſtande, wo 
ich Sie gleich von vorneherein bitte, daſs Sie ja nicht glauben, 
ich werde Gebrauch machen von dem, was damals war. Ich habe 
nämlich in einer vom Forlſchrittsclub des II. Bezirkes am 24. Februar 
d. J. einberufenen Verſammlung zum Zwecke der Beſprechung der 
Waſſerverſorgung, bei welcher auch Stadtbaudirector Berger, mehrere 
Gemeinderäthe, in der größten Mehrzahl Gegner des Projectes 
anweſend waren, einen Vortrag gehalten, von dem ich hier gar 
nichts vorbringe, damit Sie ſich nicht ermüdet fühlen. Wohl aber 
muss ich bemerken, dass dieſer damalige Vortrag mit den Aus— 
führungen des Herrn Stadtphyſicus in vielen Fällen ſich deckte. 
Dieſe Ausführungen des Stadtphyſiceus haben wir am 15. Juli 
gehört, nachdem ich am 1. Juli im Vereine mit mehreren Collegen 
den Antrag geſtellt habe, daſs der Stadtphyſicus ein Gutachten 
über die Sache abgeben möge. Dieſes Gutachten, an das ich mich 
vom neuen anlehne, nachdem ich theilweiſe ſchon früher dieſelben 
Ideen gehabt habe, werde ich Ihnen ſelbſtverſtändlich, nachdem 
Sie es ja kennen ſollen, durchaus nicht vorbringen. Ich bitte, mir 
aber zu erlauben, daſs ich einige Punkte aus dem Votum ganz 
kurz erwähne. 

Der Herr Stadtphyſicus jagt (liest): 

„1. Dass ein weiteres Hinausſchieben der Vervollſtändigung 
der Waſſerverſorgung als ein mit den größten ſanitären Gefahren 
verbundenes Verſäumnis bezeichnet werden müfſste. 

2. Die Hochquellenleitung iſt unter allen Umſtänden durch 
Einbeziehung neuer Quellen in möglichſt ausreichendem Maße und 
möglichſt bald zu ergänzen und müſſen zu dieſem Zwecke keine 
noch jo großen Koſten geſcheut werden, um ſelbſt entferntere Hoch: 
quellen (das Gebiet der kalten Mürz ꝛc.) zuzuleiten. Der möglichſt 
vollkommene Ausbau der Hochquellenleitung darf auch durch eine 
etwaige Errichtung der Wiener-Neuſtädter Tiefquellenleitung oder 
der Donau-Nutzwaſſerleitung in keiner Weiſe verzögert oder gar 
verhindert werden. 

3. Falls die Ergänzung der Hochquellenleitung durch Einbe— 
ziehung neuer Hochquellen entweder in zu weite Ferne gerückt oder 
nur in unvollkommener Weiſe bewerkſtelligt werden könnte, ſo 
zwar, daſs der Bedarf an Trink- und Nutzwaſſer für Wien und 
Vororte durch dieſe Leitung nicht vollkommen zu decken wäre, fo 


müßste vom rein hygieniſchen Standpunkte die Einleitung des in 
dieſer Gegend erhaltbaren nächſtbeſten Waſſers empfohlen werden. 
Nach den bisherigen chemiſchen und bacteriologiſchen Unterſuchungs— 


ergebniſſen kann nun das Grundwaſſer des Steinfeldes als das 
Waſſer bezeichnet werden, welches an Güte dem Hochquellenwaſſer 
am nächſten ſteht. Die Einleitung dieſes Waſſers könnte demnach 
unter der Vorausſetzung empfohlen werden, dass von geologiſcher 
und hydrotechniſcher Seite die Identität der bisher unterſuchten 
Probewäſſer mit dem durch den projectierten, das Steinfeld quer 
durchſetzenden Stollen aufzufangenden Grundwaſſer, und die Be— 
ſtändigkeit dieſer guten Qualität, ſowie die zu allen Zeiten aus⸗ 


zureichende Quantität unwiderleglich nachgewieſen wird, und unter 


der weiteren Bedingung, dafs hiefür eine eigene Leitung hergeſtellt 
und ſomit keineswegs eine permanente Vermiſchung des Hochquellen— 
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waſſers mit dem Grundwaſſer des Steinfeldes vorgenommen werde, 
weil hiedurch der vollkommene Ausbau der Hochquellenleitung, die 


volle Füllung des Hochquellenaquäductes mit Hochquellenwaſſer 


verhindert werden könnte. 

Wohl aber müfſste eine ſolche Vermengung für jene Fülle, 
wo bisher wegen inſufficienter Hochquelle das Waſſer des offenen 
Gerinnes der Schwarza eingeleitet werden muſste, nicht nur geſtattet, 
ſondern ſogar dringendſt empfohlen werden. 

Wenn der oben geforderte Nachweis erſt nach erfolgter Aus— 
führung des Stollens und anderer Erhebungen hhydrotechniſcher 
Natur (Probepumpen ꝛc.) erbracht werden könnte, fo müssten einem 
endgiltigen hygieniſchen Urtheile über dieſe Art der Waſſerverſorgung 
eben dieſe Vorarbeiten nothwendigerweiſe vorangehen, da bei der 
Schaffung eines Werkes von ſo großer allgemeiner Wichtigkeit mit 
der größten Vorſicht vorgegangen und jeder Zweifel bezüglich der 
Leiſtungsfähigkeit dieſer Waſſerverſorgung in quantitativer und 
qualitativer Beziehung von vorneherein durch einen exacten Nachweis 
behoben werden mußs. 

4. Falls das Project hinſichtlich der Zuleitung des Grund— 
waſſers aus dem Steinfelde aus was immer für Gründen abſolut 
nicht durchführbar wäre oder die oben geforderten ſtricten Nachweiſe 
in Bezug auf Qualität und Quantität nicht erbracht werden 
könnten, jo müjste in letzter Linie das Augenmerk auf eine Nutz— 
waſſerleitung aus dem Donauſtrome gerichtet werden, unter der 
Bedingung, dass nur das Hochquellenwaſſer für Genuſszwecke und 
für die Bedürfniſſe der Haushaltung in Wien gewidmet ſein und 
bleiben muſs, und dass durch entſprechende Beſtimmungen und 
Einrichtungen vollkommen ſichere Garantien dafür geboten werden 
können, daſs das zur Entlaſtung der Hochquellen-Waſſerleitung 
herbeizuführende Nutzwaſſer aus dem Donauſtrome unter gar keinen 
Umſtänden zum menſchlichen Genuſſe zugelaſſen werde. 

Hiebei mußs auch die weitere Forderung aufgeſtellt werden, 
dass eine Einleitung dieſes Nutzwaſſers in die bewohnten Häuſer 
nicht ftattfinden darf (oder nur in einer für den Gebrauch als 
Genußswaſſer abſolut nicht zugänglichen Weiſe, Waſſercloſet), und 
daſs das Fluſswaſſer durch entſprechende Behandlung (Filtrierung) 
jene Qualität erlangt, welche nach den jetzigen hygieniſchen An— 
ſchauungen auch für Nutzwaſſer (namentlich zu Zwecken der Straßen— 
beſpritzung, Reinigungszwecken überhaupt, für gewiſſe induſtrielle 
Zwecke :c.) gefordert werden mußs.“ 

Nun ſpricht er ſich dann weiter aus, dafs das Zuleiten des 
Donaugrundwaſſers durch den Schottergrund, wie es nach den 
Anträgen des Herrn Vice-Bürgermeiſters Dr. Rich ter ſtattfinden 
ſoll, möglich ſei, und dass dadurch ſchon eine Filtrierung erfolge. 

Die k. k. Geſellſchaft der Arzte hat dieſen Standpunkt nicht 
getheilt, den der Herr Stadtphyſicus eingenommen hat. Es 
haben in den Verhandlungen der Geſellſchaft fünf Arzte für das 
Steinfelder Grundwaſſer und drei Arzte für die Zulaſſung von 
Donaunutzwaſſer geſprochen. (Gem.⸗Rath Dr. Klotzberg: Hört!) 
Wodurch unterſcheidet ſich das Referat der ärztlichen Geſellſchaft 
von dem des Stadtphyſicus? Die Reſolution ſagt: 

I.x. Die Verſorgung der Stadt Wien, insbeſondere deren Häuſer 
mit ungleichem Genuss- und Nutzwaſſer wird als ſanitäre Gefahr 
erklärt, welche ſo lange als möglich vermieden werden ſoll. 


2. Das Grundwaſſer des Steinfeldes iſt auch für die Zukunft 


ein tadelloſes und wird auch in Zukunft in hinreichender Quan— 
tität vorhanden ſein. 


wertung des Grundwaſſers als das Nächſte fordern. 
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Es iſt alſo dieſes die einzige Abhilfe der Waſſercalamität 
Wiens. 

Erlauben Sie mir nun, einige Bemerkungen des Herrn Prof. 
Gruber Ihnen hier vorzuführen. Auf Seite 98 des Berichtes 
der k. k. Geſellſchaft der Arzte erwidert er auf einige Anträge des 
Prof. Schrötter und des Hofarztes Dr. Mauczka: „Das 
Entſcheidende in meinem Antrage iſt gerade, daſs wir die Ver— 
Die Tief⸗ 
quellen werden zwar auch nicht für alle Zeiten ausreichen und die 
Mürzthalquellen werden auch einmal heran müſſen. Aber dieſe Zeit 
iſt noch ſehr fern. Wir dürfen daher nicht ſagen, zuerſt die Hoch- 
quellen, denn damit würden wir n uerdings der Gemeinde den 
Weg eröffnen, den ſie durch 20 Jahre gegangen iſt und ſo gern 
weiter wandeln möchte.“ Er ſagt ferner: „Wir haben ja übrigens 
nie reines Hochquellenwaſſer getrunken. In offener Sitzung des 
Gemeinderathes wurde conftatiert, daſs bei dem Bau der Hoch— 
quellenleitung eine große Anzahl von beiderſeits offenen Röhren 
in der Nähe von Weikersdorf in den Aquäduct eingemauert wurde, 
welche dazu beſtimmt waren, das aufgeſtaute Grundwaſſer in den 
Aquäduct einzuleiten. Wir haben alſo vom Anbeginn der Hochquellen⸗ 
leitung Steinfelder Grundwaſſer mit Hochquellenwaſſer gemiſcht ge- 
trunken. Ich bitte, zu 9 meine Herren, dafs Sie der guten 
Sache ſehr ſchaden, wenn Sie der Gemeinde ſagen: Ihr dürft 
das Hochquellenwaſſer nicht mit dem Tiefquellenwaſſer miſchen.“ 

Dies find beiläufig die Ausführungen in Bezug auf die Mifchung 
des Waſſers und auf die Möglichkeit, ja Nothwendigkeit der Ein- 
leitung anderer Hochquellen. Auf Seite 97 auf eine Anfrage des 
Dr. Telecky ſagt Prof. Gruber Folgendes: „Ich möchte Sie 
recht ſehr bitten, wenn von dem Inhalte meines Reſolutions— 
Antrages die Rede iſt, nicht immer die Bezeichnung „Ziefquellen- 
leitung“ zu gebrauchen. Es kommt hier auf das Wort an. Im 
Wien verſteht man unter Wiener-Neuſtädter Tiefquellenleitung 
ganz präciſe die conceſſionierte Unternehmung mit dem Stollen— 
plane. (Bravo!) Von dieſer iſt aber in meinem Antrage gar nicht 
die Rede, ſondern nur vom Grundwaſſer im Steinfelde. (Bravo!) 
Ich lege den größten Wert darauf, dass dieſe beiden Dinge auf 
das ſchärfſte auseinandergehalten werden.“ (Bravo!) 

Endlich ſagt Herr Prof. Gruber auf Seite 41: „Iſt der 
Bau des Stollens der Tiefquellenleitung unausführbar oder auch 
nur zu gewagt oder zu theuer, oder iſt die Leiſtungsfähigkeit des 
Stollens wegen der ſchwankenden Grundwaſſerſtände zweifelhaft, ſo 
unterbleibe er. Ich kann nicht ſcharf genug hervorheben, wir brauchen 
den Stollen nicht, um das Grundwaſſer des Steinfeldes zu be— 
kommen (Hört!), wir können es ſchöpfen. Dabei gibt es keine 
Schwierigkeiten und kein Riſico. Schöpfen wir vorläufig das Grund— 
waſſer nur probeweiſe ſtatt des Schwarzawaſſers in den Aquäduct. 
Was kann man denn gegen dieſen Vorſchlag einwenden?“ 

Endlich kommt auf Seite 94 ein herber Vorwurf, den ich des- 
wegen vorleſe, um zu zeigen, daßs denn doch vieles verſäumt worden 
it: „Meine Herren! Ich bitte Sie, wohl zu beachten, dafs Sie ſich 
durch Annahme der vorgeſchlagenen Reſolution durchaus nicht für 
ein beſtimmtes Unternehmen, für die „Wiener Neuſtädter Tief⸗ 
quellenleitung“, engagieren würden. Dazu hätte ich Ihnen nie 
gerathen. Die geplante und coneeſſionierte Wiener⸗Neuſtädter Tief- 
quellenleitung ſtellt nur einen der vielen Wege dar, auf denen man 
das Steinfelder Grundwaſſer Wien zuführen kann: man muſßs ihn 
nicht betreten. Allerdings liegen heute die Verhältniſſe weſentlich 
ungünſtiger, als ſie noch im Jahre 1875, als Grünburg, 
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Fölſch und Aird ihre Vorſchläge machten, ja als ſie noch in 
den Jahren 1884 und 1887 gelegen hatten. Infolge der un— 
begreiflichen Verblendung und der höchſt tadelnswerten Vorein— 
genommenheit der ſtädtiſchen Verwaltung konnte ſich eine Privat— 
unternehmung der Conceſſion bemächtigen. (Hört!) Die Gewinnung 
des Waſſers wird dadurch ohne Zweifel weſentlich vertheuert oder 
erſchwert. Man wird ſchon Geduld üben müſſen, wenn diejenigen, 
welche die Geſchichte unſerer Waſſerverſorgung kennen, nicht mit 
der Kaltblütigkeit von Fiſchen darüber zu ſprechen im Stande ſind. 
Aber völlig gebunden iſt die Gemeinde doch auch heute durchaus 
nicht. Es wird Sache reiflicher Überlegungen ſein müſſen, die aber 
uns Arzten ganz ferne liegen, ob und unter welchen Bedingungen 
die Gemeinde ſich das Waſſer von der Privatunternehmung liefern 
laſſen könnte, oder ob es nicht viel zweckmäßiger wäre, die Con— 
ceſſion anzukaufen? Bevor man die Conceſſion kauft, wäre aber 
erſt noch zu erwägen, welchen Wert ſie denn beſitzt, wenn man 
den Stollenbau nicht ausführen will, weil man ihn unzweckmäßig 
findet? Vielleicht iſt ihr Wert dann ſehr gering und vielleicht thäte 
die Stadt dann beſſer, eine ganz neue Conceſſion anzuſtreben. 


Dies find die Ausführungen, die ich für wert halte, dass 


ſie auch heute wieder berückſichtigt werden. 

In dieſen Sitzungen haben ſich für die Donau-Nutzwaſſerleitung 
insbeſondere erwärmt die Profeſſoren Schrötter, Winter nitz 
und Dr. Friedinger; beſonders tritt Profeſſor Schrötter 
für die Vermehrung des Hochquellenwaſſers durch neu einzuleitende 
Quellen ein, und er hat auch mit Bezug auf gewiſſe Vorfälle die 
Einleitung des Donaunutzwaſſers als unſchädlich für die Wiener 
bezeichnet. Profeſſor Winternitz iſt noch weiter gegangen und 
hat das Donaunutzwaſſer als gutes Trinkwaſſer erklärt, wenn es 
durch den Sandfilter des Donauuferſandes durchgeführt wird. Er 
iſt dabei allerdings von einer 20jährigen Beobachtung in der 
Anſtalt des Kaiſerbades ausgegangen, welche Beobachtung dadurch 
ermöglicht wird, daſs das Waſſer 10 m von der Donau entfernt 
aus dem Uferſande gepumpt wird, und zwar ſowohl für die Bäder, 
als auch zum Trinken für die dortigen Bedienſteten, und niemals 
iſt von den 80 Bedienſteten jemand erkrankt. Dies hat Profeſſor 
Winternitz ausgeführt. Allerdings hat Profeſſor Gruber er— 
widert, daſs dies bei kleinen Einleitungen leichter möglich ſei, bei 
großen Leitungen aber, wo das Grundwaſſer in großen Strömen 
aus dem Fluſſe herbeigezogen wird, viel leichter eine Verunreinigung 
ſtattfindet. Profeſſor Gruber führt ferner an, was denn der 
Zweck des Nutzwaſſers eigentlich ſein ſolle? Wir haben darüber ſchon 
ſehr viel geſprochen, und ich will Ihnen die lange Liſte von An— 
ſtalten und Unternehmungen, welche, wie Profeſſor Gruber an— 
führt, mit Nutzwaſſer verſehen werden ſollten, nicht anführen, ich 
möchte Ihnen aber ſagen, dafs dieſe Leiſtungen von der gegen— 
wärtigen Hochquellenleitung nie werden vollbracht werden können. 

Wenn wir auch erwarten, dafs die Leitung aus dem Stein— 
felde, welche zugleich zu Trinkwaſſerzwecken dient, einen Theil 
davon leiſten kann, ſo ſind wir doch nicht in der Lage, und das 
geſteht auch Profeſſor Gruber zu, zu beſtimmen, ob wir immer 
dieſelbe Quantität haben werden. 


Zukunft geſichert ſei. 

Aus dem, was bis jetzt angeführt und im Gemeinderathe 
verhandelt wurde, können wir ein Reſumé ziehen und zwar dahin, 
daſs das Referat der Geſellſchaft der Arzte das Wiener-Neuftädter, 
reſpective Steinfelder Grundwaſſer der Gemeinde als das einzig 


ANKE 


Er behauptet bloß, daſs nach 
den Erklärungen verſchiedener Geologen dieſe Quantität für die 
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Richtige vorſchlägt; und daſs dasſelbe nach Behauptung der 
Majorität der Geſellſchaft der Arzte in Quantität und Qualität 
auch für die Zukunft tadellos ſein wird, aber es wird ausdrücklich 
verlangt und betont, dafs, wie ich auch aus einigen Worten des 
Profeſſor Gruber nachgewieſen habe, die Zuleitungsweiſe erſt 
ſtudiert werden muſs, und daſs die Verſorgung durch eine private 
Unternehmung abgelehnt wird. Es hat ſich eine große Anzahl 
Arzte und Gelehrter unbedingt nur für die Vermehrung des 
Waſſers durch Hochquellenwaſſer ausgeſprochen, andere wieder für 
eine Vermehrung durch Hochquellenwaſſer und durch eine Nutz⸗ 
waſſerleitung, zugleich aber, entſprechend den Ausführungen des 
Profeſſor Gruber, auch dahin, dajs die Wiener-Neuſtädter Tief⸗ 
quellenleitung ſtudiert werde und die Einleitung derſelben nach 
Möglichkeit durch die Commune ſtattfinde. Wenn aber dieſes 
Waſſer nicht eingeleitet werden könnte, ſo iſt, wie Profeſſor Gruber 
ſagt, in weiteſter Ferner auch die Mürz in Ausſicht genommen, 
wenn aber auch das nicht möglich wäre, ſo wäre in ſpäterer Zeit 
einmal die Errichtung einer Nutzwaſſerleitung noch immer nicht 
ausgeſchloſſen. 

Außer den von Profeſſor Gruber genannten Anſtalten und 
Einrichtungen welche aus der, in letzter Linie auch von uns in 
Betracht zu ziehenden Nutzwaſſerleitung, mit Waſſer verſehen werden 
ſollen, kommt noch etwas ganz Beſonderes. 

Das Waſſer des Donauuntergrundes am Ufer der Donau 
hätte den Zweck, einer der größten Calamitäten Wiens abzuhelfen, 
welche, wie ich fürchte, ſelbſt durch eine genügende Waſſerverſorgung 
aus der Tiefquellenleitung kaum mit Erfolg bekämpft werden könnte, 
und dieſe größte Calamität, auf die ſchon hingewieſen wurde, iſt 
der Staub, an dem Wien leidet; der Staub, welcher nicht nur 
der Verbreiter von Typhus und Milzbrandbacillen ſein kann, 
ſondern beſonders der Verurſacher einer Seuche iſt, an der unſere 
Menſchheit, beſonders aber die Stadt Wien leidet, welche die Be— 
völkerung decimiert (Rufe: Sehr richtig!) und Generationen dege— 
neriert. Dieſe Seuche iſt, wie Sie alle wiſſen, die Tuberculoſe. Dass 
der Tuberkelbacillus im Staube maſſenhaft vorkommt, dort beſonders, 
wo Tuberculoſe ausſpucken ꝛc., wiſſen wir alle und iſt das auch 
hinlänglich nachgewieſen. Wenn wir bedenken, dass der Staub in 
ſichtbarer Weiſe und in wägbaren Quantitäten durch den Wind 
und mechaniſch durch Straßenkehrer und in anderer Weiſe in 
die Athmungsorgane getrieben wird, wenn wir erwägen, dass 
z. B. in einem dunklen Raume, wenn ein Lichtſtrahl einfällt, 
der Staub in maſſenhafter Weiſe als Sonnenſtäubchen erſcheint, 
daſs endlich viel unſichtbarer Staub da iſt, welcher nur durch 
außerordentliche Beleuchtung in der mit Waſſerdämpfen ver— 
dichteten Atmoſphäre ſichtbar iſt, wenn wir erwägen, daßs der 
Staub, Träger einer Unzahl unorganiſcher und organiſcher Be— 
ſtandtheile iſt und dieſe Beſtandtheile todt oder lebendig ſind, unter 
den Lebenden Pilze und Bacterien aller Art, ſo iſt es ſicher, dafs 
nicht bloß die Tuberculoſe durch den Staub verbreitet wird, ſondern 
daſs auch durch die gewerbliche Thätigkeit, welche viel Staub 
verurſacht, andere Krankheiten wie Reizungen der Lunge, Rungen- 
emphyſeme und andere Verletzungen der Lunge entſtehen. 

Wie ſollen wir aber dieſe große Calamität anders bekämpfen, 
als durch Waſſer und durch viel Waſſer, und wenn die Lungen— 
krankheiten in erheblichem Maße verringert werden, wird die 
Generation in einem hohen Grade geſchützt ſein. Ich will der 
Donau⸗Nutzwaſſerleitung nicht das Wort reden (aber was liegt 
daran, wenn einer oder der andere Typhus Bacillus durch ſie 
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hereinkommt), im Gegentheil, ich will unter allen Umſtänden das 
verhindern, aber ein Typhus⸗Bacillus wird nicht dauernd die 
Menſchheit ſchädigen, ſondern wir haben dann nur eine kleine 
Epidemie, welche allerdings auch unter jeder Bedingung vermieden 
werden müſste. Nun, meine Herren, im Waſſer kommen allerdings 


Bacillen vor, es kommen auch im Staube Typhus-Bacillen vor, 


aber meiſt nur in Zimmern, in denen einmal Typhuskranke gelegen 
ſind, welche durch Jahre nicht gereinigt wurden. 

Nur die ſorgfältigſte Reinigung kann hier wirken. Wir haben 
viel darüber geleſen und ich erinnere an die Geſchichte, die ſich in 
einer Kaſerne in Nanch ereignet hat, wo nach Jahren in einem 


Zimmer, wo Typhuskranke gelegen ſind und welches nicht gereinigt 


wurde und wo der Staub liegen blieb, neue Typhuserkrankungen 
vorkamen. Die Unterſuchungen haben das Vorhandenſein der 
Bacillen im Staube ergeben. Waſſer brauchen wir gegen den 
Staub. Im Waſſer aber — ſagen einige — gibt es Typhus⸗ 
bacillen, Dysenterie- und auch Milzbrandbacillen. Dieſe Typhus⸗, 
Dysenterie- und Milzbrandbacillen erhalten ſich einige Zeit im 
Waſſer. In der Luft erhalten ſich nur die Dauerkeime, Milzbrand— 
und Tuberculoſenkeime, im Waſſer aber viel mehr Typhus- und 
Dysenteriebacillen und auch Cholerabacillen. Ich mußs dieſe Nutz⸗ 
waſſerleitung in einer gewiſſen Weiſe in Schutz nehmen, weil es 
nicht richtig iſt, dafs man fo auf fie losſchlägt. Es iſt richtig, 
daſs wir alles thun müſſen, um beſſeres Waſſer zu bekommen, 
aber es iſt unrichtig, das man dieſe Gründe benützt, um uns 
zu zeigen, daſs wir Schlechtes für die Bevölkerung denken, 
wenn wir glauben, das die Einführung einer Nutzwaſſerleitung 
unſchädlich ſei. (Bravo!) Das Waſſer dieſer Nutzwaſſerleitung 
müſste alſo auch, wie das Stadtphyſikat jagt, filtriert werden und 
das Stadtphyſikat iſt auch mit der Anlage der Pumpwerke ein— 
verſtanden, wo durch Schotter, reſpective Sand das Grundwaſſer 
heraufgepumpt wird. Das Stadtphyſikat jagt auch, dass die Frank⸗ 
furter Rohranlagen am beſten dafür wären. 

Nun verlangt aber Profeſſor Gruber, dass, wenn einmal 
das Nutzwaſſer eingeleitet werden müſſe, dasſelbe auch künſtlich 
filtriert werde. Es iſt über den Breyer'ſchen Filter vielfach 
geſprochen worden und der Erfinder desſelben macht ſelbſt lebhafte 
Propaganda dafür. Profeſſor Gruber und Profeſſor Weichſel— 
baum haben ein Gutachten abgegeben und in dem Berichte der 
k. k. Geſellſchaft der Arzte ſpricht ſich Profeſſor Gruber dahin 
aus, dafs der Filter von Breyer ganz wunderbare Reſultate 
liefert, daßs derſelbe aber für große Waſſermaſſen, welche in einem 
gewiſſen raſchen Strömen durchgehen und für ſolche Waſſermaſſen, 
welche ſehr viele Bacillen enthalten, doch nicht ausreichen dürfte, 
und empfiehlt ihn beſſer für kleinere Städte (So iſt es!), dagegen 
iſt allerdings nichts einzuwenden. Es iſt aber vielleicht möglich, 
daſs dieſer Breyer'ſche Filter, wenn er für jedes Rohr geſondert 
zur Verfügung kommt, ſich bewährt, und das iſt wieder eine Sache, 
welche ſtudiert werden muss, gerade jo wie die Hochquellenleitung 
und gerade ſo, wie Profeſſor Gruber ſagt, die Einleitung des 
Tiefquellenwaſſers, welches vielleicht durch den Stollen nicht gut 
einzuleiten iſt, ſtudiert werden ſoll. 

Wenn aber wirklich in dieſem Filtrationswaſſer einmal etwas 
vorkommen ſollte, ſo hat man, bevor das geſchehen iſt — 
Dr. Stenzl hat dies auch erwähnt — die Bacteriologen, welche 
unter allen Umſtänden die Commune wird anſtellen müſſen, und 
es wird für dieſe aufopfernden Menſchen eine große Wohlthat 
ſein, wenn ſie einmal nicht nur der Ehre und Wiſſenſchaft willen, 
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ſondern auch um etwas zu erwerben, arbeiten können. Denn im 
Durchſchnitte führen ſie ein viel aufopferungsvolleres Daſein als 
viele andere Arzte. 

Wenn dieſe Bacteriologen regelmäßig das Waſſer unterſuchen 
zu gewiſſen gefährlichen Zeiten, zu welchen bei uns kleine Epidemien 
oder Endemien auszubrechen pflegen, wenn ſie öfters, ja täglich das 
Waſſer unterſuchen, ſo wird gewiſs einmal conſtatiert werden, heute 
kommt eine große Maße Keime mit dem Waſſer herauf, heute hat 
man ein bis zwei Typhusbacillen oder Dysenterie- oder Milzbrand⸗ 
bacillen gefunden. Alſo, es iſt kein Zweifel, dass ein gewiſſer 
Schutz dadurch im vorhinein gegeben iſt. Damit aber auch ein 
abſoluter Schutz ohne dieſe Unterſuchung gegeben wird, müfſste 


das Trinken dieſes Waſſes unmöglich gemacht werden, und das 


Trinken kann unmöglich gemacht werden, auch wenn das Waſſer 
in die Cloſets der Häuſer eingeleitet wird. Dieſe Einleitung in die 
Cloſets der Häuſer iſt deshalb wichtig, weil die Reinigung der 
Canäle dadurch viel leichter iſt. 

Was die Typhusbacillen ganz ſpeciell anbelangt, ſo wurde 
ſchon von Herrn Dr. Stenz! angeführt, das Pettenkofer 
jagt, das Trinkwaſſer ſei nicht Schuld daran, aber gewiſs werden 
die Typhusbacillen durch gewiſſe Grundwaſſerverhältniſſe herbei— 
geführt und durch die Bodenfeuchtigkeit bei unregelmäßigen Ver— 
hältniſſen. 

Es iſt daher nothwendig, wenn Unregelmäßigkeiten im Grund— 
waſſer eintreten, wenn die Bodenfeuchtigkeit durch das abfallende 
oder durchgehende Waſſer die ſich bildenden Typhusbacillen weiter 
führen läſst und dieſe Bacillen dann durch Canäle, Rinnſale oder 
Seitenbäche in die Donau kämen, das dieſe Typhusbacillen weg— 
geſchafft werden müſſen, daſs überhaupt die Dejecte, welche ja 
immer im feuchten Zuſtande ſind, aus den Canälen weggeſchwemmt 
werden müſſen. Wenn die Canäle durch viel Schwemmwaſſer ge— 
reinigt werden, jo wird gewiſſermaßen dasjenige, was Anlaſs gibt, 
dafs dieſe Typhusbacillen ſich entwickeln und Epidemien entſtehen, 
weggeſchafft. Es iſt alſo nothwendig nicht nur eine gute Canaliſie— 
rung in den alten und neuen, und Abſchaffung ſämmtlicher Senk— 
gruben auch in den neuen Bezirken, ſondern es mufs das alles mit 
dieſem neuen Donaugrundwaſſer, wenn es einmal eingeführt werden 
ſollte, durchgeführt werden. Und, meine Herren, dieſe gefährlichen 
Bacterien, die ſich in menſchlichen Dejecten in den Haus- und 
Hauptcanälen bilden, ſind denn doch viel höher ſtehend, als wenn 
ſich in der Donau-Nutzwaſſerleituug ein oder mehrere Typhus⸗ 
bacillen verirren, welche ſofort conſtatiert werden können, fo dajs 
man weiteres Unheil verhindern kann. 

Ich komme nun zur Cholera. 

Bekanntlich geht dieſelbe nie bergauf; die Cholerabacillen 
ſchwimmen nicht von Ungarn nach Wien. Wenn alſo die Cholera 
einmal in der Umgebung von Wien ausbrechen würde, und zwar 
ſtromaufwärts oder in Wien ſelbſt, ſo könnte man noch immer 
Maßregeln treffen. Solange ſie aber weit entfernt iſt, könnte das 
Nutzwaſſer aus der Donau noch immer fließen, und zwar ohne 
Schaden. Aber es iſt nothwendig, daj man, bevor eine ſolche 
Cholera⸗Epidemie in die Nähe kommt, alſo zum Beiſpiel, wie fie 
in Hamburg war, wie auch die Verordnungen der Statthalterei 
gelautet haben, auf die Entfernung aller Dejecte dringt, auf große 
Reinigung. 

Man hat geſagt, nicht die Desinfection dieſer Unrathsmaſſen, 
ſondern die Entfernung derſelben iſt das ſicherſte Schutzmittel, dass 
die Cholera, wenn ſie einmal auftritt, keinen Boden faſſen kann. Und 
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da haben wir wieder die verbeſſerte Canaliſierung, bei welcher die 
großen Waſſer⸗ und Schwemmaſſen Dienſte leiſten ſollen; dieſe großen 
Waſſermaſſen können ſolange durchgeſchwemmt werden, bis nicht 
ſtromaufwärts in der Umgebung von Wien oder direct in Wien 
die Cholera auftreten wird. Wenn einmal nachgewieſen iſt, dass 
das Donauwaſſer inficiert tft und uns Epidemien bringt, jo würde 
das einzige und leichteſte Mittel darin beſtehen, daſs die Nutz— 
waſſerleitung ſofort geſperrt wird, und wenn dieſe geſperrt iſt, ſo 
muſs man die drei bis vier Wochen oder eineinhalb Monate, 
während welcher die Epidemie herrſcht, mit dem Hochquellenwaſſer 
auskommen. Ich habe dies alles nur geſagt, damit man einſehe, 
daſs das Losſchlagen auf die Nutzwaſſerleitung allein nicht durch— 
wegs begründet iſt, und dajs eine Nutzwaſſerleitung, in dieſem 
idealen Standpunkte eingerichtet, ganz gewiſs nur einen großen 
Erfolg für die Sanierung Wiens haben würde. Ich theile den 
allgemeinen Standpunkt, daſs man das beſſere Waſſer früher 
nimmt, und ich finde es begreiflich, daſs wir alle uns daran 
klammern, das nicht anderes Waſſer genommen werde. Wie aber 
jetzt die Verhältniſſe ſtehen, ſind wir über die Art und Weiſe bei 
den einzelnen Waſſerentnahmen ganz im unklaren, und noch viel 
unklarer ſind wir über den Koſtenpunkt. Der Koſtenpunkt wird 
vielleicht der bedeutendſte und maßgebendſte ſein; die Koſten müſſen 
berechnet werden — es geht nicht anders —, und zwar ſo genau 
als möglich im vorhinein. Nun frage ich, was ſoll man da machen? 

Es hat College Dr. Nechansky befürwortet, dajs eine 
Enquéte einberufen werde zum Studium des Neuſtädter Tiefquelfen- 
waſſers. Es wird vielleicht ein anderer College dafür ſtimmen oder 
den Antrag ſtellen, daſs eine Enquéte einberufen werde — wie 
ich ſchon gehört habe —, daſs die Neueinleitung von Hochquellen- 
waſſer, beſonders der Mürzquellen, von derſelben ſtudiert 
werde. 

Aber, meine Herren, das ſind Halbheiten, und wenn wir 
einem ſo großen wichtigen Werke gegenüberſtehen, wie der Sa— 
nierung Wiens durch eine richtige Waſſerverſorgung, ſo darf man 
ſich nicht mit Halbheiten begnügen, und wenn ich vielleicht zu weit 
gehe, daſs ich mir erlaube, Anträge zu ſtellen, jo bitte ich die 
Herren, es damit zu entſchuldigen, daſs ich mit beſtem Wiſſen 
und Wollen, wie alle anderen Herren, die ſich an der Debatte 
betheiligt haben, beſtrebt bin, das Wohl und die Geſundheit der 
Stadt Wien auch durch mein Zuthun nach Möglichkeit zu fördern. 

Ich erlaube mir demnach folgende Anträge zu ſtellen; dieſe 
Anträge ſind nicht durchgehends Gegen-Anträge gegen das Referat 
des Vice-Bürgermeiſters Dr. Richter, aber ſie enthalten eine 
Modification desſelben. N 

Punkt I der Anträge des Stadtrathes beſteht aus zwei Theilen, 
a) und b). 

Punkt a) würde ich wie der Referent beantragen: 

Die Waſſerverſorgung des Gemeindegebietes iſt 
ausſchließlich Aufgabe der Gemeinde und darf daher 
nicht in die Hände von Privaten gelegt werden. 

Punkt b) beantrage ich: 


Nur im Falle der dringendſten Noth darf die 
Qualität des bisher zu Trinkzwecken verwendeten 
Waſſers durch Einleitung des Steinfelder Grund— 


waſſers in den Aquäduct geſchehen. 

Ich brauche dieſen Punkt b) nicht zu begründen; denn es 
wird in kurzer Zeit, bevor wir noch die Neuſtädter Tiefquellen— 
leitung oder die Donau-Nutzwaſſerleitung haben, eine Trockenheit, 
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eine Waſſernoth eintreten. Was ſollen wir dann machen? Es muss 
irgend ein Modus gefunden werden, um wenigſtens während dieſer 
Zeit ſtatt Schwarzawaſſer dieſes Waſſer einzuleiten, und das kann 
der Aquäduct ertragen. 

Weiters beantrage ich: 

II. Es ſei eine Commiſſion, beziehungsweiſe Enquäte 
vom Gemeinderathe zu wählen, welche ſich mit dem 
Studium der Einleitung neuer Hochquellen, der Be— 
ſchaffenheit und Art der Einleitung und der Verhält— 
niſſe des Steinfeldgrundwaſſers und einer Donau— 
Nutzwaſſerleitung, ſowie über das Project der Wien— 
thalwaſſerleitung zu befaſſen und beſonders eine möglichſt 
genaue Koſtenbeſtimmung machen möge. Dieſe Ergeb— 


niſſe der Commiſſion wären dem Gemeinderathe vor— 
zulegen. 
III. Die Commiſſion beſtehe aus 30 Mitgliedern, 


und zwar 15 Gemeinderäthen und 15 Hydrotechnikern, 
Geologen und Arzteu. Derſelben gehören außerdem an 
der Herr Bürgermeiſter oder ein Stellvertreter des— 
ſelben und der Herr Stadtbaudireector. 

IV. Dieſer Com miſſion ſeien die Mittel für etwaige 
Forſchungen vom Gemeinderathe in den betreffenden 
Gemeinderaths-Sitzungen nach den Vorlagen derſelben 
nach Möglichkeit zu bewilligen. 

Das iſt eigentlich ſelbſtverſtändlich; man kann es auch ver— 
weigern, aber ich führe das nur zur Vervollſtändigung an. Hiemit 
ſchließe ich und danke für Ihre Aufmerkſamkeit. (Beifall.) 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Grübl: Die Sitzung iſt ge: 
ſchloſſen. 

(Schluſs der Sitzung 7 Uhr 50 Minuten abends.) 


9 0 5 0 
Hlenographiſcher Bericht 
über die öffentliche Sitzung des Gemeinderathes der k. k. 
Reichshaupt- und Reſidenzſtadt Wien vom 16. December 
1892 unter dem Vorſitze des Bürgermeiſters Dr. Joh. 
Nep. Prix und des Vice-Bürgermeiſters Dr. Raimund 
Grübl. 

Bürgermeiffer: Die Sitzung iſt eröffnet. 

1. Die Gem.⸗Räthe Dr. v. Billing und Joſef Müller 
entſchuldigen ihr Ausbleiben. 

Ich bitte, den Einlauf zu verleſen. 

Schriftführer Gem.-Rath Dehm (liest): 

2. Interpellation des Gem.⸗Nathes Gfrorner: 

Im jetzigen k. k. Wilhelminen-Spital (Ottakring) werden gegenwärtig 
die Aborte adaptiert. 

Dieſe Arbeiten, welche im weſtlichen Tracte nächſt den Krankenſälen der 
Lungentuberculoſen vorgenommen werden, verurſachen fo viel Staub, dafs die 
armen Kranken ſich ihr Geſicht mit Tüchern bedecken müſſen, um nicht noch 
mehr zum Huſten gereizt zu werden. 

Ich ſtelle daher die Aufrage; 

Iſt der Herr Bürgermeiſter geneigt, bei Sr. Ex— 
cellenz dem Herrn Statthalter gegen dieſe Übelſtände 
Vorſtellung zu machen? 

Mürgermeiſter: Ich habe die Ehre, hierauf zu erwidern, 
daßſs die Verwaltung des Wilhelminen Spitals nicht Sache der 
Commune iſt, und dafs es doch nicht angeht, in dieſe Adaptierungen 
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der Aborte und die Maßregeln zur Verhinderung der Staub— 
entwicklung ſich ſo ohneweiters einzumiſchen. 

Wir ſchreiten zur Tagesordnung. 

Ich würde die Herren bitten, das Referat über die Gewäh— 
rung der 18jährigen Steuerfreiheit für Umbauten im Wiener Ge— 
meindegebiete heute in die Debatte zu ziehen, obwohl dieſes Re— 
ferat den geehrten Herren erſt geſtern oder vielleicht heute früh 
zugekommen iſt. (Rufe: Heute!) 

Ich anerkenne das ja. Die Angelegenheit iſt aber, wie ſie 
ſelbſt wiſſen, eine äußerſt dringliche. Eine Petition iſt ſeitens des 
Gemeinderathes nach eingehender Debatte hier beſchloſſen und von 
der Regierung gewürdigt worden. Wir ſind auch um unſer Gut— 
achten wiederholt urgiert worden. 


Referat auf die Tagesordnung zu ſetzen und die geehrten Herren 
zu bitten, in dasſelbe einzugehen. 

Gem.⸗Rath Dr. Friedzung (zur Geſchäftsordnung): Ich 
würde ſehr gerne auf den Wunſch des Herrn Bürgermeiſters heute 
eingehen. Das Referat hat jedoch 18 Seiten und habe ich dasſelbe 
erſt heute Früh bekommen und war ich nicht im Stande, es durch— 
zugehen. Ich würde den Herrn Bürgermeiſter bitten, vielleicht 
einen Mittelweg einzuſchlagen und das Referat zwar heute erſtatten 
zu laſſen, aber erſt in der nächſten Sitzung die Debatte und Ab— 
ſtimmung vorzunehmen. Ich ſpeciell und viele anderen Herren ſind 
nicht in der Lage, den Ausführungen zu folgen und in einer Weiſe 
abzuſtimmen, dass wir es mit unſerem Gewiſſen in Übereinſtimmung 
bringen können. 


Bürgermeiſter: Wir werden ja ſehen. Es wird gut fein, f 0 a 
noch immer einen gewiſſen Wert, welcher aber von demjenigen, der 


das Referat erſtatten zu laſſen; aus dem Referate werden ſich 
doch auch viele Aufklärungen ergeben; die Herren werden ſehen, 
ob ſie in der Lage ſind, das Wort zu ergreifen oder nicht. Ich 
werde es der Verſammlung überlaſſen, die betreffenden Anträge 
zu ſtellen. 

3. Referent Gem.-Rath Wurm: Den Gegenſtand, welchen 
dieſes Referat behandelt, hat der Herr Bürgermeiſter ſchon gekenn— 
zeichnet. Die Herren haben einen ſo ausführlichen Motivenbericht 
und ein fo ausführliches Referat in Händen, daßs ich mich ver— 
hältnismäßig kurz faſſen könnte. Nachdem aber das Referat geſtern 
erſt abgeſendet werden konnte, ſo fühle ich mich doch gezwungen, 
auf gewiſſe Partien, welche zum Verſtändnis des ganzen Referates 
nothwendig ſind, einzugehen. Die Herren haben den Statthalterei— 
Erlaſs in Händen; den Inhalt desſelben, glaube ich, kennen die 
Herren. Dann den Magiſtrats-Antrag, welcher nicht ſehr lang iſt; 
die Herren haben vielleicht Gelegenheit gehabt, denſelben zu leſen. 
Sie haben ferner den Bericht und die Anträge des Stadtrathes, endlich 
das Verzeichnis jener Häuſer, deren Umbau im Intereſſe des öffent⸗ 
lichen Verkehrs gelegen iſt. In dieſem Verzeichniſſe habe ich auch bei 
jeder einzelnen Realität das Motiv angegeben, warum ſie vom 
Stadtrathe zum Umbau vorgeſchlagen wird. Die Veranlaſſung, 
dass dieſer Gegenſtand überhaupt auf die Tagesordnung kommt, 
reicht eirca auf zwei Jahre zurück. Vor Weihnachten 1890 hat 
nämlich der Centralverband der Hausbeſitzer-Vereine im Vereine 
mit dem Verbande der Bau-Intereſſenten eine Petition an die 
hohe Regierung gerichtet um Steuerbefreiung für Umbauten in der 
Dauer von 24 Jahren. Damals, als die Sache im Gemeinde— 
rathe verhandelt wurde, habe ich erklärt, dass ſich alle Stellen, das 
Bauamt, der Magiſtrat, und auch der Stadtrath einverſtanden 
erklärten, daſs eine Befreiung der Umbauten von der Steuer 
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nöthig ſei. Diefe Petition, welche ſeinerzeit eingereicht wurde, hat 
inſofern das Richtige getroffen, als in ihr eine Befreiung für 
Um bauten verlangt wurde; fie iſt aber inſofern zu weit gegangen, 
dass fie eben alle Umbauten befreit haben wollte, eine Forderung, 
welche nicht begründet iſt und auch ſeitens der Regierung unter 
gar keinen Umſtänden zugegeben würde. 


Bei jedem Steuerbefreiungsgeſetze iſt vor allem zu erwägen, 
aus welchen Motiven die Steuerbefreiung gegeben werden ſoll; 
und wir können heute kein dringnderes Motiv anführen, als die 
Regulierung der Stadt. Frühere Steuerbefreiungen wurden aus 
dem Titel der Arbeits- oder Wohnungsnoth gegeben, und daher 
wurde damals hauptſächlich auf Neubauten ganz allein, oder doch 


in bevorzugter Weiſe geſehen. Jetzt iſt es aber das erſtemal, dass 
Dies find die Gründe, welche mich veranlasst haben, das 99 ſe geſehen. Jetzt iſt es j ] 


ſpeciell Umbauten befreit werden, reſpective einen Vorzug vor den 
Neubauten genießen ſollen, und zwar deshalb, weil der Titel, 


unter welchem dieſes Geſetz gegeben werden ſoll, ein ganz neuer 


iſt, nämlich die Regulierung der Stadt. Es iſt ſelbſtverſtändlich, 


daſs unſere engen Straßen nur durch den Umbau der alten Häuſer 


erweitert werden können. Den Zuſtand, in welchem ſich unſere 


Verkehrsſtraßen heute befinden, brauche ich wohl nicht näher zu 


ſchildern; er iſt ſo ſchrecklich, daſs er ſo raſch als möglich behoben 
werden mufs, und daher wurden ſchon von verſchiedenen Vereinen 
und vielen Fachgenoſſen ſeit Jahren in dieſer Hinſicht Anſtren⸗ 
gungen gemacht; es iſt aber auch kein Zweifel, daſs der Umbau 
der alten Häuſer jo große Schwierigkeiten unterliegt, daſs er 
überhaupt nur durch ein Steuerbefreiungsgeſetz erzielt werden kann. 


Denn die alten Häuſer haben, abgeſehen von dem Grundwert, 


umbaut, nie berückſichtigt werden kann. Der Käufer eines Umbauhauſes, 


wie derjenige, der das Haus ſelbſt zum Umbau bringt, ſieht lediglich nur 


den Baugrund, und der frühere Wert des Hauſes ſelbſt verſchwindet. 


Dazu kommt, dafs bei jenen Straßen, in denen große Regulierungen 
nothwendig find, eine bedeutende Zurückrückung ſtattfinden mufs 
und die Gemeinde nicht in der Lage iſt, eine entſprechende Schadlos— 
haltung zu zahlen, alſo eine neue Schwierigkeit; wenn auch die 
Gemeinde die größten Opfer brächte und der Stadterweiterungs— 
fond herangezogen würde, ſo wäre es trotzdem unmöglich, die 
Straßen jo zu regulieren, wie es nothwendig iſt. Auch ein Ex— 
propiationsgeſetz würde nicht zum Ziele führen; denn, wie Sie 
wiſſen, wird bei ſolchen Enteignungen der Wert der Realitäten 
immer in einer Weiſe emporgeſchraubt, daſs dadurch der Ankauf 
derſelben für die Gemeinde außerordentlich erſchwert wird. Da nun 
die Nothwendigkeit des Umbaues dieſer Häuſer allgemein anerkannt 
iſt, hat dies auch ſeinerzeit der Gemeinderath zum Ausdrucke ge— 
bracht, und zwar durch den Beſchluss, in welchem es heißt: 


„Es ſei an die hohe Regierung und an beide 
Häuſer des Reichsrathes eine Petition zu richten, in 
welcher unter ausführlicher Begründung im Intereſſe 
der Regulierung der Stadt um Steuerbefreiung von 
der Hauszinsſteuer ſammt Staatszuſchlägen angeſucht 
wird, und zwar für Umbauten, welche an jenen Stellen 
der Hauptverkehrsſtraßen aller Bezirke vorgenommen 
werden, deren Erweiterung oder Regulierung durch 
die Intereſſen des öffentlichen Verkehres geboten iſt, 
auf 18 Jahre. Dieſe Beſtimmung ſoll auf alle Bauten 
Anwendung finden, welche innerhalb zehn Jahren be— 
gonnen und vollendet worden ſind.“ 

3* 


3062 


w — N N N — — U 2 22 ala Sau Du 


Das iſt der Beſchluſs, welcher in dem erwähnten Statthalteret- 
Erlaſſe bezogen iſt und der dazu führte, daſs wir nun zu einer 
Entſchließung gedrängt wurden. 

Die beantragte Beſchränkung auf zehn Jahre hat der Ge— 
meinderath damals feſtgeſetzt, weil ein ſolches Ausnahmsgeſetz ohne 
dieſe Beſchränkung keinen Wert hätte; es müſſen nämlich, wenn 
anerkannt wird, dafs dieſe Umbauten nothwendig find, dieſe Um— 
bauten in der Weiſe durchgeführt werden, dafs in abſehbarer Zeit 
die Durchführung der erweiterten Verkehrsſtraßen möglich wird. 
Würde man dieſe Zeitdauer zu ſehr verkürzen, ſo würde wiederum 
eine Überſpeculation ſtattfinden. Wir haben das erlebt in den 
Steuerbefreiungen der Jahre 1874 und 1875, wo unmittelbar 
nach dem ſogenannten großen Krach mehr gebaut wurde als je. 
Es kommen in dieſer Zeit über 900 Bauten per Jahr vor, alſo 
eine Zahl, die auch annähernd früher nie erreicht wurde. 

Dieſe langdauernde Ungewiſsheit, ob überhaupt dieſe Petition 
der Gemeinde erhört wird oder nicht, hat äußerſt drückend auf das 
Baugewerbe gewirkt; ſeitdem es überhaupt in Verhandlung ſteht, 
ob ein Steuergeſetz erwirkt werden wird oder nicht, lagen die Bau— 
gewerbe doppelt darnieder und es iſt darum ſehr dringend, daſs 
dieſe Frage endlich erledigt werde. Es hat auch bereits die hohe 
Statthalterei das Referat nicht weniger als ſechsmal urgiert. Es 
war aber nicht möglich, dasſelbe früher zu erſtatten, weil früher 
von den Amtern ſo viele Erhebungen zu machen waren, welche 
gründlich fein muſsten, da ohne dieſe gründlichen Erhebungen über— 
haupt das ganze Referat keinen Wert gehabt hätte. Außerdem hat 
ſich der Stadtrath bewogen gefunden, an die verſchiedenen Bezirke, 
um die Meinung der Bezirksausſchüſſe einzuholen, das ganze 
Referat hinauszugeben und die Bezirksausſchüſſe haben ſich alle 
einſtimmig dafür erklärt, dass eine ſolche Steuerbefreiung, wie 
ſie hier verlangt wird, unumgänglich nothwendig ſei. 

Es hat nun auf die Petition, welche der Gemeinderath 
ſeinerzeit an die hohe Regierung gerichtet hat, der Statthalter im 
Namen des Finanzminiſters erklärt, dajs dem Anſuchen hinſichtlich 
einer 18jährigen Steuerbefreiung für Umbauten an jenen Stellen 
der Hauptverkehrsſtraßen aller Bezirke Wiens, deren Erweiterung 
oder Regulierung durch die Intereſſen des öffentlichen Verkehres 
geboten iſt, im Principe unter der doppelten Vorausſetzung zu— 
geſtimmt wird, dafs die Begünſtigung auf ſolche Bauführungen 
eingeſchränkt bleibt, deren Vollzug aus zwingenden Rückſichten auf 
öffentliche Intereſſen nothwendig und dringend erſcheint und das 
zuvor im Wege der diesfalls competenten Landesgeſetzgebung auch 
die Befreiung von den Landes- und Gemeindezuſchlägen zur Ge— 
bäudeſteuer in der gleichen Dauer ausgeſprochen wird. 

Dieſe Forderung hat einen geradezu deprimierenden Eindruck 
gemacht und war die Urſache, warum der Magiſtrat in ſeinen 
Anträgen ſich ablehnend verhalten hat, denn die Gemeinde Wien 
ſteht gegenwärtig vor ſo großen Auslagen, wie es noch nie der 
Fall war, und gerade die Regulierung der Stadt iſt dasjenige 
Motiv, welches die größten Auslagen verurſacht. Ich will nur 
zurückweiſen auf die letzten zehn Jahre, wo in der Stadt nicht 
viel reguliert wurde; und trotzdem — ſo habe ich aus den 
ſtatiſtiſchen Jahrbüchern erhoben — beträgt die Summe, welche 
die Gemeinde per Jahr ausgegeben hat, circa 400.000 fl. In den 
Jahren 1889 bis 1890 hat nämlich die Gemeinde nahezu 4 Mil- 
lionen Gulden für Grundeinlöſungen ausgegeben und bei dieſer 
Summe habe ich ſchon berückſichtigt, was die Gemeinde bekommen 
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hat für jene Theile der eingelösten Grundflächen, welche ſie wieder 
verkaufen konnte. 

Alſo dieſe Barauslagen, welche die Gemeinde gehabt hat, be— 
tragen nahezu 4,000.000 fl., dann kommt dazu, dafs gerade infolge 
der Vereinigung der Vororte mit dem alten Wien der Gemeinde 
eine Reihe von Auslagen erwachſen, welche größer ſind, als ſie 
überhaupt je waren; es kommt zu berückſichtigen, daſs die Waffer- 
leitung erweitert und Vorſorge getroffen werden mufs für die Be— 
ſchaffung neuer Waſſerwerke. 

Wir müſſen berückſichtigen, dajs infolge der Verkehrsanlagen 
die Gemeinde große Verpflichtungen übernommen hat, welche Ver— 
pflichtungen in letzterer Zeit noch erſchwert wurden. Die Gemeinde 
Wien ſteht alſo vor koloſſalen Auslagen und es fällt wirklich 
ſchwer, der Forderung der Regierung zuzuſtimmen. 

Das Stadtbauamt hat ein Verzeichnis jener Häuſer zuſammen— 
geſtellt, bezüglich welcher ein Umbau im öffentlichen Intereſſe 
nothwendig erſcheint, und hat auf Grundlage ſeines Verzeichniſſes 
eine ſolche Anzahl von Häuſern zuſammengeſtellt, dass der jähr— 
liche Ausfall des 21percentigen Gemeindezuſchlages, auf welchen 
verzichtet werden ſoll, wenn man nur das Erträgnis der alten 
Häuſer berückſichtigt, 193.000 fl. betragen würde. 

Der Stadtrat) hat dieſes Verzeichnis um circa ein Viertel 
vermehrt, d. h. um ein Viertel mehr Häuſer aufgenommen, als in 


dem urſprünglichen Verzeichnis des Bauamtes enthalten waren. 


Hiebei iſt zu berückſichtigen, daſs die wertvollſten Objecte, jene Ob- 
jecte, die an den hervorragendſten Hauptverkehrsſtraßen gelegen ſind, 
ſchon in den bauämtlichen Verzeichniſſen enthalten waren, und 
verhältnismäßig wenige Objecte von großem Wert in das neue 
Verzeichnis aufgenommen wurden. Dann iſt zu berückſichtigen, dais 
gewiſs nicht alle Häuſer von dieſer Begünſtigung Gebrauch machen 
werden, welche derſelben theilhaftig werden könnten, d. h. es werden 
nicht alle Häuſer umgebaut, welche in dem Verzeichnis vorge— 
ſchlagen werden. Aus dieſem Grunde iſt mit Sicherheit anzu— 
nehmen, daſs dieſer jährliche Entgang immer unter der Voraus 
ſetzung, dajs alle Häuſer in einer Epoche umgebaut werden, gewifs 
nicht mehr als 200.000 fl. betragen wird. 

Berückſichtigt man aber das Erträgnis der neugebauten Häuſer, 
dann würde der Betrag auf das doppelte ſteigen, weil das Zins— 
erträgnis der neuen Häuſer ein bedeutend höheres iſt. Inwieferne 
aber die Erhöhung dieſes Erträgniſſes der Gemeinde zugute kommt, 
darauf werde ich ſpäter zurückkommen. 

Auch der Entgang, welcher dadurch entſteht, dafs auf die 
Landesumlagen verzichtet werden muſs — dieſe betragen 20 Ber: 
cent — wird für die Stadt Wien fühlbar ſein, weil eben die 
Stadt Wien in lebhafteſter Weiſe auch an dieſem Entgang be— 
theiligt iſt. Nach dem gegenwärtig in allen Ländern, die im Reichs 
rathe vertreten ſind, geltenden Steuerbefreiungsgeſetz für Bauten 
überhaupt, iſt bekanntlich eine zwölfjährige Steuerfreiheit vom 
Staate zugeſichert. Das Mehr, welches alſo der Staat hier bietet, 
ſind ſechs Jahre, und dafür ſollen die Gemeinde und das Land 
achtzehn Jahre auf ihre Zuſchläge verzichten. Das iſt allerdings 
eine harte Forderung. Allein, unter den jetzigen Verhältniſſen bleibt 
nichts anderes übrig, wenn wir überhaupt die Steuerfreiheit wollen, 
die wir unumgänglich nothwendig haben, als dieſer Forderung zu— 
zuſtimmen. 

Erſt in jüngſter Zeit wurde, wie die Herren vermuthlich aus 
den Zeitungen entnommen haben, für Prag ein ähnliches Steuer- 
befreiungsgeſetz proponiert. Die Stadt Prag bekommt auch für 
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gewiſſe Bauten eine Steuerfreiheit in der Dauer von 20 Jahren, 
mufs aber, ſowie auch das Land für dieſelbe Dauer auf die Zu— 
ſchläge verzichten. Es iſt das jetzt allgemeiner Grundſatz, wenn 
beſondere Begünſtigungen gewährt werden, welche über den Rahmen 
der allgemeinen Steuerbefreiung hinausgehen, da die beſonderen 
Begünſtigungen eben beſonderen Gemeinden und Ländern zugute 
kommen, alſo auch die Gemeinden und betreffenden Länder bei— 
tragen ſollen. 

Es bleibt alſo, nachdem wir unumgänglich nothwendig die 
Steuerbefreiung benöthigen, nichts übrig, als die Bedingungen an— 
zunehmen. Das Opfer, welches der Staat bringt, indem er für 
weitere 6 Jahre auf die 26¾ Percent Steuer verzichtet, iſt ver— 
hältnismäßig nicht ſehr groß, denn es werden ja Steuerobjecte 
für die Zukunft geſchaffen und der Staat hat ſo viele Hilfsquellen, 
dafs er momentan darauf verzichten kann, aus einem oder dem 
anderen Orte größere Beiträge zu erzielen. Ich will nur bemerken, 
dafs der Zinswert der neugebauten Realitäten im Verhältnis zu 
den alten Realitäten eine ganz enorme Steigerung erfährt. 
In der Inneren Stadt wurden in der letzten Zeit 23 Häuſer 
umgebaut, das heißt, an Stelle von 23 alten Häuſern wurden 
21 neue Häuſer aufgeführt, und trotzdem bei dieſen Umbauten koloſſale 
Flächen für Straßen abgetreten werden mufsten, beträgt doch die 
Zinsſteigerung dieſer Objecte, das heißt der Mehrertrag der neuen 
Objecte mit dem Ertrage der alten Objecte verglichen, nicht weniger 
als 125.000 fl. (Rufe: Hört!) Das iſt in der Inneren Stadt 
geweſen; wie viel mehr wird das noch der Fall ſein in den Vor— 
ſtädten und Vororten, wo an Stelle ebenerdiger oder einſtöckiger Häuſer 
hohe Häuſer, ausgeſtattet mit allem Comfort, gebaut werden! Da wird 
die Zinsſteigerung eine noch viel größere ſein. Es mußs daher 
auch die Gemeinde mit dieſem Factor rechnen; fie mußs berechnen, 
daſs ihr durch den Umbau, wenn der Umbau beſchleunigt wird, 
ein großer Gewinn erwächst. Allerdings iſt es ein abſoluter Ent— 
gang, wenn wir durch 18 Jahre nicht von den erhöhten Zins— 
erträgniſſen auch gleich den 21percentigen Zuſchlag bekommen. Das 
iſt richtig. 

Wenn wir die 21 Percent auch noch bekommen, ſo wäre der 
Gewinn noch größer als er ohnedies ſchon iſt, wenn wir die 
Zinskreuzer von dem erhöhten Zinsertrage bekommen und zu 
dieſen Zinskreuzern in den 18 ſteuerfreien Jahren auch noch den 
21percentigen Zuſchlag zur SHpercentigen Einkommenſteuer hinzu⸗ 
rechnen. 

Nach Ablauf dieſer 18 Jahre bekommen wir nicht nur die 
erhöhten Zinskreuzer von dem erhöhten Zinserträgnis, ſondern 
auch noch den 21percentigen Zuſchlag zu der landesfürſtlichen 
Steuer von dem erhöhten Zinsertrage. Alſo dasjenige, was die 
Gemeinde in der ſteuerfreien Zeit im Vergleiche zu den nicht um— 
gebauten Objecten gewinnt, iſt ſchon ſehr bedeutend, wenn ich nur 
annehme, das der Zinswert ſich um 100 Percent erhöht. Aber 
der erhöhte Zinswert wird meiner Überzeugung nach noch größer 
ſein. Ich bitte, das feſtzuhalten. Wird durch das Steuerbefreiungs— 
geſetz der Umbau der Häuſer beſchleunigt, ſo entſteht ſelbſt in der 
ſteuerfreien Zeit für die Gemeinde kein abſoluter Verluſt. Das iſt 
ein Satz, welcher feſtſteht und welcher für die Entſchließung, ob 
wir überhaupt dieſes Opfer bringen ſollen, das von uns gefordert 
wird, oder nicht, maßgebend iſt. 

Bevor ich auf die einzelnen Objecte übergehe, will ich nur 
noch erwähnen, dass die oben erwähnten 200.000 fl., welche ich als 
Maximum angegeben habe, ſich darauf beziehen, wenn alle begünſtigten 
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Häuſer in einer Epoche umgebaut würden. Das geſchieht aber nicht. 
Die Häuſer haben eine 18jährige Befreiung, und die Wirkſamkeit 
des Steuergeſetzes hat eine 10jährige Dauer, alſo muſs man 18 
und 10 addieren, das gibt 28; 200.000 fl. mit 18 multipliciert 
gibt den Geſammtverluſt von 3,600.000 fl., und dieſe Ziffer 
müſſen wir durch 28 dividieren, dann bekommen wir einen jähr— 
lichen Entgang von 128.571 fl. Dieſen 128.571 fl. ſtehen aber 
der Mehrertrag der Zinskreuzer und in ſpäterer Zeit der Mehr- 
ertrag der geſammten Gemeindezuſchläge entgegen. Ich bitte alſo 
zu berückſichtigen, dass die Gemeinde auch in der ſteuerfreien 
Zeit, wie ich früher erwähnt habe, nichts verliert. 

Es iſt ſehr ſchwierig, heute ſchon alle Stellen der Stadt zu 
nennen, welche abſolut in dieſe Steuerbefreiung einbezogen werden 
ſollen, heute, bevor noch der General-Baulinienplan beſtimmt iſt. 
Trotzdem iſt aber die Frage eine jo dringende, dafs wir ſo raſch 
als möglich unſere Entſchlüſſe faſſen müſſen; und es hat dies noch 
einen weiteren Vortheil. Wenn wir heute dieſe Stellen bezeichnen, 
welche als Hauptverkehrsſtraßen aufzufaſſen ſind, ſo faſſen wir die 
eclatanteften Fälle heraus, und wenn der Gener al-Baulinienplan 
feſtgeſtellt iſt, können wir noch immer — ich hoffe wenigſtens, 
daſs wir dazu in der Lage fein werden — dieſe Fälle erweitern 
und ausdehnen. Daher bitten wir auch, dass die hohe Regierung 
durch eine Geſetzesvorlage ſeinerzeit, wenn der General-Baulinienplan 
fefſtgeſetzt iſt, es uns ermöglicht, dieſes Häuſerverzeichnis zu 
ergänzen. 

Schließlich wurde noch von der hohen Statthalterei einer 
neuerlichen Petition der Hausherrenvereine erwähnt. Dieſe Petition 
ſteht ganz im Gegenſatz zu derjenigen Petition, welche uns ur— 
ſprünglich veranlajst hat, überhaupt um eine Steuerbefreiung für 
Umbauten zu petitionieren. In dieſer Petition wird verlangt, dafs 
die Steuerfreiheit für Neu-, Um- und Zubauten überhaupt ganz 
aufgehoben und nur für Umbauten dann gewährt werde, wenn 
beſonders eclatante Fälle vorhanden ſind, wo einzelne Häuſer im 
öffentlichen Intereſſe umgebaut werden ſollen. 

Das iſt ein jo craſſer Widerſpruch, dafs ich glaube, denſelben 
nicht weiter beleuchten zu müſſen. Gewiss muſss bei jedem Steuer— 
befreiungsgeſetze mit großer Vorſicht vorgegangen werden. Aber das, 
was der Stadtrath vorſchlägt, wird weder die von dieſer Steuer— 
befreiung nicht begünſtigten Hauseigenthümer beſonders ſchädigen, 
noch eine Überſpeculation hervorrufen. Denn, wenn wirklich alle 
Häuſer umgebaut werden, welche in dem Steuerbefreiungsgeſetze 
vorgeſchlagen ſind, ſo ſind das etwas über 4 Percent ſämmtlicher 
Häuſer Wiens; das vertheilt ſich auf zehn Jahre, und es ſind 
viele Häuſer 1 welche, wie ich überzeugt bin, trotzdem die 
Gelegenheit jetzt dazu wäre, fie unter günſtigen Bedingungen um- 
zubauen, nicht werden umgebaut werden. Man darf nie alles ſo 
nehmen, wie es theoretiſch möglich iſt; es gibt viele perſönliche Ver— 
hältniſſe, die den Umbau verhindern. Darunter ſind einige öffentliche 
Gebäude, die gewiss nicht umgebaut werden; wir muſsten auch dieſe 
einbeziehen, denn man weiß nicht, ob nicht der Staat es einmal 
für zweckmäßig findet, das eine oder das andere Haus umzubauen. 
Ich erwähne da nur das Laurenzi-Gebäude, deſſen Umbau ſehr 
wünſchenswert wäre; denn die ſanitären Verhältniſſe ſind dort 
gewiſs keine günſtigen. Wir haben uns an alle Bezirke um ihre 
Wohlmeinung gewendet, und die Bezirke haben einſtimmig anerkannt, 
dafs eine Begünſtigung für Umbauten nothwendig ſei, nur haben 
fie übere inſtimmend mit meiner perſönlichen Anſicht die Meinung 
ausgeſprochen, daſs das Verzeichnis, welches das Stadtbauamt 
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aufgeſtellt hat, erweitert werden müſſe. 
dieſem Wunſche ſoweit als möglich nachgekommen, aber ich bitte 
zu berückſichtigen, dafs es im Statthalterei-Erlaſſe ausdrücklich 
heißt: „nur jene Umbauten, deren Vollzug im öffentlichen Intereſſe 
dringend geboten iſt.“ Das iſt alſo eine Einſchränkung — wodurch 
wir in die Gefahr gerathen, wenn wir übermäßig viel Objecte 
vorſchlagen, vielleicht gar nichts zu erhalten. Man wird einfach 
ſagen, das iſt eine ſo unmäßige Forderung, die dem ganzen Geiſte 
deſſen widerſtrebt, was die Regierung zu bewilligen geneigt iſt, ſo 
daſs man auf eine ſolche Forderung nicht eingehen kann. Darum 
waren wir gezwungen, nicht alle Wünſche, die die Bezirke ausge⸗ 
ſprochen haben, erfüllen zu können. Aus dieſem Grunde haben wir auch 
einen Wunſch nicht erfüllen können, welcher von vielen Vereinen und 
Fachleuten ausgeſprochen wurde, nämlich den ganzen J. Bezirk als 
ſolchen als regulierungsbedürftig zu bezeichnen, alſo die Begünſtigung 
auf den ganzen I. Bezirk auszudehnen. Das wurde vom Ingenieur— 
und Architektenvereine und anderen maßgebenden Corporationen 
ausgeſprochen. 

Es iſt richtig, die Innere Stadt hat Ausnahmsverhältniſſe, denn 
ſeit den Zeiten Ottokars bis zur Erweiterung der Stadt im Jahre 
1858 hat ſich die Fläche der alten Inneren Stadt nicht vergrößert, 
fie war umgrenzt durch Feſtungswälle und der Verkehr muſste ſich 
in engen Straßen abſpielen, die immer mehr verengt wurden und 
gerade in den koſtbarſten Ausmündungen gegen große Verkehrs— 
ſtraßen und Plätze am allerengſten waren, denn z. B. in der 
Kärnthnerſtraße, Spiegelgaſſe, Seilergaſſe, die gegen den Stephans- 
platz und Graben ausmünden, waren Verhältniſſe, die entſetzlich 
waren; aber ſolche Verhältniſſe exiſtieren heute noch und es wird 
nicht möglich ſein, trotz aller Bauregulierungspläne die Innere 
Stadt nur annäherungsweiſe ſo herzuſtellen, wie die übrigen Bezirke 
heute ſchon beſtehen und ſolche Hauptſtraßen zu ſchaffen, wie in anderen 
Bezirken. Auch nach dem vom Gemeinderathe feſtgeſetzten Baulinien- 
plane kann die Kärnthnerſtraße und die Rothenthurmſtraße nicht über 

10°, die Wollzeile nicht über 86, ja ein Theil der Tuchlauben 
kann nur auf 7“ Breite gebracht werden. Das find gewißs keine 
Dimenſionen für Hauptſtraßen, und die Herren wiſſen recht gut, dass 
in den Vorſtädten die Hauptſtraßen ganz andere Breiten haben. Es 
gibt auch dort einige Engen, aber die werden und können beſeitigt 
werden, weil die Häuſer eine entſprechende Tiefe haben, was in der 
Inneren Stadt nicht der Fall iſt; es iſt z. B. nicht möglich, die 
Spiegelgaſſe mit 8° durchzuführen, denn es bliebe ein unverbau— 
barer Reſt, die Häuſer ſind ſeicht, man kommt. gleich in eine 
andere Gaſſe und es geht das nicht, was in anderen Bezirken 
möglich iſt. Aus dieſem Grunde bleibt im J. Bezirke nichts anders 
übrig, als Parallelſtraßen zu machen; das iſt das einzige Mittel, 
um dem Centrum des Verkehres die nothwendige Geſtalt zu geben, 
dafs überhaupt ſich der Verkehr dort vollziehen kann; daſs dort 
der Verkehr entſprechend hergeſtellt werde, iſt nicht ein im Inter⸗ 
eſſe der Bewohner des J. Bezirkes gelegen, denn dieſe gehen ja 
nicht den ganzen Tag in ihren Straßen ſpazieren. Ganz Wien 
mußs durch den J. Bezirk durch. Da müſſen eben Straßen geſchaffen 
werden, welche die gegenwärtig beſtehenden Hauptverkehrsſtraßen 
entlaſten, damit ein Verkehr möglich wird, wie er unumgänglich 
nothwendig iſt im Intereſſe der ganzen Stadt. 

Aus allen dieſen Gründen ſtellt der Stadtrath folgende 


Anträge: 
IJ. Es werde an die k. k. n. ö. Statthalterei be- 
richtet, daßs die Gemeinde die in dem angeſchloſſenen 
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freiheit 
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Verzeichniſſe angegebenen und in den beiliegenden 
Plänen dargeſtellten Häuſer als ſolche bezeichne, deren 
Umbau zur Erweiterung oder Regulierung der betref— 
fenden Stellen der Hauptverkehrsſtraßen Wiens durch 
die Intereſſen des öffentlichen Verkehres geboten iſt; 
jedoch werde gleichzeitig die Bitte ausgeſprochen, dass 
eine hohe Regierung eine Ergänzung dieſes Verzeich— 
niſſes nach Feſtſtellung des General-Regulierungsplanes 
durch eine Geſetzesnovelle ermöglichen wolle. 

II. Es werde entſprechend der in der Zuſchrift der 
k. k. u.⸗ö. Statthalterei ausgeſprochenen Bereitwilligkeit 
des Herrn Finanzminiſters auf den Gemeindezuſchlag 
zur Gebäudeſteuer (dermalen 21 Percent) für die Zeit 
5 in Ausſicht genommenen 18jährigen Steuerfreiheit 
verzichtet. 

III. Die erhöhte Steuerbefreiung werde auf jene 
Grundflächen beſchränkt, welche innerhalb 25 m von 
den ſowohl für die bereits beſtimmten als für die zum 
Zwecke der Regulierung oder Straßendurchführung zu 
beſtimmenden Baulinien gelegen ſind. 

Hie durch erledigen ſich auch die beiden die Steuer— 
betreffenden Petionen des Centralverbandes 
der Hausbeſitzervereine von Wien und der auf den— 
ſelben Gegenſtand bezügliche Antrag des Gem.-Rathes 
Rückauf. 

Der letzte Punkt wurde darum aufgeſtellt, weil es gewifs 
nicht nothwendig iſt, ſehr tiefe Realitäten in ihrer ganzen Aus— 
dehnung in die erhöhte Steuerbefreiung einzubeziehen. Wir haben 
immer das Regulierungsbedürfnis vor Augen gehabt, und darum 
ſoll die Steuerbefreiung nur auf beſchränkte Flächen Anwendung 
finden. Es gibt viele Objecte, hauptſächlich in den äußeren Be— 
zirken, welche eine koloſſale Ausdehnung haben. Es wäre gewiis 
nicht gerechtfertigt, fo koloſſalem Complexe die hohe Steuerfreiheit 
zu gewähren, wenn es ſich darum handelt, eine Straße zu ver— 
breitern. Ich glaube alſo, auch dieſer Grund iſt wohl berechtigt. 
Bezüglich der formellen Behandlung des Gegenſtandes möchte ich 
Sie bitten, daßs Sie vielleicht auf den Gedanken eingehen, vor— 
läufig dieſes allgemein gehaltene Referat zu behandeln, dann werde 
ich mir erlauben, auf die einzelnen Bezirke einzugehen und bei 
jeder einzelnen Poſt nachzuweiſen, inwieweit es nothwendig itt, 
die betreffende Realität in die Steuerbefreiung einzuziehen. Ich 
bitte, den Anträgen unter der Vorausſetzung, dafs die Herren dem 
Verzeichniſſe zuſtimmen, ebenfalls Ihre Zuſtimmung zu geben. 

Gem.⸗Nath Gfrorner: Es freut mich, als erſter Redner 
zu dieſem Gegenſtande das Wort ergreifen zu können. Wenn geſagt 
wurde, dajs man den Gegenſtand nicht genügend ſtudieren konnte, 
ſo iſt ja das ganz überflüſſig. Denn was in dem Referate ſteht, 
hat ja der Herr Referent ziemlich zum Vortrage gebracht; ein 
weiteres Studium braucht es nicht. Es handelt ſich darum, Arbeit 
zu ſchaffen, und zwar möglichſt raſch. Die baugewerbetreibende 
Bevölkerung von Wien lechzt nach Arbeit und Verdienſt, und die 
andere Bevölkerung ebenfalls, welche mit der gewerbetreibenden 
Bevölkerung unbedingt im Zuſammenhange ſteht. Wenn dieſe nichts 
verdient, verdient die andere auch nichts. Wir brauchen Arbeit, ſo 
raſch als möglich und ſo viel als möglich. Man hat ſich darüber 
gewundert, dass hier eine 18jährige Steuerbefreiung ausgeſprochen 
wird; man war anfänglich der Anſicht, man werde ſich nur für 
ſechs Jahre ausſprechen, weil eine 12jährige Steuerfreiheit ohnehin 
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beſtehe, jo daſs der Staat nur ſechs Jahre dazu gibt, während die 
Gemeinde 18 Jahre geben mufs. Ich bin aber mit dem vorliegen— 
den Antrage einverſtanden, denn der Verluſt der Gemeinde iſt nur 
ein problematiſcher. Häuſer, die heute 1700 oder 2000 fl. tragen, 
werden in Zukunft, wenn ſie umgebaut ſind, 4000 fl. tragen und 
die Zinskreuzer werden allein mehr eintragen, als heute die Zins— 
kreuzer mit den Umlagen ausmachen. Aber nicht nur in Bezug 
auf das Steuererträgnis, ſondern auch aus Paſſage- und äſthetiſchen 
Rückſichten muſs man verlangen, dass ſolche Häuſer verſchwinden. 
Im Intereſſe der Bevölkerung iſt es deshalb gelegen, dafs fie ver— 
ſchwinden, weil es ſich um Plätze handelt, die verbaut ſind und 
ſtark frequentiert werden. Wenn die Häuſer verſchwinden und 
andere hinkommen, müſſen die Parteien delogiert, es muſs ihnen 
gekündigt werden. 

Sie müſſen ſich andere Wohnungen ſuchen, und dann werden 
wieder diejenigen Häuſer aufgeſucht, welche heute leer ſtehen. Da— 
durch wird die Bauthätigkeit nicht beſonders gefördert, wenn 
man an der äußeren Peripherie Paläſte hinſtellt, welche von lauter 
armen Teufeln bewohnt ſind, die vielleicht monatlich einen Zins 
von 5 fl. und auch dieſen nur in wöchentlichen Raten zahlen, wo 
der Hausherr Hypotheken aufnehmen muſs und oft nicht in der Lage 
iſt, die Zinſen dafür, geſchweige denn eine Steuer zu zahlen. Solche 


Häuſer müſſen fort und fort verkauft werden, und wenn Sie die 
ſo können Sie ſich jeden Tag davon 


„Wiener Zeitung“ leſen, 
überzeugen, daſs 10, 12, ja 15 Häuſer zur Feilbietung kommen; 
dies iſt auch ein Zeichen der Zeit. Im ſogenannten „Realitäten— 
verkehr“ leſen Sie nur jene Häuſer, 
oder Erbſchaft in andere Hände übergehen; warum aber nicht auch 


dann würden ſie ſehen, was für ein heiklicher Punkt es iſt, wenn 
dort draußen immer mehr Häuſer gebaut werden. Sie leſen äußerſt 
ſelten, daſs in den alten Bezirken Häuſer executive verkauft werden, 
während die Häuſer in den neuen Bezirken an der Peripherie fort— 
während executive verſteigert werden. Ich werfe mich da nicht zum 
Anwalte der Hausherren auf, ſondern zum Anwalte jener Leute, 
welche Brot und Arbeit brauchen, und deshalb bin ich dafür, dafs 
ſo raſch als möglich die in Ausſicht genommenen Häuſer auch 
thatſächlich zum Umbaue kommen. Dann ſagt man, die Gemeinde 
muſßs ſoviel für Grundentſchädigungen zahlen. Ja, dies mußs fie 
aufbringen, ob heute, ob morgen oder in fünf Jahren; ſobald es 
dem Eigenthümer einfällt, umzubauen, muſs die Gemeinde zahlen, 
ob früher oder ſpäter. Dies kann alſo auch kein Grund ſein, dem An⸗ 
trage nicht zuzuſtimmen; wir müſſen aber den Leuten Begünſtigungen 
einräumen, damit ſie umbauen, denn es iſt ja überhaupt fraglich, 
ob dieſe 1200 Häuſer, die auf dem Plane ſtehen, alle wirklich zum 
Umbau kommen werden. Ich glaube, es wird dies überhaupt nur 
bei einem Drittel oder Viertel der Fall ſein, den der Geſchäfts— 
mann, der ſein Haus für ſeine Fabrik oder ſein Geſchäft einge— 
richtet hat, wird ſich auch durch eine längere Steuerfreiheit nicht 
zum Umbau bewegen laſſen, weil er ſich in ſeinem Geſchäfte und 
ſeiner Gewohnheit nicht ſtören laſſen will. Ich bin überzeugt, wenn 
Sie den Schottenprieſtern eine 100jährige Steuerfreiheit geben 
würden, jo würden ſie doch fagen, das Haus ſoll ſtehen bleiben 
und nicht umgebaut werden, und ſo wird es auch bei vielen dieſer 
Häuſer der Fall ſein. Andererſeits iſt es aber auch natürlich, wenn 
man jemandem, der ein altes Haus hat, ſagt: Du haſt die Be— 
günſtigung und bekommſt Geld auf den Grund, welches du in 
dieſen 18 oder 20 Jahren amortiſieren kannſt, — ſo werden ſich 
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welche durch Tauſch, Kauf 
da eine Maſſe ſchöner Häuſer, 
jene, die executiv verkauft werden? Die ſollten auch darin ſtehen; 


überzeugt, 
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viele bewegen laſſen, umzubauen, und dadurch wird Arbeit geſchaffen 
werden. 

Was die zehnjährige Friſt 3 ſo bin ich damit nicht 
einverſtanden, ſondern wäre dafür, dafs fünf Jahre feſtgeſetzt 
werden. Wenn man ſagt, dann würde eine Überſpeculation platz 
greifen, ſo fürchte ich das nicht. Wir brauchen einen Aufmiſcher, 
aber einen gewaltigen, denn alles iſt verſumpft, und es iſt eine 


Stagnation in Wien, welche entſetzlich iſt. Ich weiß nicht, ob die 


Herren das jo wiſſen, aber ich weiß, daſs es nicht mehr. fo fort— 
gehen kann, ſonſt geſchieht etwas anderes, was ſehr unangenehm 
werden könnte. 

Wir brauchen Arbeit in koloſſalem Maße. Ich möchte daher 
den Punkt II ſo beantragen (liest): 

„Es werde entſprechend der in e ch der 
k. k. n. ö. Statthalterei ausgeſprochenen Bereitwilligkeit 
des Herrn Finanzminiſters auf den Gemeindezuſchlag 
zur Gebäudeſteuer (dermalen 21 Percent) für die Zeit 
der in Ausſicht genommenen 18jährigen Steuerfreiheit 
verzichtet, inſoferne die angeführten Häuſer innerhalb 
fünf Jahren zum Umbaue gelangen.“ 

Ich glaube, dies wäre eine Wohlthat für die Bevölkerung 
und man könnte ja dann immer noch nachträglich eventuell weitere 
fünf Jahre zugeſtehen; das iſt ja nicht ausgeſchloſſen, aber um 
zum raſchen Umbauen zu animieren, ſoll man dieſe Beſtimmung 
treffen und fünf Jahre feſtſetzen. Denn, ſehen Sie ſich nur die 
Verhältniſſe in Wien au! 

Gehen Sie beiſpielsweiſe durch die Kärnthuerſtraße. Es ſtehen 
auf einmal kommen Sie zu einem 
Hauſe, dasſelbe ſteht da, wie Monaco im Meere. Dasſelbe gehört 


einem, der ſich für einen Localpatrioten ausſpielt. Vielleicht baut 


er, wenn er eine 18 jährige Steuerbefreiung bekommt. 
es wird gebant werden, es iſt nothwendig, dafs die 
Häuſer verſchwinden; ſie können aber nur verſchwinden, wenn eine 
möglichſt große Begünſtigung den Leuten eingeräumt wird, da 
werden ſie gewiſs bauen. Ich glaube, es iſt genug, was ich geſagt 
habe, dass ich das Referat unterſtütze und es für überflüſſig halte, 
wenn Bedenken auftauchen, vielleicht aus dem einen oder anderen 
Grunde, um dieſes Referat zum Falle zu bringen. 

Ich bitte, dem Referate zuzuſtimmen, wir brauchen Arbeit. 
Noch etwas iſt wichtig. Ich bin überzeugt, wenn wir in Wien 
Arbeit in großer Menge ſchaffen, wird jeder Nationalitätenſtreit 
und jeder confeſſionelle Hader aufhören. Die Wiener Bevölkerung 
wird zufrieden ſein, wie früher und alle verſchiedenen Dinge, welche 
hin⸗ und hergehaut werden, ſind überflüſſig. Die Bevölkerung wird 
zufrieden ſein. Wir haben dann ein ſchönes und zufriedenes Wien, 
und in dem Augenblicke, wenn die Arbeit geſchaffen wird, wird 
ſich dann alles von ſelbſt ausgleichen. 

Gem.-Nath Dr. Nechansky (zur Geſchäftsordnung): Meine 
Herren! Es iſt bereits erwähnt worden, dafs dieſes Referat wenig⸗ 
ſtens einer Anzahl von Gemeinderäthen erſt heute vormittags 
zugeſtellt wurde, und ich zähle mich ſelbſt zu denjenigen, welche es 
erſt um 11 Uhr in die Hand bekommen haben. Es iſt mir ſpeciell 
nicht möglich geweſen, bis heute nachmittags dieſes Referat mit 
gehöriger Aufmerkſamkeit durchzuleſen, viel weniger es mit den 
Plänen zu vergleichen, kurz, mir diejenige eigene Anſchauung zu 
verſchaffen, welche ſich jeder einzelne Gemeinderath verſchaffen mufs, 
bevor er über eine ſolche wichtige Frage ſein Votum abgibt. Ich 
würde deshalb beantragen, daſs mindeſtens. — ich weiß nicht, wie 


Ich bin 
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viel Redner vorgemerkt ſind — heute nicht die Debatte geſchloſſen 
und der Gegenſtand nicht zur Abſtimmung gebracht, dajs nicht in 
die Special⸗Debatte eingegangen werde, ſondern vielleicht nur die 
General-Debatte durchgeführt werde und dafs den Gemeinderäthen 
bis zu einer der nächſten Sitzungen Gelegenheit gegeben wird, das 
Referat ordentlich zu ſtudieren und die Pläne einzuſehen, die viel— 
leicht in irgend einem Sectionszimmer ausgeſtellt werden könnten. 
In dieſem Sinne ſtelle ich einen vermittelnden Vertagungs-Antrag. 

Vürgermeiſter: Meine Herren! Das iſt ein Vertagungs⸗ 
Antrag; ich kann auf dieſe Ausführung aber nicht eingehen, 
es iſt Sache des Gemeinderathes, zu beſtimmen, ob die Debatte 
abgebrochen werden ſoll oder ob die Verſammlung ſchlüſſig werden 
will. Es iſt eine ſonderbare Zumuthung an die verehrten Herren, 
die Debatte halten zu laſſen und dann zu ſagen, jetzt müſſen wir 
uns erſt informieren. Das geht doch nicht. Ich habe bereits 
eingangs erwähnt, daſs die Angelegenheit beſonders dringend iſt 
und wie mir ſcheint, ſind die Anträge, welche geſtellt und vom 
Herrn Referenten erörtert worden ſind, jo einfacher Natur, dass 
man ſich ſofort entſcheiden kann. (Zuſtinmmung.) Auch wird das 
Verzeichnis der Häuſer vorgeleſen und erklärt werden, wenn es 
gewünſcht wird, fo dafs ich nicht begreifen kann, warum die Ange- 
legenheit vertagt werden ſoll. (Bravorufe.) 

Gem.⸗Nath Djörup (zur Geſchäftsordnung): Mit Rückſicht 
auf das, was der Herr Bürgermeiſter geſagt hat, möchte ich bitten, 
daſs wir in das Detail eingehen. Wir brauchen Arbeit, ſo raſch 
als möglich. Es zeigt ſich bei den Verkehrsanlagen, daſs für die 
Handwerker keine Arbeiten für die nächſte Zeit in Ausſicht ſind, 
ſondern nur für gewiſſe Erdarbeiter. Aber auch Tiſchler, Anſtreicher, 
Schloſſer und die anderen Profeſſioniſten warten auf Arbeit. Laſſen 
wir uns nicht abſchrecken wegen einer Formſache, ſondern gehen 
wir daran, möglichſt raſch Arbeit zu ſchaffen. (Beifall.) 

Gem.-Nath Meutnitz (zur Geſchäftsordnung): Wir haben 
ſehr wichtige Vorlagen, nämlich die Waſſerverſorgung und die 
Budgetberathung, welche wir in der nächſten Zeit aufarbeiten 
müſſen, und wenn wir das in der Weiſe verzögern und derartig 
die Sache aufhalten, dann wird das nie erreicht, was die Herren 
überhaupt wünſchen. Ich möchte bitten, die Debatte fortzuführen 
und möglicherweiſe noch heute zu beenden. (Zuſtimmung.) 

Bürgermeiſter: Wir ſchreiten in der Debatte fort. Das 
Wort hat Herr Gem.⸗Rath Dr. Stern, und zwar gegen die 
Vorlage. | 

Gem.-Nath Dr. Stern: Ich möchte zunächſt an den Herrn 
Referenten die Anfrage mir erlauben, ob ihm das Zinserträgnis 


der Häuſer, welche hier zufolge dieſer Liſte von der Steuer befreit 


ſein ſollen, bekannt iſt. 

Referent: Um das Zinserträgnis habe ich mich nicht 
gekümmert, ich habe mich nur um die Steuerobjecte gekümmert 
und dafür habe ich genaue Tabellen. Ich weiß genau, was die 
einzelnen angeführten Häuſer Steuer zahlen und weiß auch den 
Zuſchlag, welchen die Gemeinde bezieht. 

Gem.-Nath Dr. Stern (fortfahrend): Vor allem möchte ich 
gegen die Ausführungen des Herrn Collegen Gfrorner nur 
bemerken, daſs von Seite des Herrn Referenten ausdrücklich 
hervorgehoben wurde, dass der Zweck dieſer Vorlage einzig und 
allein darin beſtehe, Verkehrshinderniſſe in einzelnen Bezirken 
zu beſeitigen und dafs ein anderer Zweck mit dieſer Vorlage 
durchaus nicht erreicht werden ſoll. Damit widerlegt ſich 
nothwendigerweiſe alles, was uns hier von Seite des unmittel⸗ 


Amtsblatt der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien. — Nr. 100, 20. December 1892. 


. . e e . II ETINIIEIIIINTNINIR 


baren Herrn Vorredners gejagt wurde, nämlich, dajs mit dieſer 
Vorlage Arbeit und Verdienſt geſchaffen werden ſoll, denn es iſt, 
wie dies von dem Herrn Referenten betont wurde und wie dies 
auch in dem Referate, welches ich genau geleſen habe, ausgeführt 
iſt, der einzige Zweck, der mit der Vorlage erreicht werden ſoll, 
der, dass die Verkehrshinderniſſe beſeitigt werden ſollen. Ich möchte 
noch ein zweites widerlegen, was von Seite des Herrn Vorredners 
geſagt worden iſt. Er hat geſagt: Es ſollen ſanitätswidrige Häuſer 
dadurch entfernt werden, es ſollen ſanitätswidrige Zuſtände, dieſe 
ſanitätswidrigen Chaluppen, wie er geſagt hat, beſeitigt werden. 
Auch das iſt nicht der Zweck der Vorlage und auch das ſoll mit 
der Vorlage nicht erreicht werden. Es iſt dies auch ganz klar, da 
nur ſolche Häuſer begünſtigt werden ſollen, welche an größeren Ver— 
kehrsſtraßen ſtehen. Es werden daher jene Häuſer, welche in Neben— 
ſtraßen, wo ſanitätswidrige Zuſtände, vielleicht noch im größerem 
Maße beſtehen, nicht nur nicht beſeitiget, ſondern ſogar noch längere 
Zeit erhalten. 

Nun wende ich mich aber, nachdem ich einige Bemerkungen, 
welche von Seite des unmittelbaren Herrn Vorredners geltend 
gemacht wurden, widerlegt habe, zur Sache ſelbſt. 

Die Vorlage ſelbſt und die Anträge, welche ſeitens des Herrn 
Referenten geſtellt wurden, zeigen uns in draſtiſcher Weiſe die 
großen Mängel, die unſerer communalen Steuergeſetzgebung anhaften. 

Unſere communalen Steuern haben mit Ausnahme der Schul⸗ 
und Zinskreuzer durchwegs den Charakter von Apendices, d. h. 
Anhängſeln zu den Staatsſteuern, und in Conſequenz deſſen und 
ſich dies vor Augen haltend, dieſen Zuſammenhang ins Auge 
faſſend, kommt jetzt der Finanzminiſter dazu und ſagt, wenn ich 


auf meine Staatsſteuern verzichte, muſs auch auf die Anhängſel 


derſelben, nämlich auf die Landes- und Communalſteuern, verzichtet 
werden. 

Nun ſehen Sie, meine Herren, die Commune hat vor Jahren, 
als es ſich um die große Angelegenheit der Stadterweiterung 
handelte, damit den Anfang gemacht, auf die Communalſteuer— 
zuſchläge zu verzichten. Es iſt damals, wie Sie wiſſen, für die 
Dauer von zehn Jahren auf die Communalſteuerzuſchläge für die 
auf Stadterweiterungsgründen gebauten Häuſer verzichtet worden. 
Dieſen Umſtand offenbar in Erinnerung habend, kommt heute der 
Finanzminiſter und ſagt, wenn ich auf meine Staatsſteuern ver— 
zichte, mufs auch bei der Gemeinde derſelbe Vorgang beobachtet, 
es muss von ihr auch auf die Communalſteuern, welche ein An⸗ 
hängſel der Staatsſteuern ſind, verzichtet werden, aber nicht mehr 
auf zehn Jahre gegenüber von dreißig Jahren, nein, ſondern der 
Finanzminiſter geht ſchon einen Schritt weiter und ſagt: „Für 
die ganze Zeit, für welche ich auf die Staatsſteuern verzichte, 
muss heute auf die communalen Steuern verzichtet werden“ — und 
von da bis zu der geforderten Anerkennung des Principes iſt dann 
nur ein Schritt, nämlich dajs die Geſetzgebung es dann im Principe 
ausſprechen wird, dass jederzeit und in dem Maße, als auf die 
Staatsſteuern verzichtet wird, in Zukunft auch auf alle kommunalen 
Steuerzuſchläge verzichtet werden muſs. Das wird dann die Folge 
ſein, denn nichts iſt gefährlicher in Steuerangelegenheiten, namentlich 
wenn es zum Vortheil des Fiscus gereicht, als ſo ſchrittweiſe vor— 
zugehen, ſchrittweiſe Zugeſtändniſſe zu machen, aus welchen ſich 
am Ende ein Primcip ableiten Last, welches dann auch im Wege der 
Geſetzgebung ausgeſprochen werden kann. Das iſt das eine Bedenken, 
welches ich gegen die Vorlage habe, die Gefahr, welche uns droht, 
daſs es zum Principe erhoben werden wird, dajs künftig überall, 
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wo eine Befreiung von Staatsſteuern eintritt, dann auch damit 
vielleicht im Geſetzgebungswege oder im Wege der jeweiligen An— 
forderung des Finanzminiſters jederzeit auch wird auf die communalen 
Steuerzuſchläge verzichtet werden müſſen. Das iſt das eine Bedenken. 

Nun kommt ein weiteres. Es iſt noch nicht lange her, 
dafs wir hier in dieſer Verſammlung eine eingehende Berathung 
hielten, wie dem Bauſchwindel zu begegnen ſei. Wir haben 
damals davon geſprochen, daſs man, um dem Buuſchwindel zu 
begegnen, nothwendigerweiſe den Bauhandwerkern ein geſetzliches 
Vorzugspfandrecht einräumen ſolle, und wir haben uns in dieſem 
Sinne an die hohe Regierung gewendet. Wie Sie wiſſen, hat die 
hohe Regierung aus geſetzgeberiſchen Gründen auf unſeren Vor— 
ſchlag einzugehen nicht befunden, es iſt demnach, wie ſich ganz 
klar ergibt, die Gemeinde nicht in der Lage, irgend etwas zu thun, 
um dem mit Recht ſo ſehr perhorreſcierten Bauſchwindel zu begegnen. 

Wenn ſie aber nicht in der Lage iſt, dem zu begegnen, ſo 
ſoll ſie gewiſs nichts thun, um denſelben zu fördern, und ein 
Förderungsmittel für den Bauſchwindel iſt es gerade, wenn für eine 
beſtimmte Zeit ſpecielle weitgehende Begünſtigungen einer einzigen 
Claſſe von Steuerpflichtigen zum Nachtheile der übrigen Steuer— 
pflichtigen gewährt werden. Wenn Sie heute an 1265 Hausbeſitzer 
eine Steuerfreiheit gewähren, die eine ganz exceptionelle iſt, die zu 
einer exceptionellen erſt wird durch die Communalſteuerbefreiung, 
denn die Befreiung von den Staatsſteuern iſt keine ſo tiefgreifende; 
bei der Befreiung von Staatsſteuern handelt es ſich ja, nachdem 
ohnehin bei den Umbauten auf zwölf Jahre geſetzlich auf die Zins— 
ſteuer verzichtet wird, um nur ſechs Jahre, welche ſechs Jahre erſt 
am Ende der zwölf Jahre hinzurechnen ſind, während bei der Be— 
freiung von Communalſteuern dieſe Befreiung ſofort und zwar in 
wirkſamer Weiſe eintritt. Wenn alſo heute 1265 Hausbeſitzern in 
Wien eine ſolche außerordentliche Begünſtigung eingeräumt wird, 
nicht allein auf die Staatsſteuern, ſondern auch die Landesſteuern 
und die communalen Steuern zu verzichten, und wenn dieſer Ver— 
zicht gleich auf die Dauer von 18 Jahren ausgeſprochen wird, wenn 
alſo im vorhinein eine ſolche Begünſtigung auf einen gewiſſen be— 
ſchränkten Zeitraum, auf die Dauer von 18 Jahren eingeräumt 
wird, jo iſt es klar, daſs, wenn dies überhaupt einen Effect haben 
ſoll, der Bauſchwindel hiedurch erzeugt und genährt werden mußs. 

Ein weiteres Bedenken, welches hier auftaucht, iſt folgendes: 
Es iſt auch bereits von Seite des Herrn Referenten hingewieſen 
worden auf diejenigen Leiſtungen und Laſten, welche uns auf 
Grund unſeres Budgets obliegen. Wir haben heute mit einem 
Buget von 35 Millionen Gulden zu rechnen, mit einem Budget, 
welches ſich in den nächſten Jahren ganz zuverläſſig noch um 
einige Millionen erhöhen wird. Die Belaſtung der Bevölkerung 
iſt eine ſehr bedeutende, und von dieſen Laſten, von dieſer Summe, 
die wir aufbringen müſſen, kann abſolut nichts geſchenkt werden. Dieſe 
Summe mußs hereingebracht werden, und die 3, 600.000 fl., welche 
Ihnen von Seite des Herrn Referenten in ſeiner Vorlage vor— 
gerechnet ſind, dieſe 3,600.000 fl., welche wir den 1265 Haus⸗ 
beſitzern nachlaſſen, müſſen nothwendigerweiſe von den anderen 
Hausbeſitzern oder Gewerbetreibenden oder Einkommenſteuer— 
pflichtigen, kurz die 3,600.000 fl. müſſen eben von den anderen 
Steuerpflichtigen erſetzt werden. 

Es iſt von Seite des Herrn Referenten bereits betont worden, 
daſs die Commune ſelbſt ebenfalls Gründe zu verkaufen habe, und 
Sie wiſſen alle recht gut, dass wir alljährlich einen Betrag von — 
ſagen wir — 600.000 fl. ungefähr für verkäufliche Communalgründe 


in das Budget einſtellen. Sie ſchädigen oder erſchweren ja offeubar 
dann den Verkauf dieſer Communalgründe, welche, da es ſich nur um 
den Umbau von Häuſern handelt, niemals einen derartigen Auſpruch 
auf 18jährige Steuerfreiheit haben können. Alſo auch in dieſer Richtung 
wird die Commune geſchädigt, an ihren Intereſſen verletzt, und den 
Ausfall, den wir hier erleiden, werden wieder alle anderen Steuer— 
pflichtigen, die Erwerbs- und Einkommenſteuerpflichtigen, zu tragen 
haben. Es iſt bereits von Seite meines unmittelbaren Herrn Vor— 
redners die Frage aufgeworfen worden, ob überhaupt der Effect, 
der mit dieſer Vorlage erzielt werden ſoll, nämlich die Verkehrs— 
hinderniſſe zu beſeiligen, überhaupt in Wirklichkeit erreicht werden wird. 
Der unmittelbare Herr Vorredner hat geſagt, die Schotten bauen 
nicht mit Steuerfreiheit, auch wenn fie eine 100jährige Steuer— 
freiheit bekommen. Aber in der gleichen Lage, in der ſich die 
Schotten befinden, finden Sie viele Hausbeſitzer in allen Straßen 
Wiens, welchen Sie eben dieſe Steuerfreiheit gewähren wollen. 
Entweder haben Sie eine Kirche oder einen Palaſt, deſſen 
Beſeitigung wir Wiener übrigens nicht einmal wünſchen, oder es 
ſind die rechtlichen Verhältniſſe derart; wir haben Häuſer, welche 
viele Beſitzer haben, in der Inneren Stadt beſtehen Häuſer mit 
500 Hausantheileu, und in dem Falle, wo ein Haus mehrere 
Beſitzer hat, iſt nicht die Majorität entſcheidend, ſondern es mujs 
Einhelligkeit entſcheiden, oder es müſſen gewiſſe proceſſuale Schritte 
vor ſich gehen, damit das Haus überhaupt zum Umbaue gelange, 
oder Sie haben in den Vermögensverhältniſſen des einzelnen Be— 
ſitzers, in der Belaſtung des Hauſes Schwierigkeiten. Sie werden 
alſo mit der Steuerbefreiung nicht eine einzige Straße ganz zu 
regulieren in der Lage ſein. 

Ich könnte Straße für Straße durchgehen und in jeder 
Straße Ihnen ein oder das andere Object vor Augen führen, 
bei welchem Sie auf Schwierigkeiten ſtoßen, die man im Wege 
der Steuerfreiheit nie zu beſeitigen in der Lage iſt. 

Alſo die Gefahr, welche vorhanden iſt, daſs heute eine feſt— 
ſtehende Praxis eingeführt wird, daſs die Commune in allen 
Fällen auf ihre Steuerzuſchläge in demſelben Maße verzichten 
muſs, wenn der Staat auf feine Steuern verzichtet, die Gefahr, 
welche vorhanden iſt, dafs wir den Bauſchwindel, dem wir nicht 
beizukommen in der Lage ſind, durch dasjenige, was wir gerade 
beſchließen, ſogar eher fördern; die Schädigungen, welche wir zu 
Gunſten Einzelner auf die Geſammtheit der Bevölkerung Wiens 
überwerfen, die Unmöglichkeit, den Zweck, welchen uns die Vor— 
lage aufzeigt, die Beſeitigung der Verkehrshinderniſſe in Wirklichkeit 
zu erreichen, alle dieſe Umſtände beſtimmen mich, Ihnen die Ab— 
lehnung des Referenten-Antrages zu empfehlen. Mir ſcheint, daſs, 
wenn Sie einen geeigneten Weg finden wollen, um die Bauthätigkeit 
in Wien zu fördern, derſelbe ein ganz anderer fein müjste; es iſt 
der Weg, den wir ohnehin bereits in unſerer Petition, die wir 
unter dem 22. September 1891 an die Regierung richteten, be: 
zeichnet haben. Die Bauthätigkeit in Wien leidet an der allgemeinen 
hohen Hauszinsſteuer, und daſs dieſelbe bald ermäßigt werde, 
wozu uns allerdings einige, aber ſehr entfernte und mäßige Aus— 
ſicht durch die neueſte Steuervorlage gegeben wird, darauf muſss 
unſer Streben gerichtet ſein, und darum ſollen wir bei jeder Ge— 
legenheit und bei jeder Eingabe an den Finanzminiſter mit größter 
Entſchiedenheit petitionieren, und wir Wiener umſomehr, weil die 
26% ige Hauszinsſteuer ſpeciell eine Wiener Steuer iſt, weil 
wir allein zwei Drittel der Hauszinsſteuer bezahlen, derjenigen 
Steuer, welche auf das ganze Reich entfällt. 
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Ich glaube, aus den Zeitungen entnommen zu haben — 
vielleicht irre ich in dieſer Beziehung — das von Seite des 
Herrn Referenten im Stadtrathe zunächſt nur der Antrag geſtellt 
worden iſt, dass wir in der Steuerbefreiung nicht weiter gehen 
ſollen als die Regierung, und nachdem die Regierung nur ein 
Plus von ſechs Jahren an Steuerfreiheit gewährt, — denn die 
zwölfjährige Steuerfreiheit iſt eine geſetzliche —, die Commune 
ebenfalls nur eine ſechsjährige Steuerfreiheit gewähren ſolle. 

Wenn wir uns ſchon auf den Standpunkt ſtellen, dass die 
Commune in gleicher Weiſe von dem Fiscus in Mitleidenſchaft 
gezogen werden ſoll, ſo iſt es zum allermindeſten gerechtfertigt, 
daſs wir nicht weiter gehen als der Fiscus. Ich möchte daher für 
den Fall, als nicht überhaupt im Principe der Autrag des Herrn 
Refereuten abgelehnt werden ſollte — was ich zu allererſt bean— 
trage —, den Eventual-Antrag ſtellen, dajs nur eine ſechsjährige 
Befreiung von der communalen Steuer zugeſtanden werde. Unter 
allen Umſtänden empfehle ich Ihnen aber, dass wie bei dieſer 
Gelegenheit, auch immer in der Eingabe, weiche wir an die Re— 
gierung richten, unter Hinweis auf die Petition vom 22. September 
1891 der. dringenden und unabweisbaren Nothwendigkeit der Herab— 
ſetzung der ganz beſonders die Stadt Wien belaſtenden 26¾ / igen 
Hauszinsſteuer neuerdings und entſchieden Ausdruck gegeben werde. 
Ich bitte Sie, dieſen meinen Anträgen Ihre Zuſtimmung zu geben. 
(Bravo!) 

Gem.-Nath Djörup: Herr Dr. Stern hat im Namen der 
ſogenannten großen Hausherren ausgezeichnet geſprochen; ich kann 
ſeinen Standpunkt ſehr gut verſtehen. Wenn er nicht — ich 
möchte ſagen — ein ſo gut genährter Hausherr wäre, ſo würde 
er vielleicht anders geſprochen haben. Aber Scherz bei Seite, Herr 


Dr. Stern hat gejagt: die Hinderniſſe und Sanitätswidrigkeiten, redner gemeldet find, dass die Sache möglichſt raſch von ſtatten 


die wir entfernen wollen, werden wir nicht beſeitigen; mit dem 
Wegreißen des alten Hauſes wird der Zweck nur dann erreicht, 
wenn ein neues Haus aufgebaut wird. Es wird aber doch keinem 


die Pläne für das neue Haus fertig hat. Für das neue Haus, 
welches gebaut wird, wird die Steuerfreiheit gegeben und nicht 
für jenes, welches weggenommen wird. Der Herr Vorredner hat 
auch geſagt, daſs der Bauſchwindel unterſtützt wird, wenn wir 
dieſe Anträge annehmen. 
Strohmännerwirtſchaft, wo kein beſtimmter Mann baut und man 
den Mann nicht finden kann, wenn man ihn braucht, wenn der 
Handwerker ſein Geld haben will, vegetiert draußen an den Grenzen 
der Vororte; aber in den großen Verkehrsſtraßen Wiens finden 
Sie wenigſtens ſeit einer Reihe von Jahren dieſe Bauſchwindler 
nicht mehr. (Rufe: O ja!) Ich bitte, nein, dem mußs ich wider— 
ſprechen; dieſe Häuſer werden auf ganz anderer Baſis gebaut. 
Bei dem Umbaue eines Hauſes ſoll aber infolge der Steuerfrei— 
heit auch der Commune eine Entlaſtung zukommen; wir müſſen 
ja bei Umbauten Straßengründe erwerben, und dieſe leider heute 
ſehr theuer bezahlen; ich hoffe aber, dass infolge der erhöhten 
Steuerfreiheit auch die Gemeinde künftig einen kleineren Betrag 
für dieſe Gründe zu zahlen haben wird, jo daßs die Steuerfreiheit 
im großen und ganzen auch der Commune zugute kommt. 

Ich glaube alſo, der Herr Vorredner wird mit ſeinen Aus— 
führungen gegen die Vorlage ziemlich vereinzelt daſtehen. Es 
wurde auch die Eingabe der Bauinduſtriellen angeführt; nun, ich 
habe die Ehre, dieſer Corporation anzugehören, und habe ſeiner— 
zeit die Eingabe mitunterfertigt; das war anno dazumal. 


Der ſogenannte Bauſchwindel, dieſe 


Ich mus aber auch mittheilen, daßs wir nach kurzer Zeit, 
als es hieß, daſs dieſes Geſetz nicht zur Ausführung kommen werde 
und wir die Folgen geſehen haben, eine zweite Eingabe gemacht 
haben, in welcher wir gebeten haben: in Gottesnamen, geben Sie 
uns die Steuerfreiheit, ſo klein oder ſo groß als Sie wollen, aber 
nur geben Sie ſo raſch als möglich, weil dieſes Warten und 


Zögern uns mehr ſchadet, als wenn wir nur eine kleine Steuer— 


freiheit bekommen. Dieſer Eingabe habe ich zugeſtimmt und ſie 
wurde von unſerer Corporation einſtimmig angenommen. 
Allerdings iſt dieſe Steuerfreiheit nicht das Ideal, welches wir 
gewünſcht haben; denn wir haben gewünſcht, es möge die Sache 
getheilt und für die erſte Periode eine größere Steuerfreiheit ge— 
währt werden, für die letzte Periode aber eine kleinere, weil wir 
uns geſagt haben, durch die erhöhte Steuerfreiheit ſteigt der Grund— 
preis der alten Häuſer und jeder Beſitzer eines alten Hauſes wird 
ein, zwei und drei Jahre warten, um den Preis ſteigen zu laſſen; 
die Folge aber iſt, dajs er nicht ſchon in der nächſten Zeit um— 
bauen wird, ſondern erſt in den letzten 2 bis 3 Jahren und das 
hätten wir Bauinduſtriellen gerne verhindert und eine Prämie für 
diejenigen gegeben, die ſpeciell umbauen; wir glauben auch, dass 
es im Intereſſe der Commune geweſen wäre, wenn ſchnell reguliert 
und nicht erſt 3 bis 4 Jahre gewartet und erſt in den letzten zwei 
Jahren alles umgebaut würde. Wir müſſen aber bis jetzt froh 
ſein, wenn wir das bekommen, was im Referate ſteht, deun die 


Regierung hat dieſe Art und Weiſe der Regulierung nicht ver— 


ſtanden oder ſie hat ſie nicht verſtehen wollen und die praktiſchen 
Erfahrungen, die zugrunde gelegen waren, ſind leider unberück— 
ſichtigt geblieben. 

Ich möchte wünſchen, und ich hoffe, dass nicht viele Contra— 


gehe, und möchte Sie erſuchen in Anbetracht des Umſtandes, dafs 
bei den Verkehrsanlagen für den Maurer, Zimmermann, Tiſchler, 


Schloſſer, Anſtreicher, Glaſer, Spengler und wie fie alle heißen, 
Menſchen einfallen, ein altes Haus wegzureißen, wenn er nicht of ne peng ſie alle heißen 


faſt gar keine Arbeit vorkommt, dieſen Profeſſioniſten kein Hindernis 
in den Weg zu legen und für ſie Arbeit zu ſchaffen. Nehmen Sie 
nicht au, daßs alle fo wohl genährt ausſchauen wie ich. (Heiterkeit.) 
In unſerer Genoſſenſchaft gehen fie überall hin und betteln um 
Arbeit, weil ſie Mangel an Arbeit haben. Nehmen Sie, wo 
möglich die Vorlage en bloc an, damit die Sache eher heute 
erledigt werde als morgen. 

Der Gewerbeſtand, welchen dieſe Vorlage berührt, beſteht aus 
6000 Meiſtern in den 17 Baugenoſſenſchaften und die repräſentieren 
mit den Gehilfen und dem Arbeiterſtande circa 150.000 direct 
intereſſierte Arbeiter, abgeſehen von den Gewerbetreibenden, als 
Schuſter, Schneider, die nicht direct mit dem Baue zu thun haben. 
Ich bitte alſo, nehmen Sie die Anträge, wie ſie vom Stadtrathe 
geſtellt ſind, en bloc an. Ich bitte Sie im Namen meiner 
Collegen vom Gewerbeſtand. 

(Während vorſtehender Rede hat Vice-Bürgermeiſter Dr. Grübl 
den Vorſitz übernommen.) 


Gem.-Nath Noſenſtingl (zur Geſchäftsordnung): Ich erlaube 
mir, Schluſs der Debatte zu beantragen, nachdem kein Contra— 


redner mehr vorgemerkt iſt. 


Vice-Vürgermeiſter Dr. Grüßt: Es iſt der Antrag auf 
Schluſs der Debatte geſtellt. Ich bitte die Herren, welche damit 
einverſtanden find, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Ange— 
nommen. 
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Zum Worte gemeldet find noch pro die Herren Gem. -Räthe 
Roſenſtingl, Tagleicht, v. Neumann, Boſchan, Dr. 
Richter, Dr. Vogler und Schlechter. Contra iſt niemand 
gemeldet. 


Gem.-Nath Karl Moriz Mayer (zur Geſchäftsordnung): 
Nachdem ſämmtliche Redner als Proredner gemeldet ſind, würde 
ich mir den Antrag zu ſtellen erlauben, es möge ein General— 
redner gewählt werden. 


Vice-Vürgermeiſter Dr. Grübl: Es iſt der Antrag auf 
Wahl eines Generalredners geſtellt worden. Die Herren, welche 
hiemit einverſtanden find, bitte ich, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) 
Angenommen. 

Ich bitte nun zur Wahl eines Generalredners zu 5 
(Nach einer Pauſe:) Zum Generalredner wurde Gem. Rath 
Boſchan gewählt. Ich ertheile demſelben das Wort. 


Gem.-Rath Voſchan: Geehrte Herren! Ich werde mich 
bemühen, die Einwendungen, die der einzige Contraredner bei 
dieſer Vorlage erhoben hat, zu widerlegen. Die Hauptargumente 
des Herrn Gemeinderathes aus dem II. Bezirk, welcher gegen die 
Angelegenheit geſprochen hat, waren die, dafs durch die Vorlage 
der Bauſchwindel gefördert werden könne und daßs dadurch der 
Gemeinde Wien Laſten erwachſen würden, welche auf die anderen 
Steuerträger übertragen werden müssten. Ich glaube, daſs beide 
Behauptungen unrichtig ſind. Was die Überwälzung auf die anderen 
Steuerträger betrifft, fo bitte ich zu bedenken, dass dieſe Steuer— 
befreiung ſich im ganzen auf nur 4 Percent der geſammten Häuſer 
in Wien erſtreckt, welche zuſammen eine Zinslaſt von 3,600.000 fl. 
zahlen. Wenn Sie davon die 21percentigen Zuſchläge zu der 
landesfürſtlichen Steuer rechnen, ſo macht das im ganzen, wenn 
die ſämmtlichen 1200 bis 1300 Häuſer, welche im Verzeichnis auf— 
geführt werden, umgebaut würden, nur beiläufig 200.000 fl. Die 
Angelegenheit iſt alſo als ſolche nicht ſehr wichtig. Nun bitte ich 
Sie, vielleicht den Bleiſtift zu nehmen und mir in folgender Be— 
trachtung zu folgen, welche in der Sache außerordentlich lehrreich 
iſt. Denken Sie ſich ein Haus, welches einen Bruttozins von 
1000 fl. trägt. Da kommen zunächſt 150 fl. ab, als 15percentiger 
Abzug für Reparaturen, bleiben 850 fl., welche für eigentliche 
Verſteuerung gelangen. Hievon hebt der Staat an Steuer 
267 Percent ein, das macht 225 fl. 55 kr. Das iſt die Staats⸗ 
ſteuer. Von dieſer Staatsſteuer hebt nun das Land 20 Percent 
und die Gemeinde 21 Percent an Zuſchlägen ein. Der 21percen— 
tige Zuſchlag der Gemeinde macht in dieſem Falle 47 fl. 36 kr. 
per je 1000 fl. Bruttozins beträgt alſo der Nachlaſs jährlich 47 fl. 
46 kr. Von dem Zinſe dieſer Häuſer werden jedoch auch 
9¼ͤ Percent an Schul- und Zinskreuzern eingehoben, welche ja 
auch ferner der Gemeinde verbleiben ſollen. Dieſe Schul- und 
Zinskreuzer machen per je 1000 fl. 92 fl. 50 kr. Das iſt das 
doppelte deſſen, was wir nachlaſſen. 


Wenn Sie nun annehmen, dafs durch den Umbau der Häuſer, 
nachdem an deren Stelle größere Gebäude entſtehen, Zinskreuzer 
im höheren Betrage als bisher eingehen werden, ſo erleidet die 
Gemeinde Wien nicht den geringſten Schaden. 

Der Staat verlangt, dajs Stadt und Land auf ihre Zuſchläge 
verzichten ſollen, das hat ſeinen guten Grund, weil nur in dem Falle, 
als die Steuerbefreiung ausgiebig iſt, jene Wirkung erzielt werden 
kann, ans welchem Grunde die ganze Sache in Scene geſetzt wird. 
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Wir, die Stadt, verlieren dadurch gar nichts, der einzige 
Leidtragende da iſt das Land, welches auf ſeinen 20percentigen 
Zuſchlag verzichten mufs. 

Nun hat der Herr College aus dem II. Bezirke auch vom 
Bauſchwindel geſprochen. Wem ſoll die Steuerbefreiung zugute 
kommen? Nicht vielleicht nur einigen Bauunternehmern, welche 
Complexe grünen Grundes erwerben und darauf Zinshäuſ ſer er— 
bauen! Nein! Dieſe Steuerbefreiung kommt allen Wiener Haus⸗ 
beſitzern jeden Bezirkes zugute, die werden nicht unter die Bau— 
ſchwindler gehen, ſondern ſie werden, wenn ſie ein Haus haben, 
das in der Baulinie liegt, es ſelbſt umbauen. 

Übrigens, was den Bauſchwindel betrifft, ſo gehören zu jedem 
Schwindel immer einer, der den Schwindel ausführen will und ein 
anderer, der ſich beſchwindeln läſst, und es wird Aufgabe derjenigen 
Hausherren fein, welche ihre Häuſer umbauen, aus Anlaſs dieſes 
Umbaues ihrer Häuſer ſich nicht in die Hände von ſchwindelhaften 
Unternehmern zu begeben, ſondern ſich ſolide Unternehmer auszu⸗ 
ſuchen. Wenn Sie auf den Autrag eingehen würden, die Steuer— 
befreiung nur auf ſechs Jahre gelten zu laſſen, ſo wird damit die 
Sache in den Brunnen fallen, weil der Staat ausdrücklich mitge- 
theilt hat, dafs er nur dann in der Lage wäre, die betreffende Geſetzes⸗ 
vorlage im Abgeordnetenhauſe einzubringen, wenn ſowohl das Land 
als die Gemeinde auf ihre Zuſchläge verzichten. Ein theilweiſer 
Verzicht kommt einer Ablehnung vollkommen gleich. 

Was die Auswahl der einzelnen Objecte betrifft, fo iſt der 
Stadtrath mit der denkbar größten Gewiſſenhaftigkeit vorgegangen. 
Nachdem zuerſt ſämmtliche Bezirksvertretungen um ihr Gutachten 
gefragt worden und dieſe in den Bezirken doch diejenigen Per⸗ 


ſonen ſind, welche die Bezirke kennen müſſen, hat ſich der Stadt— 


rath in mehreren Sitzungen mit dieſer Angelegenheit ausführlich 
beſchäftigt. 

Es iſt nicht nur in dieſer Angelegenheit, ſondern auch in 
vielen anderen oft davon geſprochen worden, dafs der Gemeinderath 
nicht gut vorbereitet iſt, dafs die Sache ſtudiert werden ſoll. Gewiſſe 
Angelegenheiten eignen ſich überhaupt zur Detailberathung im 
Plenum nicht. 

Ich glaube auch, dass die Detailberathung über dieſe 1300 
Objecte ein ſolcher Gegenſtand iſt, den man im Plenum abſolut 
nicht durchführen kann; denn wenn nur über den zehnten Theil 
der bezeichneten Häuſer eine Debatte entſteht, ſo dauert dieſe ſo 
lange als die ganze Baubefreiung währt. (Heiterkeit.) Es wäre 
daher nothwendig, daſs die Detailberathung einer Commiſſion 
übertragen wird. Nun glaube ich für den Stadtrath in Anſpruch 
nehmen zu können, daſss er, weil er von Ihnen gewählt iſt, ji 
jenige Vertrauen genießt, welches man ſonſt einer Commiſſion z 
wendet und ſtatt einer von Ihnen ad hoc gewählten Conmiſſon 
betrachten Sie den Stadtrath als eine ſolche Commiſſion, 
welche Ihnen die Sache vorlegt. Ich glaube, dass durch die 
raſche Durchführung dieſer Angelegenheit, namentlich wenn fie dann 
gehörig vom Staate betrieben wird und das Land, wie ich hoffe, 
zuſtimmen wird, eine wahre Wohlthat für Wien geſchaffen wird. 
Viele enge Straßen werden verſchwinden und es wird, was von 
verſchiedenen Rednern erwähnt worden iſt, eine erhöhte ſolide Bau— 
thätigkeit eintreten, Arbeit und Verdienſt geſchaffen werden. Aus 
dieſem Grunde möchte ich die Herren bitten, den Anträgen des 
Herrn Referenten zuzuſtimmen. (Beifall.) 

Referent (zum Schlusswort): Wenn ich auf das Schlusswort 
nicht verzichte, fo thue ich es nicht darum, weil ich glaube, dafs 
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das Referat Gefahr laufen würde, ſondern nur, um den einzigen 
Contraredner zu beruhigen. Der Herr Contraredner hat fünf Punkte 
auſgeſtellt. Im erſten Punkte hat er gemeint, daſs die Gemeinde 
eine ſehr hohe Grundentſchädigung werde zahlen müſſen, wenn 
dieſes Referat angenommen wird. Gerade das Gegentheil wird 
eintreten. Es wird die Gemeinde eine geringere Entſchädigung 
zahlen müſſen, um die Häuſer zum Umbau zu bringen; denn die 
18jährige Steuerfreiheit iſt genug Anreiz dazu. Außerdem ſteht im 
Baugeſetze, dafs bei der Schadloshaltung die Wertveränderung der 
Gebäude berückſichtigt werden muss. Es haben alſo nach dem Bau— 
geſetze die Sachverſtändigen zu entſcheiden, ob das Haus durch 
den Umbau mehr oder weniger wert wird. Wenn wir alſo die 
Steuerfreiheit gewähren, ſo bleibt der reſtierende. Grund mit 
höherem Wert. Es iſt alſo ganz klar, dass die Sachverſtändigen 
für den abzutretenden Grund einen geringeren Wert angeben 
werden. Es wird daher die Gemeinde hiedurch nur entlaſtet und 
nicht belaſtet. 

Zweitens iſt Herr Gem.-Rath Dr. Stern der Meinung, 
daſs ein Präjudiz geſchaffen werde und in künftiger Zeit immer 
die Gemeinde werde herangezogen werden, wenn auf Bauten 
eine Steuerbefreiung gegeben wird. Das iſt aber kein allgemeines 
Steuerbefreiungsgeſetz, ſondern ein ſolches für ganz ſpecielle Fälle. 
In allen ſolchen Fällen iſt die Gemeinde immer herangezogen 
worden, und zwar nicht nur in Oſterreich, ſondern auch in Ungarn. 
In Peſt wurde eine ſpecielle Befreiung für die Radialſtraße und 
Ringſtraße gegeben, und bei dieſer ſpeciellen Steuerbefreiung iſt 
die Stadt Peſt für die ganze Dauer des Steuernachlaſſes gezwungen 
geweſen, auf ihre Steuerzuſchläge zu verzichten. Ja, in der erſten 


Zeit iſt dadurch eine abgeſtufte Steuerfreiheit geſchaffen worden, 


daſs ſogar auf die Einkommenſteuer und infolge deſſen auch 
auf den betreffenden Zuſchlag verzichtet wurde. Es iſt alſo 
noch mehr geſchehen wie hier, und Peſt hat noch mehr verloren, 
als wir verlieren werden. Denn wir bekommen nicht nur die Zins— 
kreuzer, ſondern auch noch den Öpercentigen Zuſchlag zur Ein— 
kommenſteuer. Es iſt alſo ganz klar: wenn eine außerordentliche 
Begünſtigung für gewiſſe Bauten in einer Stadt gegeben wird, 
mus auch die Stadt, welche dieſe Begünſtigung genießt, dazu bei— 
tragen, das heißt, in einer gewiſſen Beziehung auch auf einen Theil 
ihrer Zuſchläge verzichten. Ferner hat Herr Gem.-Rath Dr. Stern 
geſagt, die Gemeinde verliert 3,600.000 fl. Die Gemeinde verliert 
gar nichts, — das ſtelle ich richtig; die Gemeinde gewinnt nur 
um 3,600.000 fl. weniger, wenn auf die 21percentigen Zuſchläge 
verzichtet wird; aber gewinnen wird ſie jedenfalls, wenn ſie den 
Umbau beſchleunigen wird, weil auch in ſteuerfreien Zeiten die 
Gemeinde von den umgebauten Häuſern größere Umlagen einhebt, 
als wenn dieſe Häuſer nicht umgebaut worden wären. Endlich hat 
Herr College Dr. Stern geſagt, es ſollte neuerdings der Antrag 
geſtellt werden, daſs von der landesfürſtlichen 26 / percentigen 
Steuer ein Nachlaſs gegeben werde. Nun, das haben wir ja 
gethan; es iſt in dieſen Anträgen, welche der Gemeinderath be— 
züglich einer Petition an die Regierung zuletzt geſtellt hat, in 
Punkt II ausdrücklich erwähnt: „Die hohe Regierung werde gebeten, 
einen Nachlaſs von der 26 / percentigen Steuer zu gewähren.“ 
Das ganze Referat iſt ja nur eine Fortſetzung der Verhandlungen 
über die damals geſtellten Anträge; es iſt ja nichts anderes, als 
eine Detailberathung deſſen, was damals im allgemeinen gefordert 
wurde. Es ſteht heute die Forderung der Gemeinde, dajs die hohe 
Regierung erwägen möge, einen Nachlafs der 26/8 percentigen 
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landesfürſtlichen Steuer zu gewähren, vollkommen aufrecht, ich 
habe jedoch nichts dagegen, wenn wir dieſe Forderung nochmals 
hervorheben. Nachdem im übrigen das Referat in keiner Weiſe 
bekämpft wurde, bitte ich nochmals, dasſelbe anzunehmen und hoffe 
auf deſſen einſtimmige Annahme. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Grübl: Wir ſchreiten zur Ab— 
ſtimmung. Die Anregung, eine en bloc-Abſtimmung vorzunehmen, 
bezieht ſich offenbar nur auf das Verzeichnis der Häuſer, welche 
eine erhöhte Steuerbefreiung genießen ſollen, und wird bei Punkt IV 
in Behandlung genommen werden. Wir ſchreiten zur Abſtimmung 
über die Referenten-Anträge I, II, III. 

Zum Antrage I hat College Dr. Stern den Antrag geſtellt, 
dieſer Antrag ſei abzulehnen. 

Ich bringe den Autrag I in poſitiver Form, wie fie vom 
Herrn Referenten beantragt iſt, zur Abſtimmung, und erſuche die 
Herren, welche für den Referenten-Antrag sub I find, die Hand 
zu erheben. (Geſchieht.) Ich bitte um die Gegenprobe. (Nach einer 
Pauſe:) Der Antrag iſt mit allen gegen eine Stimme 
angenommen. 

Bei Punkt II beantragt Herr Gem.-Rath Dr. Stern, es 
möge ſtatt der Befreiung durch 18 Jahre nur eine 
6jährige Steuerfreiheit von den Zuſchlägen in Ausſicht 
genommen werden. 

Der Referenten-Antrag iſt der weitergehende; ich bringe ihn 
zuerſt zur Abſtimmung, und wenn derſelbe abgelehnt wird, kommt 
der Antrag Stern zur Abſtimmung. Ich erſuche die Herren, 
welche für den Referenten-Antrag II ſind, die Hand zu erheben. 
(Geſchieht.) Ich bitte um die Gegenprobe. (Nach einer Pauſe:) 
Der Antrag iſt einſtimmig angenommen. 

Die Herren, welche mit Punkt III einverſtanden ſind, wollen 
die Hand erheben. (Geſchieht.) Punkt III iſt angenommen. 

Ferner bitte ich diejenigen Herren, welche mit dem Antrage 
des Dr. Stern einverſtanden ſind, welcher lautet (liest): 

„Es ſei in einer Eingabe an die Regierung, 
unter Hinweis auf die Petition vom 22. September 
1891 der dringenden und unabweisbaren Nothwendigkeit 
der Herabſetzung der ganz beſonders die Stadt Wien 
belaſtenden 26%, percentigen Hauszinsſteuer neuerlich 
und entſchiedenſt Ausdruck zu geben“ — die Hand zu er— 
heben. (Geſchieht.) Der Antrag iſt angenommen. 

Gegen das letzte Alinea iſt eine Einwendung nicht 
erhoben worden; es iſt eine Conſequenz der gefassten 
Beſchlüſſe. 

Zu Punkt IV wünſcht Collega Tagleicht das Wort; ich 
ertheile ihm dasſelbe. 

Gem.⸗Aath Tagleicht: Da die Anträge des Referenten nun— 
mehr angenommen erſcheinen, beantrage ich die en bloc-Annahme 
des Verzeichniſſes, welches vorliegt. 

Gem. Rath Dr. Friedzung (zur Geſchäftsordnung): Ich 
befinde mich in der Lage, genau das Gegentheil deſſen zu bean— 
tragen, was mein Herr Vorredner beantragte. Wir haben dieſe 
Vorlage heute in der Früh bekommen; ich ſelbſt habe mir ein 
ganzes Convolut von Mittheilungen, Berichten und Verhandlungen 
aus der Inneren Stadt beiſeite gelegt mit dem Vorſatze, es zu 
ſtudieren, ſobald die Frage an den Gemeinderath kommt. Hente 
Früh habe ich die Vorlage des Gemeinderathes erhalten und war 
nicht in der Lage, dieſes mein Materiale ordentlich und gewiſſen— 
haft, wie es meine Pflicht als Gemeinderath iſt, durchzuſtudieren. 
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Es iſt des Gemeinderathes nicht würdig, daf3 in dieſem Falle 
Anträge angenommen werden. Wir haben die Vorlage über die 
Diurniſten an demſelben Tage vormittag bekommen, an dem wir 
ſie nachmittag berathen haben. Diesmal wird in derſelben Weiſe 
vorgegangen. Der Landtag, der über dieſe Angelegenheit zu be— 
rathen hat, wird erſt im Februar zuſammentreten. Die Regierung 
wird alſo, wenn wir die Debatte bis Dienstag vertagen, jo dass 
jeder einzelne Gelegenheit hat, ſeine Acten durchzuſtudieren, von 
Dienstag bis Februar Zeit haben, ihre Vorlagen für den Landtag 
fertigzuſtellen. Es iſt ganz unwürdig, mit einer ſolchen Über— 
haſtung vorzugehen, dass man nicht die Zeit hat, genau durchzu— 
ſtudieren, was ein Gemeinderath über die Häuſer ſeines eigenen 
Bezirkes beantragt. Ich würde mich ſchämen, morgen mit einem 
meiner Wähler zuſammenzukommen und ihm ſagen zu müſſen, dajs 
ich nicht in der Lage geweſen bin, durchzuſtudieren, was über die 
Häuſer meines Bezirkes beſchloſſen wurde. 

Ich beantrage, die Debatte über das Verzeichnis bis Dienstag 
zu vertagen. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Grübl: Das iſt ein Vertagungs— 
Antrag, über welchen nur der Herr Referent das Wort hat. 

Referent: Ich habe ſchon im Eingange erwähnt, wie außer— 
ordentlich dringend die ganze Angelegenheit iſt. Sie wurde nicht 
weniger als ſechsmal urgiert. Die Dringlichkeit der Angelegenheit 
liegt auch ohne dieſe Urgenzen jo auf der Hand, dafs ich nichts 
weiter darüber zu ſprechen brauche. Was aber den Herrn Vor— 
redner anbelangt, der ſich vor ſeinen Wählern ſchämen zu müſſen 
glaubt, wenn er ſo leichtfertig die Vorlage annehmen würde, ſo iſt 
das gar nicht nothwendig, nachdem der Herr Vorredner Gelegen— 
heit gehabt hat, nicht nur aus allen Tagesblättern, ſondern auch 
aus der Amtszeitung ganz genau zu entnehmen, was im Stadt— 
rathe theilweiſe ſchon vor längerer Zeit beſchloſſen wurde. 

Der Stadtrath hat die Berathungen in der eingehendſten 
und gewiſſenhafteſten Weiſe durchgeführt, jo dass in jeder Stadt— 
raths⸗Sitzung immer nur eine gewiſſe Anzahl von Gaſſen aus einem 
Bezirke erledigt wurde. Im Amtsblatte ſind bisher bis auf 
einen kleinen Reſt dieſe Bezirke und Realitäten genau angeführt 
worden, es konnte ſich alſo jeder, der an der Sache überhaupt ein 
Intereſſe hatte, genau informieren. Neu iſt nur das, was als 
Motivenbericht erſchien, aber auch das wurde ſchon — ich weiß 
nicht, wie es gekommen iſt — ſeinerzeit in den Journalen gebracht. 
Wer ſich alſo informieren wollte, konnte es. Wenn irgend ein 
Herr betreffs ſeines Bezirkes eine Einwendung hat, ſo kann er ſie 
ja vorbringen. Ich ſetze voraus, dafs der Gedanke dieſer Abände— 
rung ihm nicht erſt jetzt gekommen ſein wird, ſondern ſchon damals, 
als er das Amtsblatt las. Aus allen dieſen Gründen bitte ich 
Sie, die Vertagung abzulehnen und die Dringlichkeit anzunehmen 
und über den Gegenſtand die Debatte ſofort zu eröffnen. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Grübl: Herr Gem.⸗Rath Dr. 
Friedjung beantragt, die Verhandlung über das Verzeichnis 
der Häuſer in Punkt IV bis Dienstag zu vertagen. Ich erſuche jene 
Herren, welche dieſen Antrag annehmen wollen, die Hand zu 
erheben. (Geſchieht.) Der Antrag iſt abgelehnt. 

Gem.-Rath Dr. Daum (zur Geſchäftsordnung): Ich bitte, 
im Protokolle zu conſtatieren, daſs ich mich der Abſtimmung 
bezüglich des Verzeichniſſes, wenigſtens ſoweit es den J. Bezirk 
betrifft, enthalte, da ich perſönlich betroffen werde. 

Gem.-Nath Djörup: Der I. Bezirk iſt ohnedies irrelevant, 
weil dies dem General-Regulierungsplane vorbehalten bleibt, wenn 
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er herausgegeben wird. Darum bitte ich, den urſprünglichen Antrag 
auf en bloc-Annahme, den ich geſtellt habe, anzunehmen. Ich 
weiß nicht, warum derſelbe von anderer Seite aufgenommen wurde, 
da ich doch, wie ich glaube, deutſch und deutlich geſprochen habe. 
Ich erſuche nochmals, meinen Antrag auf en bloc-Annahme zu 
genehmigen. 

Gem.-Nath Dr. Klotzberg (zur Geſchäftsordnung): Ich bin 
nicht für die en bloc-Annahme, ſondern dafür, dass Bezirk für 
Bezirk debattiert wird; wir werden damit ebenſo raſch fertig als ſo. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Grübl: Wir ſchreiten zur Ab— 
ſtimmung über den Antrag auf en bloc-Annahme. 

Gem.-Nath Lehner (zur Abſtimmung): Ich möchte nur 
conſtatieren, daſs ich mich, nachdem ich durch die Vorlage auch 
getroffen werde, der Abſtimmung enthalte. 

Vice Vürgermeiſter Dr. Grübl: Herr Gem.⸗Rath v. 
Neumann enthält ſich aus dem gleichen Grunde der Ab— 


ſtimmung; Herr Gem.-Rath Roſenſtingl hat, als er noch 


zum Worte in der Debatte gemeldet war, den Antrag angemeldet, 
es ſollen in das Verzeichnis der Häuſer im VII. Bezirke noch 
aufgenommen werden die Häuſer und zwar Neubaugaſſe Nr. 19 
und 69, Dreilaufergaſſe Nr. 12 und Seidengaſſe Nr. 1 und 2; 
ich werde aljo den Antrag auf en bloc-Annahme mit dem Vor: 
behalte der Verhandlung über dieſen Gegenſtand, der dann zum 
Schluſſe käme, zur Abſtimmung bringen. 

Gem.-Nath Johann Müller (zur Geſchäftsordnung): Wenn 
dies möglich iſt, hätte ich für den II. Bezirk auch einen Wunſch; 
es iſt uns dies nicht geſagt worden. 

Gem.-Nath Noſenſtingl: Ich erkläre, das ich auf meinen 
Antrag ohneweiters verzichte, wenn die Herren darin einen Anſtand 
finden: ich glaubte nur eine Pflicht erfüllen zu müſſen. Wenn 
aber die Herren daran Anſtoſs nehmen, ziehe ich meinen Antrag 
zurück, damit die en bloc-Annahme ſtattfinden kann. (Beifall.) 

Referent: Ich möchte nur eine Kleinigkeit richtigſtellen. In 
dem Verzeichniſſe iſt auch das Haus Liechtenſteinſtraße Nr. 30 
angeführt; dasſelbe iſt aber bereits umgebaut. Ferner das Haus 
Erdbergſtraße Nr. 121, welches ganz in die Straße fällt. Ich 
bitte alſo, dieſe beiden Häuſer auszuſcheiden. 

Bire-Bürgermeifler Dr. Grübl: Die Abſtimmung erfolgt 
alſo über das vom Herrn Referenten richtiggeſtellte Verzeichnis. 
Ich erſuche nunmehr diejenigen Herren, welche mit der en bloc- 
Annahme des Punktes IV, enthaltend das Häuſerverzeichnis, ein— 
verſtanden ſind, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Angenommen. 
Damit iſt der Gegenſtand erledigt. 


Es wurde daher beſchloſſen: 

J. Es werde an die k. k. n. ö. Statthalterei 
berichtet, daſs die Gemeinde die in dem angeſchloſſenen 
Verzeichniſſe angegebenen und in den beiliegenden 
Plänen dargeſtellten Häuſer als ſolche bezeichne, deren 
Umbau zur Erweiterung oder Regulierung der be— 
treffenden Stellen der Hauptverkehrsſtraßen Wiens 
durch die Jutereſſen des öffentlichen Verkehres geboten 
iſt; jedoch werde gleichzeitig die Bitte ausgeſprochen, 
daſs eine hohe Regierung eine Ergänzung dieſes 
Verzeichniſſes nach Feſtſtellung des General-Regu— 
lierungsplanes durch eine Geſetzesnovelle ermöglichen 
wolle. 
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II. Es werde entſprechend der in der Zuſchrift 
der k. k. n.⸗ö. Statthalterei ausgeſprochenen Bereit— 
willigkeit des Herrn Finanzminiſters auf den Ge: 
meindezuſchlag zur Gebäudeſteuer (dermalen 21 Percent) 
für die Zeit der in Ausſicht genommenen 18jährigen 
Steuerfreiheit verzichtet. 

III. Die erhöhte Steuerbefreiung werde auf jene 
Grundflächen beſchränkt, welche innerhalb 25 m von 
den ſowohl für die bereits beſtimmten als für die 
zum Zwecke der Regulierung oder Straßeundurch— 
führung zu beſtimmenden Baulinien gelegen find. 

Hiedurch erledigen ſich auch die beiden die Steuer— 
freiheit betreffenden Petitionen des Centralverbandes 
der Hausbeſitzervereine von Wien und der auf den— 
ſelben Gegenſtand bezügliche Antrag des Gem.-Rathes 
F. Rückauf. 


IV. 
Verzeichnis jener Häuſer, deren Umban durch die Jutereſſen des 
öffentlichen Verkehres geboten erſcheint: 
J. Bezirk (Innere Stadt). 
Am Geſtade Nr. 4, 6, 1, 3. 
Bäckerſtraße Nr. 30, 1, 13. 
Bauernmarkt Nr. 8, 10, 9, 13, 15. 
Bognergaſſe Nr. 1, 3, 5, 7, 9, 11, 13, 15. 
Freiſingergaſſe Nr. 1, 3, 5. 
Goldſchmiedgaſſe Nr. 14. 
Johannesgaſſe Nr. 2, 6, 8. 
Kärnthnerſtraße Nr. 20, 22, 24, 26, 
Kohlmarkt Nr. 26, 1, 3, 5 
rngerſtaße Nr. 4, 6, 8, 10, 12. 
Laurenzerberg Nr. 2, 4. 
Lichtenſteg Nr. 4, 6. | 
Neuer Markt Nr. 10, 12, 18, 9, 11, 19. 
Plankengaſſe Nr. 4, 6. 
Poſtgaſſe Nr. 5 7, 11. 
Renngaſſe Nr. 1, 3. 
Riemergaſſe Nr. 6 8, 10, 12, 14, 16, 1, 3, 5 
Rothenthurmſtraße Nr. 2, 4, 6, 5, 7, 9, 15, 17, 
29, 31, 33, 35. 
Salvatorgaſſe Nr. 6, 8, 10, 12, 9, JI. 
Salzgries Nr. 11, 13, 15, 17, 19, 21, 23, 25. 
Schauflergaſſe Nr. 2, 4, 6. 
Schönlaterngaſſe Nr. 10, 11, 15. 
Schottengaſſe Nr. 2, 3. 
Schulerſtraße Nr. 10, 12, 14, 16, 
Schulhof Nr. 2 
Schwertgaſſe Nr. 5. 
Seilergaſſe Nr. 7, 9, 11, 13, 15, 17, 19, 21. 
Spiegelgaſſe Nr. 2, 4, 6, 8, 10, 13, 15, 19, 
Stallburggaſſe Nr. 2, 4. 
Stock⸗im⸗ Eiſenplatz Nr. 1. 
Tiefer Graben Nr. 23, 25, 27, 29, 31, 37. 
Tuchlauben Nr. 4, 6, 8, 12, 18, 22, 24, 26, 1, 5, 17. 
Univerſitätsplatz Nr. 1 


28, 30, 32, 3, 11. 


19, 21, 23, 25, 


18, 20, 5, 7 


21, 23, 25. 
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Wipplingerſtraße Nr. 2, 12, 14, 16, 20, 22, 26, 23, 27, 29. 
Wollzeile Nr. 30, 32, 25, 27, 29, 31, 33, 35, 37. 
(Zuſammen 179 Häuſer.) 
II. Bezirk (Leopoldſtadt). 
Glockengaſſe Nr. 3, 11. N 
Große Mohrengaſſe Nr. 2, 5. 
Große Schiffgaſſe Nr. 16. 
Große Sperlgaſſe Nr. 1 
Obere Augartenſtraße Nr. 5. 
Obere Donauſtraße Nr. 85, 91, 
Schmelzgaſſe Nr. 8, 1, 3, 5 
Schreigaſſe Nr. 3 
Stephanieſtraße Nr. 20. 
Taborſtraße Nr. 48, 50, 52, 58, 60, 76, 
Untere Augartenſtraße Nr. 34. 


93, 95. 


5 91. 
(Zuſammen 30 Häuſer.) 
III. Bezirk (Landſtraße). 

Beatrixgaſſe Nr. 5, 7, 9, 11, 13, 15, 21, 23. 

Erdbergſtraße Nr. 2, 4, 46, 48, 50, 52, 56, 58, 60, 62, 78, 
104, 106, 108, 112, 114, 130, 132, 134, 136, 138, 140, 
142, 148, 150, 65, 67, 69, 73, 77. 

Hauptſtraße Nr. 10, 12, 14, 16, 18, 20, 11, 21, 25, 27, 29, 31. 

Keinergaſſe Nr. 4, 6, 28, 5, 7. 

Marxergaſſe Nr. 7, 9, 11. 

Obere f Nr. 6, 8, 10. 

Ungargaſſe Nr. 12, 14, 16, 18. 

(Zuſammen 62 Häuſer.) 
IV. Bezirk (Wieden). 

Alleegaſſe Nr. 1 5, 17. 

Hauptſtraße Nr. 2, 16, 18, 20, 22, 24, 

15, 17, 19, 21, 23, 25, 27, 20 

Heugaſſe Nr. 14. 

Hundsthurmerſtraße Nr. 3. 

Margarethenſtraße Nr. 20, 38, 40, 42, 45, 47, 49. 

Schleifmühlgaſſe Nr. 12, 14, 11, 13, 15, 17, 19, 21 (ein— 
ſchließl. Einl. Z. 729), 23, 25 

Technikerſtraße Nr. 1 


9 
29, 


26, 28, 3, 5, 7, 9, 


(Zuſammen 45 Häuſer). 


V. Bezirk (Margarethen). 

Am Hundsthurm Nr. 3, 5 

Griesgaſſe Nr. 6, 36, 58, 40, 29, 31. 

Hundsthurmerſtraße Nr. 38, 40, 44, 46, 48, 50, 52, 54, 
9, 11, 13, 15, 17, 19, 21, 27, 65, 69, 77, 81, 83 5 
87, 93, 99, 125. 

Margarethenſtraße Nr. 70, 51, 53, 55. 

Matzleinsdorferſtraße Nr. 6, 8, 10, 12, 14, 16, 18, 20, 22, 
30, 32, 34, 74, 1, 3, 17, 19, 21, 23, 29, 31, = 35, 
37, 39, 41, 43, 45, 47. 

Mitterſteig Nr. 18. 

Obere Bräuhausgaſſe Nr. 1, 3, 5, 7, 9, 27. 

Pilgramgaſſe Nr. 6, 8, 10. 

Reinprechtsdorferſtraße Nr. 48, 54, 56, 50, 

Untere Bräuhausgaſſe Nr. 80, 82, 84, 85. 

Wienſtraße, Einl.⸗Z. Nr. 1227, 1228, 1229, 1230, 1231, 1232, 
1233, 1234, 1236, 1237, 1238, 1239, 1240, 1241, 469, 
471, 473, 475, 477, 479 a, 479 b, 482, 484, 486, 488, 


52, 29, 31. 
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155 493, 496, 498, 500, 502, 504, 506, 508, 510, 848, 
„514, 516, 518, 520, 522, 524, 526, 527, 529, 531, 
. 535. 
Wildenmaunngaſſe Nr. 2, 10. 
(Zuſammen 142 Häuſer.) 
VI. Bezirk Mariahilf. 5 
Gumpendorferſtraße Nr. 2c, 12, 14, 16, 18, 20, 22, 24, 26, 
28, 30, 32, 34, 40, 42, 44, 90, 92, 94, 96, 98, 100, 
102, 104, 106, 108, 110, 112, 120, 122, 124, 130, 132, 


134, 136, 7, 15, 17, 19, 21, 23, 25, 27, 29, 31, 33, 
35, 75. 


Magdalenenſtraße Nr. 8, 10, 18, 30, 32, 34, 36, 38, 56, 58, 
60, 70, 72, 74, 76, 78, 80, 82, 84, 86, 88; Einl.-Z. 594, 
596, 597, 599, 601, 603, 605. 

Mariahilferſtraße Nr. 1b, 
27, 29, 31, 33, 57, 59, 61, 63, 65, 67, 111, 

Mollardgaſſe Nr. = 88. 

Moritzgaſſe Nr. 

Ufergaſſe Einl. 2 1019, 785, 788, 790, 792, 794, 796, 797, 
798, 800, 802, 804, 806, 1020, 1021, 810, 20, 59, 824, 
827, 829, 185, 830, 832, 834, 835. 

Wallgaſſe Nr. 1, 3, 27. 

Windmühlgaſſe Nr. 22, 24. 


113, 115. 


(Zuſammen 134 Häuſer.) 
VII. Bezirk (Neubau). 
Burggaſſe Nr. 30. 
Kaiſerſtraße Nr. 17, 19, 21, 57, 59, 61, 95, 97, 99, 109, 111, 
113, 121, 123. 
Kirchengaſſe Nr. 23, 25, 27, 29, 33, 35, 37, 39, 43, 47. 
Lerchenfelderſtraße Nr. 29, 31, 33, 35, 37, 39, 65, 
75, 77, 79, 81, 83, 85, 87, 89, 91, 93, 95, 97, 99, 101, 


113, 115, 117, 119, 121, 123, 125, 127, 129, 131, 133, 
135, 137, 139, 141, 143, 145, 147. 

Maxriahilferſtraße Nr. 8, 18, 20, 92. 

Neuſtiftgaſſe Nr. 22, 24, 26, 13, 15, 17, 19, 21, 23, 25, 3“, 


33, 35, 37 
Siebenſterngaſſe Nr. 33, 35, 37, 39. 
Zollergaſſe Nr. 19, 21. 
(Zuſammen 91 Häuſer.) 
VIII. Bezirk (Joſefſtadt). 
Blindengaſſe Nr. 11, 13, 15, 17. 


Joſefſtädterſtraße Nr. 10, 12, 18, 26, 26a, 28, 30, 32, 34, 36, 


44, 1, 3, 5, 27, 29, 31, 43, 65, 67, 69, 71, 73, 89. 
Langegaſſe Nr. 23. 


Lerchenfelderſtraße Nr. 2, 4, 6, 8, 10, 12, 14, 16, 18, 20, 22, 
44, 48, 50, 52, 
78, 80, 86, 88, 90, 
100, 102, 104, 106, 108, 110, 112, 114, 116, 
130, 132, 134, 136, 138, 


24, 26, 28, 30, 32, 34, 36, 38, 
54, 56, 60, 62, 64, 66, 68, 74, 76, 
94, 96, 98, 
118, 120, 122, 124, 126, 128, 
140, 142, 144, 146, 128. 


40, 42, 


(Zuſammen 96 Häuſer.) 
IX. Bezirk (Alſergrund). 
Alſerſtraße Nr. 38, 40. 
Liechtenſteinſtraße Nr. 26, 28, 


62, 64, 66, 68, 70, 72, 74, 76, 78, 80, 82, 


94, 96, 98, 37, 39, 41, 43, 89, 91, 93, 95, 97, 99, 101, 
103, 105, 107, 109, 111, 113, 115, 123, 125, 127, 129, 


131, 133, 135. 
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3, 5, 7, 9, 11, 13, 15, 17, 23, 25, 


67, 69, 71, 


32, 34, 36, 38, 56, 58, 60, 
84, 90, 92, 
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Nuſsdorferſtraße Nr. 4, 6, 16, 32, 34, 36. 

Porzellangaſſe Nr. 22, 24, 50, 54, 62, 27. 

Spitalgaſſe Nr. 1. 

Währingerſtraße Nr. 29, 31, 33, 35 

(Zuſammen 70 Häuſer.) 
XII. Bezirk (Meidling). 

Meidlinger Hauptſtraße Nr. 8, 10, 12, 14, 16, 26, 32 
15, 17, 27. 

Schönbrunner Hauptſtraße Nr. 74, 
90, 1, 3, 5, 7, 13, 51, 53, 55, 
103, 137. 


2, 3 
„ 34, 15, 


76, 78, 80, 82, 84, 86, 88, 
57, 59, 97, 99, 101, 


(Zuſammen 37 Häuſer.) 


XIII. Bezirk (Hietzing). 

Altgaſſe Nr. 1, 6 

Auhofſtraße Nr. 

1 Nr. 2, 4. 

Penzing Hauptgaſſe Nr. 26, 38, 40, 42, 44, 46, 64, 66, 68, 
70, 78, 80, 82, 84, 86, 88, 90, 92, 94, 96, 13, 15, 17, 
19, 21, 23, 25, 27, 29, 37, 30, 41, 43, 45, 55, 57. 

(Zuſammen 41 Häuſer.) 


XIV. Bezirk (Rudolfsheim). 
Meidlingergaſſe Nr. 17. 
Neugaſſe Nr. 25. 
Schönbrunnerſtraße Nr. 70, 72, 74. 
Sechshauſer Hauptſtraße (Rudolfsheim) Nr. 40, 42, 44, 46, 60, 
70, 72, 74, 88, 92, 94, 96, 98, 100, 102. 
Sechshauſer Hauptſtraße (Sechshaus) Nr. 9, 11, 13, 15, 17, 31, 
35, 57, 59, 61, 63, 65, 67, 69, 71, 73, 77, 79, 81, 
85, 87. 
Ullmannſtraße Nr. 16, 42, 9, 11, 15, 33, 35, 37, 39, 41, 43, 
45, 47, 49, 51, 53, 55, 57, 59, 65, 67, 69, 
(Zuſammen 63 Häuſer.) 


XV. Bezirk (Fünfhaus). 


Sechshauſer Hauptſtraße Nr. 4, 6, 8, 10, 12, 14, 16, 18, 20, 


22, 24, 26, 28, 30, 32, 34, 36, 38. | 
Zuſammen 18 Häuſer.) 
XVI. Bezirk (Ottakring). 
Neulerchenfelder Gürtelſtraße Nr. 43, 45, 47, 49, 51. 
Ottakringer Hauptſtraße Nr. 190, 190 a, 194, 196, 206, 
210, 222, 224, 226, 228, 236, 238, 240, 242, 244, 
248, 167, 169, 171, 173, 175, 177, 179, 185, 199, 
203, 205, 209, 211, 213, 215. 
(Zuſammen 39 Häuſer.) 
XVII. Bezirk (Hernals). 
Alsbachſtraße Nr. 32, 34, 36, 38. 


Dornbacher Hauptſtraße Nr. 92, 94, 106, 108, 116, 118, 120, 


208, 
246, 
201, 


122, 136, 140, 146, 148, 152, 101, 103, 105, 107, 109, 
111, 113, 135, 139, 151, 153, 159, 161. | 
Elterleinplatz Nr. 6, 7. 
Hernalſer Hauptſtraße Nr. 78, 80, 82, 9, 11, 13, 15, 17, 19, 


21, 29, 39, 41, 43, 45, 47, 49, öl, 53, 55, 63, 65, 67, 
69, 73, 91. 
( Zuſammen 58 Häuſer.) 
IVIII. Bezirk Währing) 
Hauptſtraße „ > 47, 51, 53, 55, 57. 59, 61, 
67, 69, 71, 73, 7 


63, 65, 


3074 


NEN — N N — — SW NW U u ZW ZW ⏑ Wr SV De WW N. 2 ya zu av av 


Herrengaſſe Nr. 26, 28, 30, 32, 34, 36, 38, 42, 44, 46, 64, 
66, 76, 78, 80, 82, 84, 86, 88, 90, 92, 94, 96, 98, 100, 
102, 104, 106, 108, 110, 112, 9, 11, 13, 19, 21, 23, 25, 
„ 

(Zuſammen 56 Häuſer.) 
XIX. Bezirk (Döbling). 

Hauptſtraße Nr. 84, 86, 88, 90, 92, 94, 96, 63, 67, 69, 
73, 75. 

Herrengaſſe Nr. 6, 10, 18, 20, 22, 24, 26, 28. 

Herrengaſſe (Nussdorf) Nr. 4, 6, 8, 10, l, 3, 5, 7, 

Hirſchengaſſe Nr. 22, 24, 26, 38, 40, 58, 60, 62, 
65, 67, 69, 71, 73. 

Nuſsdorferſtraße (Heiligenſtadt) Nr. 64, 72, 74. 
Dber-Sieveringer Hauptſtraße Nr. 28, 30, 32, 34, 36, 
77, 79, 83, 87, 89. - 
Silbergaſſe Nr. 7, 9, 11, 13, 
Unter⸗Sieveringer Hauptſtraße Nr. 74, 76, 78, 80, 82, 84, 86, 
88, 90, 92, 94, 96, 98, 100, 83, 85, 87, 89, 91, 93, 95, 

97, 119, 121, 123, 125, 127, 129, 131, 133, 135. 
Wienergaſſe (Heiligenſtadt) Nr. 1, 3, 7, 9, 15. 
(Zuſammen 102 Häuſer.) 
(Geſammtſumme 1263.) 
V. Es ſei in einer Eingabe an 
unter Hinweis auf die Petition 
tember 1891 der dringenden 

Nothwendigkeit der Herabſetzung der ganz beſonders 

die Stadt Wien belaſtenden 26½¼ppercentigen Haus— 

zinsſteuer neuerlich und entſchiedenſt Ausdruck zu 


geben. 


4. Referent Gem.-Rath Noske: Zahl 7666. Der An— 
trag des Stadtrathes geht dahin, der Geſellſchaft der Kinder— 
freunde „Die Finken“ im VII. und VI. Bezirk zur Beköſtigung 
armer Schulkinder eine einmalige Subvention von 50 fl. zu 
bewilligen. Der Stadtrath hat die Lage des Vereines und ſeine 
Wirkſamkeit eingehend geprüft und iſt auf Grund dieſer Prüfung 
zu dem Antrage gekommen, deſſen Genehmigung ich der Ver— 
ſammlung empfehle. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Grübl: (Wünſcht jemand das 
Wort? (Niemand meldet fich.) Ich bitte jene Herren, welche mit 
dem Antrage einverſtanden find, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) 
Angenommen. 


Es wurde daher beſchloſſen, der Geſellſchaft 
der Kinderfreunde „Die Finken« eine Subvention 
von 50 fl. als Beitrag zu den Koſten der Bekleidung 
armer ſchulpflichtiger Kinder zu bewilligen. 


5. Referent Gem.-Nath Voſchan: Ich habe die Ehre, 
die Herren zu bitten, einen Nachtragscredit zu bewilligen und 
zwar zu Rubrik IV 10 „Buchbinderarbeiten,“ welche mit 14.490 fl. 
präliminiert war, aber ſchon um einen ziemlich bedeutenden Betrag 
überfchritten iſt, wo erſt noch weitere Ausgaben kommen werden. 
Es hat dies die Urſache darin, dafs wegen der Creierung der 
magiſtratiſchen Bezirksämter und der bevorſtehenden Zerlegung der 
Steuerämter eine große Anzahl Bücher neu angeſchafft und einge— 
bunden werden musste, was eine rieſige Arbeit war und bedeutende 
Koſten erforderte. Aus dieſem Grunde wird vom Magiſtrate der 


71, 


15. 


die Regierung 
vom 22. Sep⸗ 


und unabweisbaren 
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wohlmotivierte Autrag geſtellt, dieſe Rubrik um 13.000 fl. zu 
erhöhen. Ich erlaube mir dieſen Antrag Ihrer Genehmigung zu 
empfehlen. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Grübl: Wünſcht jemand das 
Wort? (Niemand meldet ſich.) Ich bitte diejenigen Herren, welche 
dieſem Antrage zuſtimmen, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) 
Angenommen. 

Es wurde daher beſchloſſen, zur Ausgabs— 
Rubrik IV 10 „Buchbinderarbeiten“ einen Zuſchuſs— 
der Höhe von 13.000 fl. 

6. Referent Gem.-Nath Kreindl: Ich habe die Ehre, 
zur Zahl 7675 zu berichten. Es betrifft ein Auſuchen des Bezirks— 
vorſtehers des IX. Bezirkes um ein Mehrquantum von Gebirgs— 
ſchlägelſchotter und Gebirgsrieſelſchotter für das heurige Jahr. 

Es iſt bekannt, daſs das heurige Regenwetter im Hoch— 
ſommer, andererſeits die Eröffnung des Liniendurchbruches in 
der Sechsſchimmelgaſſe und mehrerer neuen Straßen von der 
Rothen Löwengaſſe bis zur Roſsauerlände, welche in das Eigen— 
thum und die Erhaltung der Commune Wien übergegangen ſind, 
ein größeres Quantum Schotter erforderlich gemacht hat. 

Es find erforderlich 100 m? Gebirgsſchlägelſchotter; 100 mz 
Gebirgsrieſelſchotter ſollen zum Durchbruche der Sechsſchimmelgaſſe 
verwendet werden. 

Der Stadtrat empfiehlt, dieſe 200 m? zum Preiſe von 3 fl. 
90 kr. per Kubikmeter, d. i. 780 fl. anzukaufen und erſuche um 
Bewilligung eines Zuſchuſscredites in der gleichen Höhe zur 
Rubrik XXII b. 

Ich bitte um Ihre Zuſtimmung. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Grübl: Keine Einwendung? 
(Niemand meldet ſich.) Angenommen. 

Es wurde daher beſchloſſen, dem Vorſteher des 

IX. Bezirkes Mehrquautum von je 100 m? 

Gebirgsſchlägel- und Gebirgsrieſelſchotter zum Preiſe 

von je 3 fl. 90 kr. per Cubikmeter zu bewilligen 

und zur Bedeckung dieſer Ausgabe zur Rubrik XXII 2 a 

einen Zuſchuſscredit in der Höhe von 780 fl. zu 

genehmigen. 

7. Referent Gem.-Nath Kreindl: Ich habe die Ehre, 
zu referieren zu Zahl 7674. 

Es iſt ein gleiches Anſuchen vorliegend von dem Bezirks— 
ausſchuſſe des II. Bezirkes. 

Auch hier ſind neue Straßen entſtanden, auch das Regen— 
wetter hat mehr Schotter erforderlich gemacht, To daſs 400 m? 
Schotter hier nothwendig find. Dieſer Gebirgsſchlägelſchotter koſtet 
dorthin 4 fl. 50 kr. Es wäre demnach ein Koſtenaufwand von 
1800 fl. erforderlich. 

Ich bitte auch dieſen Zuſchuſscredit in gleicher Höhe und zur 
gleichen Rubrik zu bewilligen. 

Dice-Bürgermeifter Dr. Grübl: Keine Einwendung? 
(Niemand meldet ſich.) Angenommen. 

Es wurde daher beſchloſſeu, dem Vorſte her 
des II. Bezirkes ein Mehrquantum von 400 m?’ 

Gebirgsſchlägelſchotter zum Preiſe von 4 fl. 50 kr. 

per Eubifmeter zu bewilligen und zur Deckung dieſer 


credit in zu bewilligen. 


ein 
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Ausgabe zur Rubrik XXII 2a einen Zuſchuſscredit 
in der Höhe von 1800 fl. zu genehmigen. 


8. Referent Gem.-Nath Kreindl: Zahl 7680. Die 
freiwillige Feuerwehr in Nuſsdorf ſucht um eine Subvention an. 

Meine Herren! Es wird allgemein conſtatiert, daS die expo- 
nierte Lage dieſer Feuerwehr abſolut nothwendig macht, dass dieſe 
Feuerwehr beſteht. (Rufe: Sehr richtig!) Nachdem die Ausgaben 
dringend nöthig ſind für Reinigung, Ausbeſſerungen u. ſ. w., ſo 
empfiehlt Ihnen der Stadtrath, dieſe Subvention von 250 fl. zu 
bewilligen. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Grübl: 
(Niemand meldet ſich.) Angenommen. 

Es wurde daher beſchloſſen, der freiwilligen 
Feuerwehr in Nuſs dorf zur Deckung der im Jahre 1892 
aufgelaufenen Auslagen für Feuerlöſchzwecke eine 
Subvention von 250 fl. zu bewilligen und dieſe 
Ausgabe auf den Reſervefond pro 1892 zu 
weiſen. 

9. Referent Gem.⸗Nath Kreindl: Zahl 7843. Es betrifft ein 
Anſuchen des Humanitäts⸗Vereines „Nikolaus“ in Ottakring um 
eine Subvention. Dieſer Verein beſteht ſchon ſeit 17 Jahren und 
hat 2550 Kinder bekleidet mit einem Koſtenaufwande von 26.700 fl. 
Es iſt vom Stadtrathe beantragt, demſelben 100 fl. Subvention 
zu bewilligen, ich bitte auch hier um Ihre Zuſtimmung. 

Vice Vürgermeiſter Dr. Grübl: Keine Einwendung? 
(Niemand meldet ſich.) Angenommen. 

: Es wurde daher beſchloſſen, dem Humanitäts— 
Vereine „Nikolaus“ in Ottakring eine Subvention 
von 100 fl. zu bewilligen. 

10. Referent Gem.-Rath Matthies: Ich habe die Ehre, 
über die Zahl 7738 zu referieren. Die Armeninſtituts-Vorſtehung des 
XVI. Bezirkes ſucht um einen Beitrag von 1000 fl. zum Ankaufe 
von Brennholz für die Armen an. Es wird im Bericht darauf 
hingewieſen, daſs die Gemeinde Ottakring früher aus den eigenen 
Waldungen alljährlich um 800 bis 1000 fl. Holz fällen ließ und 
an die Armen vertheilt hat, ferner, daſs die Gemeinde Neulerchenfeld 
jährlich einen Betrag von 400 fl. zum gleichen Zwecke gegeben hat. 
Ich bitte um die Genehmigung dieſes Antrages namens des 
Stadtrathes nach dem Magiſtrats-Antrage. Die Koſten ſind bedeckt. 

Gem.-Nath Dr. Klotzberg: Wie iſt denn das? Wird dieſer 
Armeninſtituts⸗Vorſtehung der Betrag ausbezahlt, oder ſoll das 
Holz in natura vertheilt werden? Holz iſt nicht vorhanden, nach— 
dem ſolches nicht gefällt wird. 


Keine Einwendung? 


ver⸗ 


Referent: Es iſt beantragt, den Betrag von 1000 fl. zu 


geben. 


Gem.-Nath Dr. Klotzberg: Es iſt ja bei einem Walde 


Holz nur in einem gewiſſen Turnus zu ſchlagen, ſo daſs im Jahre 


nur ein gewiſſer Theil zum Schlagen kommt. Iſt vielleicht das 
Holz billig verkauft worden und müſſen wir es jetzt theuer kaufen? 
Referent: Es iſt heuer, glaube ich, nichts geſchlagen worden. 
Vice-Mürgermeiſter Dr. Grübl: Keine Einwendung gegen 

den Antrag? (Niemand meldet ſich.) Angenommen. 
Es wurde daher beſchloſſen, der Armeninſtituts— 
Vorſtehung für den XVI. Bezirk zum Ankaufe von 
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Brennholz für die Armen eine Subvention von 
1000 fl. pro 1892 zu bewilligen. 

11. Referent Gem.-Nath Ritt. v. Neumann: Beilage 


Nr. 234. Es handelt ſich um den Verkauf eines Baugrundes der 
ehemaligen Hühnerhof-Realität, und zwar um die Parcelle Nr. 6 
in der Siebenbrunnengaſſe und in der neuen Straße. Es iſt das 
eine Eckbauſtelle, welche mit 23 fl. per Quadratmeter geſchätzt war. 
Der Käufer, Herr Wagner, hat zuerſt 22 fl. geboten, dann 24 fl. 
Auch dies wurde nicht empfohlen, beziehungsweiſe es wurde im 
Stadtrathe abgelehnt. Nun werden 26 fl. geboten, das iſt jener 
Preis, welcher auch für die gegenüberliegende Parcelle im Jahre 


1890 gezahlt wurde. Die Parcelle ift jetzt ſogar eine ungünſtigere, 


indem die Fagadenlänge in der Siebenbrunnengaſſe geringer iſt. 
Der Preis erſcheint daher vollkommen entſprechend, er iſt über 
dem Schätzwerte. Ich empfehle Ihnen daher die Annahme des 
Offertes, es ſei der Grund im Ausmaße von 49540 m? um 
26 fl. an Herrn Friedrich Wagner unter den üblichen Be— 
dingungen, welche hier beiliegen und übereinſtimmend ſind mit den 
ſonſtigen Vorſchriften, zu verkaufen. 
Ich bitte um Annahme dieſes Antrages. 


Gem.-Nath Silberer: Sehr geehrte Herren! Erlauben Sie 
mir, daßs ich bei dieſer Angelegenheit Ihre Aufmerkſamkeit ein 
wenig in Anſpruch nehme, und zwar wieder in der Richtung, dass 
ich hoffe, Ihre Zuſtimmung zu finden dafür, dafs der Antrag nicht 
angenommen wird. Ich werde Ihnen die Gründe auseinanderſetzen. 
Wenn Sie den Plan hier anſchauen, ſo ſehen Sie vor allem, 
dafs dieſer Platz von den Plätzen, die wir überhaupt noch haben, 
der allerbeſte iſt. Es iſt ein Eckplatz, bei dem im Verhältniſſe zum 
Quadratmaße desſelben die Straßenfront die größtmögliche Aus— 
dehnung hat. Das iſt alſo ein für die Verbauung äußerſt günſtiger 
Platz. Außerdem iſt er ſehr günſtig ſituiert im Verhältnis zu den 
anderen Plätzen, die in die Nebengaſſen gehen. Und da wird 
beantragt, ihn um 26 fl. herzugeben. Dagegen ſpricht Folgendes, 
und ich bitte Sie, das, was ich Ihnen ſage, als die Außerungen 
eines Mannes zu nehmen, der ſich auf dem Gebiete auskennt, der 
praktiſche Erfahrung hat. Vor allem wird Ihnen Folgendes auf⸗ 
fallen. 

Es ſind noch zwei ſehr hübſche Eckplätze als verkauft markiert, 
einer im Jahre 1890 mit 26 fl.; alſo ſchon vor drei Jahren um 
denſelben Preis und ein zweiter Platz daneben anſtoßend, vor 
zwei Jahren um 30 fl. Nun wiſſen Sie alle, und wer es nicht 
weiß, dem wird es jeder ſagen und jeder Fachkundige beſtätigen, 
daſs ſeit drei Jahren die Bauplätze und Grundſtücke in Wien um 
viel mehr zugenommen haben als um die Zinſen, welche ſeit der 
Zeit zu dem Capital zugewachſen wären, wenn man einen Grund 
nicht gekauft hätte, Ich werde Ihnen ein Beiſpiel ſagen. Ich habe 
heuer im Frühjahr, im Mai, an der Roſsauerlände mit 84 fl. die 
Klafter Gründe gekauft, in einer größeren Anzahl und habe jetzt 
Anbote auf 130 fl. für die Klafter. Ich gebe ſie aber nicht her, 
ſondern habe den Grund der Gemeinde Wien offeriert und geſagt, 
ſie möge für zwei Jahre einen Eislaufplatz daraus machen, weil ich 
überzeugt bin, daſs ich in zwei Jahren viel mehr bekommen werde, 
als die Zinſen ausmachen, und wenn ein Privater ſo vorgeht, ſo 
kann die Gemeinde mit ihren Gründen ähnlich vorgehen. Sie 
braucht deswegen nicht zu ſchachern und zu wuchern, aber es kann 
auch nicht unſere Sache fein, die Gründe unter dem Preiſe her- 
zugeben. 
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Ich mufs weiter Folgendes bemerken, wenn wir den Grund— 
preis von 26 fl. nehmen, wie er im Jahre 1890 war, ſo wäre 
der Wert bereits um die Zinſen in den drei Jahren geſtiegen und 
der war gewiss kein Narr, der 26 fl. für den Grund gegeben hat. 
Nach dieſer Richtung iſt der Grund heute mindeſtens 35 fl. wert. 
Jetzt kommt das weitere. Vor drei Jahren, als der nachbarliche 
Eckbauplatz verkauft wurde, hat man eines noch nicht gewusst, was 
eine koloſſale Wirkung ausübt, nämlich die Einverleibung der 
Vororte. 


Sie wiſſen, dass ein ungeheueres Gedränge von außen nach 
herein iſt. Die Häuſer in jener Gegend werden gut bewohnt, 
haufenweiſe ziehen die Leute aus den Vororten herein, und wohin 
ziehen all die Leute? In die Vorſtädte, weil ſie draußen keine 
billigeren Lebensmittelpreiſe und kein Waſſer haben und hier nicht 
ſo weit zu fahren und zu gehen haben. 

Die nächſte Folge der Einverleibung war alſo eine bedeutende 
Erhöhung der Grundwerte in den alten Bezirken, und das mußs 
feſtgehalten werden bei der Beurtheilung von Verkaufspreiſen. Jetzt 
kommt aber noch ein weiteres, es iſt ein Moment, welches ich 
Sie bitte, auch nicht außeracht zu laſſen. Im letzten Jahre hat 
ſich ſoviel in unſeren finanzpolitiſchen Verhältniſſen verändert. Sie 
alle wiffen, wie der Zinsfufs koloſſal zurückgegangen iſt. Wir ſtehen 
auf dem Punkte, dafs unſere Staatspapiere einen Cours erreicht 
haben, fo dais fie nur vier Percent tragen. Man wird convertieren 
und die Staatspapiere werden in Zukunft nur vier Percent, viel— 
leicht in nicht allzu ferner Zeit nur dreieinhalb Percent tragen. 
Welche Conſequenz hat das ſchon heute und wird es in natur— 
gemäßer Weiſe in den nächſten Jahren haben. 

Ich trete unſerem Staatscredite und dem Credite der anderen 
Staaten nicht zu nahe, wenn ich feſtſtelle, dafs auch der finanziell 
am beſten ſituierte Staat noch nicht prätendieren kann, zu einem 
anderen Zinsfuß Geld zu bekommen, zu einem billigeren als der 
Hausherr von ſeiner Rente bekommt, d. h. es werden die Häuſer in 
Zukunft auch nicht mehr tragen, reſpective die Haus⸗ und Grund- 
werte werden fo ſteigen, daßs fie mit der Rente Schritt halten. 
Das iſt keine Frage, ergo werden die Gründe und Häuſer ſich 
im Preiſe erhöhen. Die Hausherren werden nicht mehr haben, 
weil ſie zunächſt nicht mehr Zins haben werden, aber der Geldwert 
wird größer ſein, deshalb ſteigt mit dem Fallen der Rente der 
Wert der Gründe, und es iſt gegenwärtig der ungünſtigſte Zeit— 
punkt zum Verkaufe der Grundſtücke. Ich bin abſolut dagegen, 
dafs man fie zu dieſem Zwecke hergibt. Jeder iſt ſich ſelbſt ein 
Feind, der dies nicht thun muſs und heute innerhalb der Linien 
Wiens einen Baugrund unter 100 fl. per Quadratklafter verkauft. 
Wenn Sie den beſten Eckplatz um 93 fl. per Quadratklafter ver⸗ 
kaufen, wie wollen Sie die inneren Stellen verkaufen? Ich ſage 
Ihnen, dafs die ſchlechteſten Stellen 100 und 120 fl. wert find, 
die beſſeren mehr. 

Ich würde nicht dafür ſtimmen, dajs die vorliegenden Gründe 
unter 35 oder 40 fl. hergegeben werden. Ich bitte, dieſen Er- 
wägungen Folge zu geben und die Vorlage abzulehnen. 

Ich bitte aber den Herrn Referenten und den Stadtrath, dies 
nicht als eine Niederlage zu betrachten, ſondern als eine Erwägung, 
die uns Geld erſparen, und vielleicht etwas mehr einbringen ſoll. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Grübl: Wünſcht noch jemand das 
Wort? (Niemand meldet ſich.) Die Debatte iſt geſchloſſen. Der 
Herr Referent hat das Schlujswort. 
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Referent (zum Schluſswort): Meine Herren! Der Anz 
ſchauung, dafs möglicherweiſe die Grundpreiſe ſteigen, kann ich 
nicht entgegentreten; ich wünſche, dass es richtig wäre, aber 
ich glaube, dafs die Maßregel, die wir heute beſchloſſen haben, 
wenn ſie durchgeführt werden wird — nämlich die Steuer— 
freiheitserhöhung für Umbauten — ein Grund dafür ſein wird, 
daſs die Grundpreiſe nicht erhöht werden für ſolche Objecte, 
für welche die Steuerfreiheit nicht gegeben iſt; es hat der Herr 
Contraredner Dr. Stern die Motive hiefür angeführt. Nun 
will ich den Stadtrath als ſolchen rechtfertigen, daſs er Ihnen 
das Offert geboten hat. Es wurden zuerſt 22 fl. geboten, dies 
wurde abgelehnt; dann 24 fl., dies wurde ebenfalls abgelehnt. 
Nun hat man geſagt, gegenüber dieſem Platze iſt einer um 26 fl. 
verkauft worden, welcher beſſer ſituiert iſt, indem er eine längere 
Gaſſenfront hat. Der wurde um 256 fl. allerdings im Jahre 1890 
verkauft. Nun, meine Herren, bedenken Sie Folgendes: die 
Gründe ſind ſeit 1887 im Eigenthum der Gemeinde. Ich habe 
hier eine Vorſchrift, welche aus dem Jahre 1887 datiert iſt, zum 
Verkaufe der Gründe, und damals hat ſich ein einziger Unter— 
nehmer gefunden, der 12 fl. per Quadratmeter geben wollte, und 
bis heute haben Sie zwei Plätze verkauft. Nun ſteht die Sache ſpecu— 
lativ ſo: Es gibt Speculanten — und die wiſſen gut zu rechnen —, 
die einzelne Plätze ſehr gern zu einem billigeren Preiſe verkaufen, 
weil fie dies als eine Art Lockvögel betrachten, jo dafs dann die 
anderen kommen und ſich anbauen. Das iſt ein Witz, der immer 
aufgeführt wird. Wenn jemand einen Grund parcelliert, dabei 
richtig ſpeculieren und verkaufen will, ſo darf er nicht zu lange 
warten, bis er die Parcelle anbringt, ſondern er mußs denken: 
Wenn ich verkaufe, ſo kommen die anderen und werden auch 
Offerte machen. Ein mathematischer Nachweis, ob die eine oder 
die andere Anſchauung die richtige iſt, läſst ſich nicht geben. Ich 
für meine Perſon bin nicht böſe, wenn die Herren der Meinung 
find, dajs wir vielleicht in kurzer Zeit mehr bekommen. Wir 
werden ſehen, wer die richtigere Anſchauung ausgeſprochen hat. 
Von meinem Standpunkt als Referent mufs ich aber den Antrag 
des Stadtrathes vertheidigen. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Grübl: Wir ſchreiten zur Ab⸗ 
ſtimmung. Herr Gem.⸗Rath Silberer beantragt die Ablehnung 
des Referenten⸗Antrages. Ich bringe den Referenten-Antrag zur 
Abſtimmung, welcher dahin geht, Bauſtelle VI im Ausmaße von 
495˙4 m? um den Einheitspreis von 26 fl. zu verkaufen. 

Die Herren, welche mit dieſem Verkaufe einverſtanden ſind, 
bitte ich, die Hand zu erheben. (Nach einer Pauſe:) Es iſt die 
Minorität, der Antrag iſt abgelehnt. 

Die öffentliche Sitzung iſt geſchloſſen; es folgt eine kurze 
vertrauliche Sitzung. 

(Schluſs der öffentlichen Sitzung um 7 Uhr 30 Minuten 
abends.) 


Beſchluſs- Protokoll 
der vertraulichen Sitzung des Gemeinderathes der 
k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien 
16. December 1892. 
Vorſitz: 2. Vice-Bürgermeiſter Dr. Hrüßt. 
1. Sem.-Rath Dr. Lederer beantragt die Verleihung der 
großen goldenen Salvator-Medaille an den Vorſteher des III. Ge⸗ 


vom 
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meindebezirkes Herrn Johann Schober und die Verleihung der 
goldenen Salvator-Medaille an das Bezirksausſchuſs-Mitglied Herrn 
Bangert. (Angenommen.) 

2. Derſelbe beantragt die Verleihung der doppelt großen 
goldenen Salvator ⸗Medaille an den Vorſteher des II. Gemeinde— 
bezirkes Herrn Johann Mumb. 


Stadtrat. 
Bericht 


über die Stadtraths-Sitzung vom 10. December 1892. 


Vorſitzende: 1. Vice⸗Bürgermeiſter Dr. Richter. 
2. Vice⸗Bürgermeiſter Dr. Grübl. 


Anweſende: Dr. v. Billing, Müller, 
Boſchan, Noske, 
v. Götz, Rückauf, 
v. Goldſchmidt, Schlechter, 
Dr. Hackenberg, Schneiderhan, 
Dr. Huber, Dr. Stenzl, 
Kreindl, Vaugoin, 
Matthies, Dr. Vogler, 
Matzen auer, Wurm. 
Meißl, 


Beurlaubt: St.⸗R. Witzelsberger. 
Schriftführer: Magiſtrats⸗Concipiſt Schmidbauer. 


Nach Eröffnung der Sitzung durch den Vice-Mürger— 
meiſter Dr. Grübl, macht derſelbe der Verſammlung nachſtehende 
Mittheilung: 

St.⸗R. Ritt. v. Neumann erſucht, ſein Ausbleiben aus der 
heutigen Sitzung wegen einer unaufſchiebbaren Geſchäftsreiſe zu ent— 
ſchuldigen. 


St.⸗R. Dr. Lederer erſucht, ſein Ausbleiben wegen einer gleich- 


zeitig ſtattfindenden Verhandlung vor dem Verwaltungsgerichtshofe zu 
entſchuldigen. (Dient zur Kenntnis.) 
(7519.) St.-N. Dr. Stenzl referiert über den Recurs des 
Leopold Benda, Adminiſtrators des Hauſes IV., Schaumburgergaſſe 
Nr. 13, gegen den ſanitätspolizeilichen Auftrag des magiſtratiſchen 
Bezirksamtes für den IV. und V. Bezirk vom 4. October 1892, 
Z. 1797/IV, betreffend die Nichtvermietung eines Locales zu Zwecken 
des Victualienverſchleißes, reſpective die Herſtellung eines ſeparaten Aus- 
ganges vom anſtoßenden Kabinete aus und beantragt, dieſen Recurs 
abzuweiſen, jedoch eine Friſt bis 1. Mai 1893 zu gewähren. 
(An genommen.) 
(7515.) Derſelbe referirt über den Recurs des Hausbeſitzers 
Johann Uhlmann gegen die ſanitätspolizeiliche Verfügung des magi— 
ſtratiſchen Bezirksamtes für den XIV. und XV. Bezirk, betreffend die 
Anbringung von engliſchen Aborten bei dem im Haufe Nr. 3 Rein⸗ 
dorfgaſſe befindlichen fogenannten Marienſaale (Reſtauration Stix) und 
beantragt die Abweiſung. (An genommen.) 
7582.) Derſelbe referiert über den Recurs des Hausbeſitzers 
Hermann Hermle gegen die ſanitätspolizeiliche Verfügung des magi— 
ſtratiſchen Bezirksamtes für den XIV. und XV. Bezirk, betreffend die 
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Auflaſſung der gegen die Gaſſe, reſpective den Kellergang gelegenen 
Souterrainlocalitäten im Hauſe XIV., Buchgaſſe Nr. 8, als Woh— 
nungen und die Kündigung an die dort eingemieteten Parteien. 

Referent beantragt, dieſem Recurſe gegen dem ftattzugeben, dafs 
die Mauer in der beanſtändeten Localität trockengelegt werde. 

(Angenommen.) 

7610.) St.-N. Dr. v. Willing referiert über die Annahme 
der Bedingungen der Gemeinde Wien in Betreff der Übernahme des 
Türkenſchanzparkes in das Eigenthum derſelben ſeitens mehrerer 
Intereſſenten und über die Fortſetzung des Pachtverhältniſſes mit dem 
Reſtaurateur Karl Wolf. 

Referent ſtellt folgende Anträge: 

1. Die Zuſchriften des Türkenſchanzpark-Vereines, des Cottage— 
Vereines und der Währinger Communal-Sparcaſſa bezüglich der An- 
nahme der vom Gemeinderathe aufgeſtellten Bedingungen für die 
Erwerbung des Türkenſchanzparkes ſeien zur Kenntnis zu nehmen. 

2. Das Pachtverhältnis mit Karl Wolf, Mitbeſitzer des Alt— 
Pilſenetzer Brauhauſes, bezüglich der Reſtauration im Parke ſei unter 
den Bedingungen des Pachtvertrages vom 15. Juni 1891 und des 
Nachtrags⸗Übereinkommens vom 21. Juli 1892 fortzuſetzen. 

3. Dem genannten Pächter ſei ſeitens der Gemeinde Wien als 
zukünftiger Grundeigenthümerin die Bewilligung zu ertheilen, einen 
amerikaniſchen Eiskeller mit je 6 m innerer Lichte in der der Stern— 
warte zugekehrten ſüdweſtlichen Parkecke unter den vom Magiſtrate 
vorgeſchlagenen Modalitäten, insbeſondere gegen dem aufzustellen, dass 
im Falle einer Erweiterung des Parkes gegen die Meridianſtraße zu 
der Keller ohne Kündigung ſofort über Aufforderung zu entfernen iſt. 

Von der Erhöhung des Pachtſchillings infolge der hiedurch 
gegebenen Erweiterung des dem Pächter zur Benützung überlaſſenen 
Territoriums ſei Umgang zu nehmen. (Angenommen.) 

(7620.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des Taxcommiſſärs 
Franz Kainz um Ertheilung eines weiteren Krankheits-Urlaubes in 
der Dauer von zwei Monaten und beantragt die Geſuchsgewährung. 

( Angenommen.) 

7557.) Derſelbe referiert über rückſtändige Gemeindeumlagen 
nach mehreren Parteien im XVI. Gemeindebezirke und beantragt die 
Abſchreibung dieſer Poſten. Angenommen.) 

(4856.) St.-R. Wurm referiert über den Statthalterei-Erlafe 
vom 30. März 1892, Z. 20269, betreffend die Gewährung einer 
18jährigen Steuerfreiheit für Umbauten im Gemeindegebiete von Wien. 

Die Berathung über dieſen Gegenſtand wird fortgeſetzt. 

Referent beantragt, in das Verzeichnis der aus Verkehrs— 
rückſichten umzubauenden Häuſer aufzunehmen: 

XIX. Bezirk. 
Herrengaſſe Nr. 6, 12, 18, 20, 22, 26, 28. 
Silbergaſſe Nr. 7, 9, 11, 13, 15. 
Wienergaſſe (Heiligenftadt) Nr. 1, 3, 7, 9, 15. 
Nuſsdorferſtraße (Heiligenſtadt) Nr. 64, 72, 74. 
Unter⸗Sieveringer Hauptſtraße Nr. 119, 121, 123, 125, 127, 129, 

131, 133, 135, 74, 76, 78, 80, 82, 84, 86, 88, 90, 92, 

94, 96, 98, 100, 83, 85, 87, 89, 91, 93, 95, 97. 
Ober-Sieveringer Hauptſtraße Nr. 35, 73, 77, 79, 83, 87, 89, 28, 

30, 32, 34, 36. 

Herrengaſſe (Nuſsdorf) Nr. 1, 3, 5, 7, 9, 11, 8, 10, 6, 4. 

StR. Matzenauer beantragt, die Herrengaſſe in Döbling 
aus dem Verzeichniſſe auszuſcheiden. 

Dieſelbe wird nach dem Referenten-Antrage belaſſen. 

Die Einſtellung der Silbergaſſe wird angenommen. 
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St.⸗R. Schlechter beantragt die Streichung der e 
und Nuſsdorferſtraße in Heiligenſtadt. 

Dieſe beiden Gaſſen werden nach dem en An 
belaſſen 

Ebenſo werden die beiden Sieveringer Hauptſtraßen und die 
Herrengaſſe in Nuſsdorf nach dem Referenten-Antrage belaſſen 

St.⸗R. Kreindl ſtellt folgende Anträge: 

Es ſeien aufzunehmen die Häuſer Nuſsdorf, Hauptplatz Nr. 1, 
2, 3, 4, die ſämmtlichen Häuſer der Herrengaſſe in Heiligenſtadt, die 
ſämmtlichen Häuſer der Bräuhausgaſſe in Nuſsdorf und die Häuſer 
Nr. 28, 29 und 31 Kreindlgaſſe in Ober-Döbling. 

Alle dieſe Anträge werden abgelehnt. 

St.⸗R. Dr. Hackenberg beantragt, zu Nr. 21 Schleifmühl— 
gaſſe im IV. Bezirke die ganze Grundb.⸗Einl.⸗Z. 729 in das Ver— 
zeichnis aufzunehmen. (Angenommen.) 

Der Referent beantragt, noch die Häuſer Nr. 22, 24, 26 
und 28 Wiedener Hauptſtraße in das Verzeichnis aufzunehmen. 

(An genommen.) 

Endlich recapituliert der Referent ſeine Schluſs-Anträge 
in folgender Faſſung: 

I. Es werde an die k. k. n.-ö. Statthalterei berichtet, dafs die 
Gemeinde Wien die in dem angeſchloſſenen Verzeichniſſe angegebenen 
und in den beiliegenden Plänen dargeſtellten Häuſer als ſolche bezeichne, 
deren Umbau zur Erweiterung oder Regulierung der betreffenden 
Stellen der Hauptverkehrsſtraßen Wiens durch die Intereſſen des 
öffentlichen Verkehres geboten iſt, jedoch werde gleichzeitig die Bitte 
ausgeſprochen, daſs eine hohe Regierung eine Ergänzung dieſes Ver— 
zeichniſſes nach Feſtſtellung des General-Regulierungsplanes durch eine 
Geſetzesnovelle ermöglichen wolle. 

II. Es werde entſprechend der in der Zuſchrift der k. k. n.⸗ö. 
Statthalterei ausgeſprochenen Bereitwilligkeit des Herrn Finanzminiſters 
auf die Gemeindezuſchläge zur Gebäudeſteuer (dermalen 21 Percent) 
für die Zeit der in Ausſicht genommenen 18jährigen Steuerfreiheit 
verzichtet. 

III. Die erhöhte Steuerbefreiung werde auf jene Grundflächen 
beſchränkt, welche innerhalb 25 m von den ſowohl für die bereits 
beſtimmten als für die zum Zwecke der Regulierung oder Straßen- 
durchführung zu beſtimmenden Baulinien gelegen ſind. . 

(Hiedurch erledigen ſich auch die beiden die Steuerfreiheit 
betreffenden Petitionen des Centralverbandes der Hausbeſitzervereine 
von Wien und der auf denſelben Gegenſtand bezügliche Antrag des 
Gem.⸗Rathes Rückkauf.) 

St.⸗R. Matzenauer beantragt, im Punkte II anſtatt „die 
Gemeindezuſchläge“ zu ſetzen „den Gemeindezuſchlag“. 

Der Referent ſchließt ſich an und werden ſohin deſſen Schluſs— 
Anträge mit dieſer Modification angeommen. 

| | (An den Gemeinderath.) 

(7553.) St.-N. Schneiderhan referiert über ein Anzahl von 
Geſuchen (III. Bezich) um Verleihung der Zuſtändigkeit nach 
Wien und beantragt, dieſelbe gegen Erlag der entſprechenden Taxe zu 
verleihen an: 

Schweitzer Anton, Kellner; 

Stöckleitner Katharina, Hausbeſorgerin; 

Leeb Joſef, k. k. Polizei⸗Agent; 

Weigl Eliſabeth, Bedienerin; 

König Leopoldine, Modiſtin, und ihr minderjähriges Kind; 

Roſenberg Hugo, Privatbeamter; 

Krej a Wenzel, Fabriksarbeiter; 
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Lipphart Severin, k. k. Briefträger; 

Krieger Wilhelm, Riemer und Sattler; 

Janeſchitz Johann, k. k. Briefträger. (Angenommen.) 

(7581.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des Schneiders 
Franz Lackner um Herabſetzung der ihm mit 25 fl. bemeſſenen 
Zuftändigfeitstare auf den Betrag von 10 fl. und beantragt die Ab- 
weiſung. (An genommen.) 

(6913.) St.-N. Dr. Vogler referiert über die Erwerbung 
eines Schulbauplatzes im III. Bezirke von der Wiener Baugeſellſchaft 
und beantragt auf Grund der von dem diesfalls eingeſetzten Comité 
gepflogenen Verhandlungen, es ſei der Bauplatz, enthaltend die Bau— 
ſtellen Nr. 1, 2, 3 und 4 auf der Gruppe E im Ausmaße von 
230637 m? zum Preiſe von 39.492 fl. 30 kr. für den Bau einer 
Schule im III. Bezirke in der Gegend der Kölbl- und Mohsgaſſe, 
reſpective Khunngaſſe anzukaufen. 

(Angenommen; an den Gemeinderath.) 

(7172.) Derſelbe referiert (in Anweſenheit von 16 Stadträthen) 
über das Anſuchen des Bürgerſchullehrers Joſef Steigl um nach— 
trägliche Präſentation mit der Rechtswirkung vom 1. October 1873 an. 

Referent beantragt, zu beſchließen: 

Unter Annahme des von Joſef Steigl in feiner Erklärung 
ddto. Wien, 18. November 1892 ausgeſprochenen Verzichtes auf eventuelle, 
ihm durch die nachträgliche Präſentation vom 1. October 1873 für 
die verfloſſene Zeit etwa erwachſende Rechtsanſprüche erklärt der 
Wiener Stadtrath ſich damit einverſtanden, daſs die mit Gemeinde— 
raths-Beſchluſs vom 25. Mai 1881, Z. 2216, erfolgte Präſentation 
des Joſef Steig! als definitiver Bürgerſchul lehrer auf den 
1. October 1873 zurückbezogen und diesfalls die neuerliche Präſen— 
tationsbeſtätigung des hochlöblichen k. k. n.-ö. Landesſchulrathes ein— 
geholt werde. ( Angenommen.) 

(7634.) Derſelbe referiert über den Landesſchulraths-Erlaſs 
vom 1. December 1892, Z. 2534, in Betreff der Petition um 
Errichtung einer Mittelſchule im XIII. Bezirke und beantragt, dieſen 
Erlaſs, wonach der Landesſchulrath nicht in der Lage iſt, das 
Bedürfnis einer Mittelſchule in dieſem Bezirke anzuerkennen, zur 
Kenntnis zu nehmen. (Angenommen.) 

Derſelbe referiert über mehrere Noten des Wiener Bezirksſchul⸗ 
rathes, betreffend die Eröffnung, reſpective Auflaſſung von Parallel- 
claſſen an verſchiedenen Schulen und beantragt, zur Kenntnis zu 


nehmen: 


1622.) Die Eröffnung einer neuen Parallelclaſſe zu den erſten 
Claſſen der Mädchen-Volksſchule, II. Bezirk, Pazmanitengaſſe Nr. 22. 

(6633.) Die Auflaſſung und Eröffnung von Parallelclaſſen an 
mehreren Schulen des IV. Bezirkes (Alleegaſſe, Neumanngaſſe, Phorus- 
gaſſe, Brefsgaffe). 

(7628.) Die über Stadtraths-Beſchluſs vom 4. November 1892, 
Z. 6686, vom Magiſtrate vorgelegte Außerung des Wiener Bezirks— 
ſchulrathes, betreffend die Eröffnung einer neuen Parallelclaſſe an der 
Mädchen-Bürgerſchule, XVIII. Bezirk, Joſefigaſſe Nr. 23 und die 
mangels einer anderen geeigneten Lehrkraft erfolgte Beſtellung einer für 
Bürgerſchulen nicht lehrbefähigten Lehrkraft daſelbſt. 

(7623.) Die Auflaſſung und Eröffnung von Parallelclaſſen an 
der Doppel⸗Volksſchule, VII. Bezirk, Zollergaſſe Nr. 7 

(7621.) Die Eröffnung einer 4. Claſſe und die Einführung des 
Wechſel⸗ oder Spätunterrichtes in der 2. Claſſe an der Mädchen⸗ 
Volks⸗ und en XI. Bezirk, Simmering, Marktplatz. 

( Angenommen.) 
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(7396.) Derſelbe referiert über die Einführung des Aue r'ſchen 
Gas-⸗Glühlichtes in zwei Zeichenſälen der k. k. photographiſchen Lehr— 
anſtalt im VII. Bezirke, Weſtbahnſtraße Nr. 25 und beantragt: Es 
fer die Anbringung von 17 Auer'ſchen Brennern an Stelle von 
Siem ens⸗-Präciſionsbrennern Nr. Win zwei Zeichenſälen der genannten 
Lehranſtalt mit dem Koſtenerforderniſſe von 102 fl. (bedeckt), den 
jährlichen Erhaltungskoſten von 93 fl. 7 kr. und einem jährlichen 
Gasconſum von 66 fl. 31 kr. zu genehmigen. (Angenommen.) 

7403.) Derſelbe referiert über die Note des Wiener Bezirks- 
ſchulrathes vom 21. November 1892, Z. 7812, betreffend die Concurs⸗ 
ausſchreibung zur Beſetzung der Directorſtelle an der Knaben-Volks⸗ 
und Bürgerſchule, XVIII. Bezirk, Klettenhofergaſſe Nr. 3 und beantragt 
die Kenntnisnahme. (Angenommen.) 

7300.) Derſelbe referiert über ein Anſuchen um Herabſetzung einer 
Localaugenſcheinsgebür, XV. Bezirk, Burggaſſe 13 und beantragt, dieſe 
mit 12 fl. bemeſſene Gebür auf den Betrag von 6 fl. zu ermäßigen 
und die Abſtattung derſelben in Wochenraten à 1 fl. zu bewilligen. 

St.⸗R. Rückauf beantragt die gänzliche Abſchreibung dieſer 
Gebür. | 

Der Referent ſchließt ſich dieſem Antrage an und wird der— 
ſelbe ſohin angenommen. 

(7436.) Derſelbe referiert über die Note des Wiener Bezirks⸗ 
Schulrathes, betreffend die Trennung der 3. und 4. Claſſe der Volks⸗ 
ſchule für Knaben und Mädchen, XII. Bezirk, Altmannsdorf, dann 
der 4. Claſſe der Doppel-Volksſchule, XII. Bezirk, Hetzendorf nach 
Geſchlechtern, und die Eröffnung einer Parallelabtheilung zur 4. Mädchen— 
claſſe an der Doppel-Volksſchule, XIII. Bezirk, Penzing, Preyfing- 
gaſſe Nr. 3 und beantragt die Kenntnisnahme. Angenommen.) 


(7627.) Ht.-N. Noſchan referiert über Armenraths-Ergänzungs⸗ 
wahlen im XII. Gemeindebezirke und beantragt, die Wahl der Nach— 
benannten zu Armenräthen für dieſen Bezirk zu beſtätigen: 
Rauch Karl, Uhrmacher und Hausbeſitzer; 

Strauß Joſef, Gaſtwirt; 

Klaus Alexander, Jalouſienmacher; 

Gſöll Franz, Blumenhändler. (Angenommen.) 

(7563.) Derſelbe referiert über die Beſtellung von Waiſenvätern 
und Waiſenmüttern für die Gemein debezirke XI bis XIX und beantragt, 
die Zahl dieſer Functionäre für die neuen Gemeindebezirke wie folgt 
zu beſtimmen: 


Für den KI. Gemeindebezirk 2 Waiſenväter, 2 Waiſenmütter, 
. 85 XII. a 8 ’ 3 f 
„ „ẽ XIII. 5 8 8 2 N 
ie > FALY: A 15 1 2 5 
. XV. N 12 n 2 A 
„ „„ NI. 5 29 6 5 N 
„ „ NI. 1 16 Mn 16 1 
„ „ẽ XVIII. 5 5 5 5 5 
„ „ AR: h 10 . 10 N 


(Angenommen.) 

(7573.) Derſelbe referiert über die Bewilligung eines Zuſchuſs⸗ 
credites pro 1892 zur Ausgabs-Rubrik III 14 „Aushilfen an active 
Beamte und Diener“ und beautragt, zu dieſer Ausgabs-Rubrik einen 
Zuſchuſseredit von rund 900 fl. zu gewähren. (Angenommen.) 
(7263.) Derſelbe referiert über einen Zufchufseredit pro 1892 

zur Ausgabs⸗Rubrik IV 10 „Buchbinder⸗Arbeiten“ und beantragt, zu 
dieſer Ausgabs⸗Rubrik einen Zuſchufscredit von 13.000 fl. zu bewilligen. 
(Angenommen; an den Gemeinderath.) 
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(7453, 7454.) Derſelbe referiert über mehrere Geſuche (XVI. Bezirk) 
um Verleihung der Zuſtändigkeit, reſpeetive um Zuſicherung 
der Aufnahme in den Wiener Gemeindeverband und beantragt, gegen 
Erlag der entſprechenden Taxe zu verleihen 

a) die Zuſtändigkeit an: 

Syſel Franz, Schloſſergehilfe; 

Veit Georg, Kellermeiſter; 

Brunclik Mathias, Schneider; 

b) die Zuſicherung an: 

Fuchs Anton, Brauer; 

Baumann Joſef Anton, Kanzleidiener; 

Roth Georg B. F., Bronzearbeitergehilfe; 

Beck Georg, Packer; 

Poſch Johann, Maſchinſchloſſergehilfe. 

7532.) St.-N. Matzenauer referiert über den mit Rückſicht 
auf den Stadtraths-Beſchluſs vom 14. October 1892, 3. 6291, mit 
welchem einige Pachtofferte wegen zu geringen Anbotes abgewieſen 
wurden, erſtatteten Magiſtratsbericht, betreffend die Verpachtung 
ſtädtiſcher Gründe in Kaiſer-Ebersdorf und beantragt, die vom 
Magiſtrate vorgelegten drei Offerte, welche eine weſentliche Erhöhung 
des früher angebotenen Beſtandzinſes enthalten, zu genehmigen. 

| Angenommen.) 

(7644.) Derſelbe referiert über das Offert des Ignaz Weigl 
auf Pachtung der 12. Hutweide-Abtheilung, gehörig zu den Parcellen 
Nr. 372, 373 und 379 in Kaiſer⸗Ebersdorf, und beantragt, dieſes 
Offert, nach welchem Ignaz Weigl den fraglichen Grund auf ſechs 
Jahre, d. i. vom 1. November 1892 bis 31. October 1898, um 
52 fl. Jahrespachtzins und unter den diesfälligen allgemeinen Pacht⸗ 
bedingniſſen in Beſtand nehmen zu wollen erklärt, zu genehmigen. 

(Angenommen.) 

(7629.) Derſelbe referiert über die Verpachtung der Graſerei in 
der Elberſchütt zu Groß-Enzersdorf und beantragt die Verpachtung 
dieſer Graſerei auf die Dauer von ſechs Jahren gegen einen Pachtzins 
von jährlich 25 fl. und unter den übrigen, im Protokolle vom 
30. November 1892 enthaltenen Bedingungen an den k. k. Revier— 
jäger in Mühlleiten, Mathias Müller. (An genommen.) 

(7440.) Derſelbe referiert über das Offert des Karl Lechner 
in Kaiſer⸗Ebersdorf, betreffend die Gewinnung von Raſenziegeln auf 
der Kaiſer⸗Ebersdorfer Viehweide pro 1893 und beantragt, dieſes 
Offert, nach welchem Karl Lechner bereit iſt, den Raſenziegelſchnitt 
auf der gedachten Viehweide für das Jahr 1893 unter denſelben Be— 
dingungen zu übernehmen, welche diesfalls mit Stadtraths-Beſchluſs 
vom 9. März 1892, Z. 1084, für das Jahr 1892 feſtgeſetzt wurden, 
zu genehmigen. (Angenommen.) 

7397.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des Kammeramtes 
des Stiftes Schotten, betreffend die Umgeſtaltung des Rahmens der 
communalen Uhr an der Schottenkirche im J. Bezirke und beantragt 
die genehmigende Kenntnisnahme. (Angenommen.) 

(Ad 3256/91.) Derſelbe referiert neuerlich über den Antrag 
des Gem.⸗Rathes v. Bachofen auf Anfertigung einer Medaille an- 
läſslich der Vereinigung der Vororte mit Wien und beantragt, die 
Herſtellung derſelben durch den Kammer-Medailleur Anton Scharff 
nebſt Lieferung von 20 ſilbernen und 150 Bronze-Medaillen um den 
Geſammtkoſtenbetrag von 1000 fl. zu genehmigen. 

(Angenommen.) 

(Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter übernimmt den 

Vorſitz.) ö 


(Angenommen.) 
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7571.) St.-. Matzenauer referiert über das Anſuchen des 
Weinbauvereines für den XVII. Bezirk um Subvention und beantragt: 

Es ſei dem bittſtelleriſchen Vereine pro 1892 eine Subvention 
von 100 fl. zu bewilligen und dieſe Auslage auf den Reſervefond zu 
verweiſen. 

Der bewilligte Betrag ſei dem Amtsleiter des magiſtratiſchen 
Bezirksamtes für den XVII. Bezirk zur Verfügung zu ſtellen und 
derſelbe zu ermächtigen, die von dem Obmanne des Vereines vor— 
gewieſenen Rechnungen, wenn ſie Ausgaben betreffen, welche nur für 
Zwecke der Weincultur gemacht erſcheinen, bis zur Höhe der bewilligten 
Subvention auszubezahlen. 

(Angenommen; an den Gemeinderath.) 

71523.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des landwirtſchaft⸗ 
lichen Caſinos in Heiligenſtadt um Subvention und beantragt: 

Es ſei dieſem Caſino pro 1892 eine Subvention von 200 fl. 
zu bewilligen und dieſe Auslage auf den Reſervefond zu verweiſen. 

Der bewilligte Betrag ſei dem Amtsleiter des magiſtratiſchen 
Bezirksamtes für den XIX. Bezirk zur Verfügung zu ſtellen und der— 
ſelbe zu ermächtigen, die von dem Obmanne des Caſinos vorgewieſenen 
Rechnungen, wenn ſie Ausgaben betreffen, welche nur für Zwecke der 
Weincultur gemacht erſcheinen, bis zur Höhe der bewilligten Subvention 
auszubezahlen. 

St.⸗R. Dr. v. Billing beantragt die Bewilligung von 100 fl. 

Bei der Abſtimmung wird der Referenten-Antrag angenommen. 

(An den Gemeinderath.) 

(7702.) St.-N. v. Götz referiert über das Anſuchen des Vor— 
ſtehers des XIII. Gemeindebezirkes um eine Subvention zur Bekleidung 
und Beſchuhung armer Schulkinder im XIII. Bezirke und beantragt 
die Bewilligung einer Subvention von 1000 fl. pro 1892 und eines 
Zuſchuſscredites in dieſer Höhe zum allgemeinen Verſorgungsfonde. 

(Angenommen; an den Gemeinderath.) 

(6795.) St.-RN. Matzenauer referiert über das Anſuchen des 
Bezirksausſchuſſes im I. Bezirke um Ausdehnung der Pflaſterung der 
Weihburggaſſe auf die ganze Straße und bemerkt, daſs dieſe Eingabe 
mit Rückſicht auf die bereits erfolgte Beſchluſsfaſſung über das Pflafter- 
Präliminare pro 1893 derzeit gegenſtandslos ſei. 

5 (Dient zur Kenntnis.) 

(7058.) Derſelbe referiert über einen Zuſchuſscredit zur Ausg. 
Rubr. XXIV In, „Auslagen für außerordentliche Erforderniſſe“, an— 
läſslich der Nachpflanzung von Bäumen auf der Ring- und Laſten⸗ 
ſtraße und beantragt, zu dieſer Ausgabs-Rubrik pro 1892 einen Zu⸗ 
ſchuſscredit von 184 fl. 35 kr. zu bewilligen. (Angenommen.) 

(7509.) St.-R. Vaugoin referiert über das Anſuchen des 
Weinbauvereines für den XVIII. Bezirk um Subvention und beantragt: 

Es ſei dieſem Vereine pro 1892 eine Subvention von 200 fl. 
zu bewilligen und dieſe Auslage auf den Reſervefond zu verweiſen. 

Der bewilligte Betrag ſei dem Amtsleiter des magiſtratiſchen 
Bezirksamtes für den XVIII. Bezirk zur Verfügung zu ſtellen und 
derſelbe zu ermächtigen, die von dem Obmanne des Vereines vorge— 
wieſenen Rechnungen, wenn ſie Ausgaben betreffen, welche nur für 
Zwecke der Weincultur gemacht erſcheinen, bis zur Höhe der bewilligten 
Subvention auszubezahlen. 

St.⸗R. Müller beantragt eine Subvention von 309 fl. 

Dieſer Antrag wird abgelehnt, der Referenten-Antrag ange- 
nommen; an den Gemeinderath. 

7645.) Derſelbe referiert über die von Profeſſor Dr. Karl 
Stellwag v. Carion angebotene Widmung eines Betrages von 
600 fl. Rente zur Erhaltung, Beleuchtung und Ausſchmückung der 
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einfachen Gruft Gruppe 41 B, Nr. 37 im Wiener Central-Friedhofe und 
beantragt die Genehmigung dieſer Widmung. Angenommen.) 

(7556, 7527, 7555, 7580.) Derſelbe referiert über rückſtändige 
Beerdigungsgebüren und beantragt die Abſchreibung derſelben aus dem 
Titel der Uneinbringlichkeit: 

a) Nach 12 Parteien im XVI. Bezirke; 

b) nach 30 Parteien im XIX. Bezirke; 

c) nach 13 Parteien im XI. Bezirke; 

d) nach 21 Parteien im VI. u. VII. Bezirke. Angenommen.) 

(7341.) St.-N. Schlechter referiert über die Herſtellung eines 
Waſſerleitungsrohrſtranges in der Radialſtraße 5 und über die Ver— 
bindung desſelben mit den Rohrſträngen in der Burghardtgaſſe und 
Kloſterneuburgerſtraße in der Brigittenau, II. Bezirk (Anſuchen der 
allgemeinen öſterreichiſchen Baugeſellſchaft) und beantragt, dieſe mit 
dem (budgetmäßig bedeckten) Koſtenbetrage von 2950 fl. bezifferte Her- 
ſtellung zu genehmigen. (An genommen.) 

(St.⸗R. Ritt. v. Goldſchmidt, in ſeiner Eigenſchaft als 
Präſident der allgemeinen öſterreichiſchen Baugeſellſchaft, hat ſich bei 
dieſem Referate der Abſtimmung enthalten.) 

(7520.) St.-N. Schlechter referiert über den Antrag des Gem. 
Rathes Büſch, betreffend die Aufſtellung von Auslaufbrunnen im XII. Be⸗ 
zirke und eines Feuerhydranten und beantragt, es ſei die Aufſtellung von 
vier Auslaufbrunnen der Hochquellenleitung an den vom Stadtbauamte 
in Vorſchlag gebrachten und im vorgelegten Plane erſichtlich gemachten 
Stellen im XII. Bezirke (Fabrikgaſſe in Ober-Meidling, Matzleins⸗ 
dorferſtraße, Wilhelmſtraße und Heinrichgaſſe in Unter-Meidling), ſowie 
eines Feuerhydranten in der Fabrikgaſſe bei dem daſelbſt aufzuſtellenden 
Auslaufbrunnen mit dem Koſtenaufwande von zuſammen 4650 fl. zu 
genehmigen. Ferner ſei die Dotierung eines jeden dieſer Auslauf 
brunnen mit 114 hl täglich und die Vergebung der Arbeiten im cur— 
renten Wege an die ſtädtiſchen Contrahenten zu bewilligen. 

(Angenommen.) 

(7508.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des Verſchönerungs— 
vereines in Salmannsdorf um eine Subvention und beantragt die Be— 
willigung einer ſolchen im Betrage von 200 fl. pro 1893. 

(Angenommen; an den Gemeinderath.) 

(7451, 7460, 7485, 7486.) Derſelbe referiert über rückſtändige 
Waſſermehrverbrauchsgebüren und beantragt die Abſchreibung derſelben 
aus den von den magiſtratiſchen Bezirksämtern geltend gemachten 
Gründen: 

a) Nach einer Partei im VI. Bezirke; 

b) nach einer Partei im X. Bezirke; 

c) nach neun Parteien im IX. Bezirke; 

d) nach acht Parteien im VIII. Bezirke. (Angenommen.) 

(75 29.) St.-R. Ritt. v. Goldſchmidt referiert über das 
Anſuchen der Eliſe Nemeth, XVI., Gaullachergaſſe Nr. 45, um 
Conſens zur Aufſetzung eines Stockwerkes auf das obgedachte, eben— 
erdige Haus und beantragt, den Antrag des magiſtratiſchen Bezirks⸗ 
amtes für den XVI. Bezirk auf Ertheilung dieſes Bauconſenſes zu 
beſtätigen. Für die Benützung des zur Anlage des Riſalites erforder: 
lichen Grundes hat die Bauwerberin einen Platzzins von 1 fl. per 
Jahr zu bezahlen. Angenommen.) 

(7587.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des Johann 
Hörandner sen. und jun. um Schadloshaltung für den von der 
Realität VII., Neubaugaſſe Nr. 59 zur Straßenverbreitung abzu⸗ 
tretenden Grund und beantragt, die Entſchädigung für dieſen Grund 
im Ausmaße von 79·03 m? mit 15 fl. per Quadratmeter zu beſtimmen. 

( Angenommen.) 
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(7388.) Derſelbe referiert über vier Geſuche um Zuſicherung 
der Aufnahme in den Wiener Gemeindeverband (VII. Bezirk) und 
beantragt, das Anſuchen des Ferdinand W. C. H., Fragners, abzu- 
weiſen, den übrigen Petenten, nämlich: 

Hofmann Nikolaus W., Architekt; 

Hierl Barbara, Dienſtmagd; 

Pinkert Albert, Taſchner und Sattler, 
die erbetene Zuſicherung gegen Erlag der entſprechenden Taxe zu er— 
theilen. (An genommen.) 

(7463.) St.-R. Müller referiert über das neuerliche Offert 
des Joſef und der Maria Preßl auf käufliche Überlaſſung eines 
Theiles der Parcelle 1730 / in der Lerchenfeld erſtraße, XVI. Bezirk, 
und beantragt, dieſes neuerliche Offert wegen zu geringen Preis- 
anbotes abzulehnen. (Angenommen.) 

Die Sitzung wird geſchloſſen. 


Allgemeine Machrichten. 
Approviſtonierung. 


(Der tägliche Fleiſchmarkt.) 
(In der Großmarkthalle eingelangte Fleiſch⸗ 
waren vom 11. December bis 17. December 1892.) 


1. Fleiſchſendungen: 
a) Für den täglichen Fleiſchmarkt. 


. . 232.707 Kg. (Davon aus Nieder⸗Oſterreich — 140.443; 
aus Ober⸗Oſterreich — 4609; aus Mähren 
— 15.199; aus Galizien — (1.305; aus 
Ungarn — 9750; aus der Bukowina — 
675; aus Croatien — 726 Kg.) 

(Davon aus Nieder⸗Oſterreich — 2223; 
aus Mähren — 39; aus Galizien — 

2875 Kg.) 

(Davon aus Nieder⸗Oſterreich 273; aus 
Mähren — 29; aus Galizien — 7415; 
aus Ungarn 52; aus der Bukowina — 
4355 Kg.) 

39.343 „ (Davon aus Nieder-Oſterreich — 22.996; 

aus Böhmen — 435; aus Croatien — 322; 

aus Mähren — 1785; aus Galizien — 
8450; aus Ungarn — 5355 Kg.) 

913 Stück (Davon aus Nieder-⸗Oſterreich — 25; aus 
Ober⸗Oſterreich — 3; aus Mähren — 68; 
aus Galizien — 785; aus Ungarn — 10; 
aus der Bukowina — 7; aus Tirol — 
15 St.) | 
(Davon aus Nieder - Ofterreihd — 181; 
aus Ober⸗Oſterreich — 6; aus Galizien 65; 
aus der Bukowina — 48; aus Ungarn 
— 196 St.) 

(Davon aus Nieder-Oſterreich — 147; 
aus Mähren — 33; aus Galizien — 1592; 
aus Ungarn — 12; aus Bosnien — 36 St.) 

(Davon aus Nieder⸗Oſterreich — 2; aus 
Ungarn — 5 St.) 


b) Für den Approviſionierungs verein. 


Rindfleiſch 


Kalbfleiſch . . 


Schaffleiſch 


Schweinfleiſch 


Kälber . 


Schafe 


Schweine 


Lämmer N 


Rindfleiſch .. . 2.585 Kg. Kälber 27 Stück 
Kalbfleiſch h... — „ Schakrre 4 „ 
Schaffleiſch . — „ Schweine. 1 5„ 
Schweinfleiſch 454 „ Läm mer — 5 
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2. Preisbewegung: 

ee Siedfleiſch. . .. von 34 bis 74 kr. per Kg. 
Rindſteiſch Noſtbraten u. Rieden „56 „ 100 „ „ „ 
Kalbfleiſchc he. ee | ra | re 
Schafflid - » >22... je 20 a ASS a en 
Schweinfleiſckchehchchhhee. u e e e 
SEULDER „an. rr ne in e 
Shafe: a 2: 2 2. 2 2 04 „ | , | ae 
Schwein . . 222200. „ 40 „ 60 „ „ „ 
Dane au. re „2½ „ 3½ fl. per Stück. 


Die Zufuhr an Fleiſchwaren war im Vergleiche zu jener der 
Vorwoche etwas ſtärker. Die Nachfrage gegen Wochenſchluſs nicht 
beſonders lebhaft und hat der Verkauf der Fleiſchwaren haupt⸗ 
ſächlich zu den vorwöchentlichen Preiſen ſtattgefunden. 


* 


(Pferdemarkt vom 16. December 1892.) 
Zum Verkaufe wurden gebracht: 516 Pferde. 


Preis: für Gebrauchspferde 75—380 fl. per Stück 
„ Schlachtpferde l 


Der Markt war lebhaft. 


Detailpreiſe in der Woche vom 11. bis 17. December 


1892: 
(Geſchlachtet wurden 415 Pferde.) 

Vorderes Pferdefleiſcog:h h.. 1 Kg. 20-36 kr. 
Hinteres „55 ͤ 1 „ 24—44 „ 
Lungen⸗ und Roſtbraten 1 „ 24—44 „ 
Selchfleiſch enge 1 „ 30-50 „ 
Extrawürſte ee 
Dürre Würſte — 1, 32—56 „ 
Rohes Fett e 1 „ 36—60 7 
Geſchmolzenes Fett.. .? I. 80-80 „ 
Schweifhaaret 51 Schweif 2580 , 
Knochen 100 Kg. fl. 2353 
MM 2 ren per St. „ 3650. 

1 


(Schlachtviehmarkt vom 19. December 1892.) 
1. Auftrieb. 
Maſtvieh — 4051, Weidevieh — —, Beinlvieh — 761. 
Summa. 4812. 
Davon — nach Racen: 


Ungariſche Thiere . . . 1732 
Galiziſche „ 1227 
Deutſche 1 . 1807 
Büffel 1 46 
Davon — nach Gattungen: 
Ochſen 3763 
Sllee re 461 
Rhe 588 
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2. Preisbewegung. Lagerſtand vom 15. December 1892: 374.363 Meter⸗Centner, und zwar: 
8 f : 66.120 Meter⸗Centner Weizen, 31.294 Meter⸗Centner Roggen, 
a) Preis per 100 Kg. Lebendgewicht mit Procent⸗ 55.30 Gerſt, 72.535 Safer, 
abzug: 63.025 f Mais, 18.999 0 Olſaaten, 
7.253 4 Mehl u. Kleie, 4.205 | Wein Br 
Ungarische Schlachtthiere von 50 bis 66 15 fl. 2.987 5 Zucker, 5.340 Hektoliter à 100% Spiritus 
(extrem 67 . ) Der Aſſecuranzwert diefer Waren ſtellt fi) auf 3,327.730 fl. öſt. Währ. 
m a * 17 Dieſe Preiſe ermäßigen ſich um 
Galiziſche Schlachtthiere „ 50 „ 63 „ I den beim Handel vereinbarten „ 
Procentabzug ut dem heuti⸗ 
(extrem „ 64 „ — 5) f gen Markte 36 bis 27 %, 


welchen der Verkäufer dem 


a) für Den Gewichtsverluſt in- 


Deutſche Schlachtthiere „ 53 „ 67 „ | Käufer als Entſchädigung: 
(extrem n 68 7 — 50 folge der Schlachtung; 
RR = b) für die minderwertigen 
Weidevieh Er u 17 " toffe, er Horn, 
Stiere E n c) fie Die werte Sol 
Kühe * „% — „ — " fahl e z . | 
| II. Bezirk: 
Büffel „ — „ — „ | Bezirk: 
Beinlvien „ — „ — „ | | 
III. Bezirk: 
p) Preis per 100 Kg. Lebendgewicht ohne Procentabzug: 
Ochſen . . von 20 bis 34 fl. 
Stiere . . „ 23 u 33½ „ * 
Kühe e 23 30½ „ IX. Bezirk: 
Büffel. . „ 21 „ẽ 26 „ 
Beinlbieh . „ — „ — „ 
c) Preis per Stück: g „ 
Beinlvieh .. von 20 bis 87 fl. 1 | 
Nach dem Modus auf Schlachtgewicht wurden keine Schlacht⸗ XI. Bezirk: 
thiere angekauft. 
b g t blieben: 
Unverfauf Le III. 
Ochſen .. . 207 Stück 
Beinlvieh . 386 „ 


Gegen den letzten Montagsmarkt wurden um 1275 Stück XIII. 


Schlachtthiere mehr aufgetrieben. Die Kaufluſt war infolge des 
starken Auftriebes ſehr flau, daher ehr gute Qualitäten um 1 bis 
1½ und die übrigen Sorten um 2 bis 3 fl. per 100 Kilo „ 
im Preiſe gefallen ſind. 


Preisbewegung an der Börſe für landwirtſchaftliche 
Produete in Wien vom 11. bis 17. December 1892. vr 


a) Getreide. 


Weizen (Qualitätsgewicht 74—80 Kg.) . . von 7 fl. 45 kr. bis 8 fl. 50 kr. & 
Roggen ( "n 69— 74 71 77 77 61 „ „ non S 
Gee 8 RS e 0 20 S VII. 
,  Ane  e 1 „ , 
Düler.a 2 2 2a LEN era ; „ 70 „ „ 6 „ 45, 2 I. 
b) Mabſhrobutk. 
G „˖ͤ’ . von 14 fl. 75 kr. bis 16 fl. — kr. 85 
Weizenmehl e , N e 8 
Roggenmehl F EU ENDE „ „ „ „ XII. 
Weizenkleie De a ee ee A Se 2 
Roggen kleie. „ 4 „ 30 „ „ 4 „ 40 „ 


Städtiſches Lagerhaus. 
Vom 8. December bis 15. December 1892. 


Waren eingelageerrr 27.111 Meter⸗Centner 
3 ausgelagert . „2... 34.415 N 


Die durchſchnittliche Tagesbewegung bezifferte ſich auf 
10.254 Meter⸗Centner. 


een 


(Vom 1. bis 15. December 1892.) 


Banconjenje wurden ertheilt: 


a) für Neubauten: 

Wohnhaus, Grundb.-Einl. 2174, Treuſtraße, 
an Joſef Haala (Bauführer L. Ritter). 

2 Wohnhäuſer, Grundb.⸗Einl. 2697 und 2698 
in der unbenannten Parallelgaſſe zur ver— 
längerten Mohsgaſſe, an Kathi Big ner 
(Bauführer J. Haller). 

5 Wohnhäuſer 15 den Bauſtellen II, III, IV, 
V und VI in der verlängerten Müllnergaſſe 
(parcellierte Realität: Seegaſſe Nr. 10), an 
Hermann Otte (Bauführer Al. Schumacher). 

Wohnhaus, Grundb.⸗Einl. 1349, Straßnitzky⸗ 
gaſſe, an Joſef Keck (Bauführer L. Ritter). 

Hausbau, Simmering, Vierte Haidequerſtraße, 
Evid.⸗Nr. 207, an Heinrich Müller (Bau— 
führer Karl Reichſtädter). 


Bezirk: Haus- und Stallbau, Altmannsdorf Cat.-Parc. 


Bezirk: 


Bezirk: 


Bezirk: 


Bezirk: 


Bezirk: 


XIII. Bezirk.: 


291, E.⸗Z. 237, an Hermann Schneider 
(Bauführer Wilhelm Sachs). 

Wohnhaus, Baumgarten, Bahngaſſe Parcelle 
52/6, Grundb.⸗Einl. 181, Ober⸗Baumgarten, 
an Eduard Horn (Bauführer: Eduard Horn). 

Wohnhaus, Baumgarten, Bahngaſſe, Parcelle 
52/5, Grundb.⸗Einl. 182, Ober⸗Baumgarten, 

an Eduard Horn (Bauführer: Eduard Horn). 


bh) für Umbauten: 

Wohnhaus, Eßterhäzygaſſe Nr. 1, an Peregrin 
Zimmermann (Bauführer Th. Bauer). 
e) für Zubauten: 

Hoftract, Burggaſſe 106, an Wenzel Bog u— 
ſchowsky (Bauführer Wilhelm Sachs). 

Schulhauszubau, Simmering, Marktplatz, an 
die Commune Wien (Bauführer Karl 
Stigler). 

Hoftractzubau, Unter » Meidling, Meidlinger 
Hauptſtraße 5, an Marie Aistleithner (Bau- 
führer Joſef Hartl). 

Hofquertract und rechtsſeitiger Hoftract, Hacking, 
Auhofſtraße 13, an Joſef und Chriſtine 
Zeilinger (Bauführer Franz Bürger). 

Linksſeitiger Hoftract, Hacking, Auhofſtraße 54, 
an Wenzel und Marie Koy Bauführer 
Ignaz Schaufler). 


d) Stockwerksaufſetzungen: 


Keine. 


2 


—u— NN ———̃—̃ —— — — 


n 


1 


Bezirk: 


Bezirk: 


„Bezirk 


„ 


„Meir 
„ene 


Bezirk: 


irk: Sechshaus, Hauptſtraße 49, 


2 


: Simmering, 1. 
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e) für Adaptierungen: 

Marc Aurelſtraße 8, an Stadtbaumeiſter O. 
Laske. | 
Wipplingerſtraße 17, 

Michna. 
Webergaſſe 21, an Anton Wieſinger (Bau⸗ 
führer K. Wögler und W. Ga bauer). 
Obere Donauſtraße 12, an Wilhelm Fiſcher. 
Dammhaufen 53, an Joſef Pöltl. 
Wallenſteinſtraße 7, an Jakob Klein (Bau⸗ 
führer L. Klima). 
Große Neugaſſe 17, an M. Weinmann 
(Bauführer J. Mareſch). 
Anzengrubergaſſe 20, an Maurermeiſter Joh. 
Nowak. 
Wildemanngaſſe 7, an J. Erterich (Bau— 
führer G. Kleibl).“ 
Magdalenenſtraße 30, 
(Bauführer A. Fries). 


Kandlgaſſe 11, an Heinrich Jaff (Bauführer 
Knett). 

Porzellangaſſe 52, an Stadtbaumeiſter W. 
Klingenberg. 

Sechsſchimmelgaſſe 8, an Stadtbaumeiſter W. 
Marek. 


Landengaſſe 87, an Franz 
Schuſter (Bauführer Ant. Heindl). 


: Baumgarten, Hütteldorferſtraße 149, an Alois 


Tauſſig (Bauführer Johann Mayer). 

Baumgarten, Hauptſtraße 132, an Moriz 
Pertuſini (Bauführer Johann Mayer). 

Baumgarten, Hauptſtraße 52, an Katharina 
Mikſchics (Bauführer Johann Mayer). 

Penzing, Hauptſtraße 58, an Karl Ganzinger 
(Bauführer 2). 

Penzing, Hauptſtraße 41, an Eliſe Hofbauer 
(Bauführer Johann Töpf!). 

Hietzing, Auhofſtraße 4, an Dr. Moriz 
Plattenſteiner (Bauführer Joſef Kopf). 

Hietzing, Hetzendorferſtraße 20, an Ferdinand 
und Suſanna Gaſſelſeder (Bauführer 
Karl Ziegelwanger). 

an Crescentia 
Hofinger (Bauführer Franz Macher). 

Ullmannſtraße 41, an Matthias Bauer (Bau⸗ 
führer Wenzel Voit). 

Pereiragaſſe 6, an Eliſabeth Stromer (Bau— 
führer Franz Brantner). 

Sturzgaſſe 13, an Eheleute Staud (Bau- 
führer Franz Stau d). 

Rudolfſtraße 26, an Karl und Marie Roſam 
(Bauführer Karl Ziegelwanger). 

Sechshaus, Hauptſtraße 67, an Antonie 
Greiner (Bauführer Otto Ettmayer). 

Meidlingergaſſe 8, an Anton Krottendorfer 
(Bauführer Otto Ettmayer). 

Kröllgaſſe, an Katharina Kloos (Bauführer 
Schick & Kraus). 


an Maurermeiſter Karl 


an Wilhelm Helmer 


| 
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XVII. Bezirk: Hernals, an Franz und Eva Hoffmann 
(Bauführer 7). 


XVIII. Bezirk: Währing, Czermakgaſſe 10, an Marie Zeiſchek 


(Bauführer 2). 
Währing, Hauptſtraße 12, an Leopold Schuch 
(Bauführer Friedrich Silber bauer). 


5 A 


1) für diverſe (geringere) Bauten: 
I. Bezirk: Stiege, Wipplingerſtraße 7, an Eduard Ritter 
von Fuchs (Bauführer 2). 
Lichthofeindeckung, Führichgaſſe 1, an Dr. Adolf 


Ritter von Ofenheim (Bauführer H. und 
F. Glaſer). 

5 15 Stützpfeiler, Wollzeile 32, an Franz Glaſer 
(Bauführer Joh. Görlich). 

II. Bezirk: Wagenremiſe, Schüttelſtraße 9, an Owen 


Mauriz Robert von Son (Bauführer O. 
Luckeneder und C. Miſerowski). 

Schupfe, Marchfelderſtraße 5, an Zimmermeiſter 
Anton Wenzel. 

Grenzmauer, Circusgaſſe 40 —42, an Julius 
Schneider (Bauführer C. Semeleder). 

Canalbauten, Schnirchgaſſe 4 und 6, an Dr. 
Ernſt Platzar (Bauführer Victor Fiala). 

Verandabau, Bernardgaſſe 20, an Ernſt 
Ziegler (Bauführer J. Spilka). 

Trockenofen, Daungaſſe 1, an Rudolf Kitſchelt 
(Bauführer Franz Prokeſch). 

Waghaus, Laubeplatz 10, an Francisca Stecker! 
(Bauführer Joh. Schweitzer). 

Abortanlage, Simmering, Thereſiengaſſe Al, an 
Eduard Pallaft (Bauführer Anton Kurz). 

Vertiefung einer Eisgrube, Kaiſſer⸗Ebersdorf, 
Preſsburger Reichsſtraße 349, an Anton 
Krottendorfer (Bauführer Ferdinand 
Kaindl). 8 

Hofabfriedungsmauer, Simmering, Spinngaſſe 
Nr. 440, an die Sparcaſſa Znaim 
(Bauführer Wenzel Lait! ). 

Abortanlage, Simmering, Hauptſtraße 6625 an 
Joſef Banner (Bauführer Anton Heind h. 

Abortanlage, Kaiſer-Ebersdorf, Dorfgaſſe 78, 
an Matth. Hofer (Bauführer Fr. Rubens). 

Waſſerlaufcanal, Simmering, Thereſiengaſſe 9, 
an M. Behringer's Erben (Bauführer 
Anton Kurz). 

Waſſerſammelgrube, Simmering, Hauptſtraße 74, 
an Franz Winter N Ferdinand 
Kaindl). 

Abortanlange, Simmering, Hauptſtraße 95, an 
Johann Fink's Erben (Bauführer Anton 
Kurz). 

: Abortbau, Altmannsdorf, f, Hauptſtraße 18, an 
Leopoldine Artner (Bauführer Michael 
Boraf). 

Abortbau, Altmannsdorf, Laxenburgerſtraße 8, 
an Thereſe Singer (Bauführer Michael 
Bora). 


III. Bezirk: 
VII. Bezirk: 
VIII. Bezirk: 
X. Bezirk: 


XI. Bezirk: 
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XII. Bezirk: Abortbau, Altmannsdorf, Hauptſtraße 17, an 
Schneider's Erben (Bauführer Michael 
Bora). 

Abortbau, Altmannsdorf, Kirchenplatz 4, an 


A 


Roſalia Raninger (Bauführer Michael 


Borah . 

Abortbau, Unter⸗Meidling, Ignazgaſſe 17, an 
Andreas Ruch (Bauführer Joſ. Hartl). 
Abortbau, Altmannsdorf, Hauptſtraße 24, an 
Marie Endelwerber (Bauführer Joſef 

Schaufler). 

Abortbau, Gaudenzdorf, Gürtelſtraße 19, an 
Bertha Fie chi (Bauführer Joſ. Hofbauer). 

Abortbau, Unter⸗Meidling, Banygaſſe 23, an 
die Hütteldorfer Bierbrauerei— 
Actien-Geſellſchaft (Bauführer Joſ. 
Mareſch). 

XIII. Bezirk: Aborte und Steinzeug⸗Rohrleitung, Penzing, 
Parkgaſſe 50, an Amon Edl. v. Gregurich 
(Bauführer Karl Ziegelwanger). 

Hölzernes Gartenhaus, Hietzing, Altgaſſe 16, 
an Karl und Joſefine Bayer (Bauführer 
Ferdinand Nier ody). 

Hauscanal, Breitenſee, Hütteldorferſtraße 1 und 3. 
an Petronella Schebarek (Bauführer Gott— 
fried Alber). 

XVII. Bezirk: Photographiſches Atelier, Hernals, Kirchengaſſe 41, 
an Emanuel Hayek (Bauführer Johann 
Schweitzer) 

Kegelbahn, Neuwaldegg, Pötzleinsdorferſtraße 1, 


[A „ 


„ 7 


„ 


1 


77 


77 


ö an Paul Keller (Bauführer Joh. Stein⸗ 
metz). 
N i Senkgrube, Neuwaldegg, Hauptſtraße 22, an 


Marie Fiſcher (Bauführer H. und F. 
Glaſer). 

: Rohrleitung, Ober⸗Döbling, Neugaſſe 28, an 
die Firma Ignaz Kuffner und Jakob 
Kuffner (Bauführer Johann Percivah. 

Rohrleitung, Ober⸗Döbling, Herrengaſſe 2, an 
Auguſt Budiſchofsky (Bauführer Donat 
Zifferer). 

Dachſtuhlreconſtruction, Heiligenſtadt, Heiligen⸗ 
ſtädterſtraße 18, an die Firma Joſef 
Pfeningberger's Söhne (Bauführer 
Karl Höllerl jun.) 

g) Pareellierungen: 
IX. Bezirk: Porzellangaſſe 22. 
h) Baulinien wurden beſtimmt: 
XI. Bezirk: Simmering, Hirſchengaſſe 26, Auflaſſung einer 
über dieſe Realität projectierten Gaſſe. 
XVIII. Bezirk: Währing, Hauptſtraße 70, Abänderung der 
| Baulinie für eine Verbindungsgaſſe mit der 
Herrengaſſe. 
Baulinien und Niveaux wurden beſtimmt: 

XVIII. Bezirk: Währing, Einl.-3. 412, Cat.» Parc. 559/1, 

559/2, 559/3 und 560, an Joſef Daniel. 
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Gewerbeangelegenheiten. 


Gewerbeanmeldungen vom 14. December 1892. 


(Fortſetzung.) 
Deinhart Marie — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XIII., Penzing, Tegett⸗ 
hoffſtraße 35. 
Herndl Franz — Gemiſchtwaren Verſchleiß — VIII., Stolzenthalerg. 26. 
Kremsner Joſef — Gemiſchtwaren⸗Verſchleiß — XVII., Hernals, Berg⸗ 
ſteiggaſſe 2. 
0 an Anna — Gemiſchtwaren⸗Verſchleiß — XVII., Hernals, Stifte 
aſſe 61. 
; Schmahl Amalie — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — VI., Mariahilfer⸗ 
ſtraße 107. 
Siſel Margarethe — Gemiſchtwaren⸗Verſchleiß — XV., Fünfhaus, Gold⸗ 
ſchlagſtraße 60. 
Ernkovis Joſef — Kaſtanienbrater — XV., Fünfhaus, am linksſeitigen 
Trottoir der Zufahrtsſtraßen vom Neubaugürtel zum Weſtbahnhofe. 
Hackl Eduard — Koſtgebung, Kaffee- und Bierſchank — II., Greiſen⸗ 
eckergaſſe 8. 
Löffler Charlotte — Verabreichung von koſcheren Speiſen — IX., Frank⸗ 


aſſe 6. 
8 Nürnberger Anton — Metallwarenfabrikant — XIII., Breitenſee, Haupt⸗ 
traße 54. 
en Müller Bertha — Milch-Verſchleiß — V., Koflergaſſe 14. 

Suchmann Fauny — Privatlehranſtalt für Maßnehmen, Schuittzeichnen 
und Kleidermachen — VII., Zollergaſſe 16. 

Cerny Franz — Schloſſer — VII., Seidengaſſe 40. 

Smr? Auguſt — Schuhmachergewerbe — XVI., Neulerchenfeld, Grund⸗ 


| fteingafje 64. 


Krivka Johann — Selchwaren-Verſchleiß — V., Herthergafie 9. 

Pikal Katharina — Taſchnerwaren⸗Erzeugung (Fortbetrieb) — XIV. 
Sechshaus, Hauptſtraße 15. 

Prager Erneſtine — Thee- und Brantweinſchenkerin — XVII., Hernals, 
Kirchengaſſe 66. 

Damiſch Johanna — Uhren-⸗Verſchleiß — I., Hafnerſteig 5. 

Tomkovics Andreas — Victualien-Verſchleiß — III., Hörnesgaſſe 20. 

Huemer Magdglena — Wöſchergewerbe — III., Keinergaſſe 13. 

Kalupa Marie — Wäſchergewerbe — III., Paulusgaſſe 14. 


* 


Gewerbeanmeldungen vom 15. December 1892. 


Grimm Heinrich — Agent — I., Krebsgaſſe 3. 

Hohenberg Fritz — Agent — IX., Sechsſchimmelgaſſe 8. 

Iſraelitiſcher Tempel⸗Verein für Neubau⸗Mariahilf — Haltung eines 
Bethauſes gegen Eintrittsgeld — VI., Stumpergaſſe 9. 

Doblinger Alois — Betrieb von Börſegeſchäften — I., Wiener Effectenbörſe. 

Marmaroſch Jakob — Betrieb von Börſegeſchäften — I., Wiener 
Effectenbörſe. 

Haidozy Franz und Brietze Georg — Buch-, Stein- und Kupferdruckerei 
— II., Obere Donauſtraße 109. 

Tropſch Marie — Cantinenbetrieb — VI., Mariahilferſtraße 39. 

Blas Georg — Verkauf von Chriſtbäumen — II., Karmelitermarkt. 

Hadl Franz — Verkauf von Chriſtbäumen — XV., Fünfhaus, vor dem 
Hotel Wimberger. 

Frank Karl, Fiſcher Otto und Bernays Eli — Commiſſionshandel — 
II., Stephanieſtraße 2. 

Schneider Maria — Conditorei — IV., Hauptſtraße 36. 

Taſtl Fanny — Eislaufbahn — XV., Fünfhaus, Ecke des Neubaugürtels 
und der Seidengaſſe. 

Zauninger Antonia — Fleiſchhauergewerbe — XVII., Hernals, Haupt⸗ 
ſtraße 120. 

Urbanek Jakob — Fleiſchſelcher — XVIII., Währing, Marktplatz. 

Goſtl Adolf — Fleiſch-Verſchleiß — II., Auf der Haide 1. 

Klinger Simon — Fleiſch⸗Verſchleiß — II., Kloſterneuburgerſtraße 10. 
3 Rauker Ferdinand — Fiakergewerbe — IV., Hauptſtraße, vor den zwei 
Löwen. 

Rühling Wilhelm — Fiakergewerbe — I., Stephansplatz. 

Figuli Friedrich — Frachtenfuhrwerk — X., Puchsbaumgaſſe 39. 

Hommer Joſef — Fremdenbeherbergung — IX., Hahngaſſe 5. 

Suskovic Karl — Friſeurgewerbe — II., Obere Augartenſtraße 70. 

Boigner Leopold — Gaſtwirtsgewerbe — VI., Wallgaſſe 25. 

Brüll Georg — Gaſtwirt — II., Kaiſer Joſefſtraße 31. 

Getzinger Thereſia — Gaft- und Schankgewerbe — XIV., Rudolfsheim, 
Schweglerſtraße 23. | 

Lenz Marie — Gaft- und Schankgewerbe — XVI., Neulerchenfeld, 
Hasnerſtraße 32. 

Zorn Amalie — Gaſtwirtin — II., Taborſtraße 76. 

Kanitz Guſtav — Gemiſchtwaren⸗Verſchleis — X., Südbahuviaduct. 

Kosi Joſefa — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — II., Jägerſtraße 25. 

5 a Berl — Gemiſchtwaren⸗Verſchleiß — XVII., Hernals, Ottakringer⸗ 

ſtraße 60. 

Zappi Joſef — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — X., Simmeringerſtr. 134. 

(Das Weitere folgt.) 
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Ad Prot.⸗Nr. 229715 
Ref. Nr. 2316 ex 1892. V. 


Kundmachung. 


M.-3. 226625 
V. 


Kundmachung. 


(Tracenreviſion in der oberen Donauſtadt.) 


Der Herr k. k. Handelsminiſter hat mit dem Erlaſſe vom 
25. November 1892, Z. 56993, die Vornahme der Tracenreviſion 
und Stationscommiſſion hinſichtlich des generellen Projectes für 
die in der oberen Donauſtadt ſeinerzeit herzuſtellende definitive 
Hochbahn angeordnet. 

Die bezüglichen Projecte liegen gemäß § 3, beziehungsweiſe 
§ 10 der Handelsminiſterial-Verordnung vom 25. Jänner 1879, 
R.⸗G.⸗Bl. Nr. 19 vom 15. December l. J. an, durch 8 Tage 
im Rathhauſe (Präſidial⸗Bureau I. Stock, Sectionszimmer III), 
innerhalb der gewöhnlichen Amtsſtunden zu jedermanns Einſicht auf. 

Allfällige Bemerkungen über dieſes Project werden während 
der vorbezeichneten Zeit im Bureau des Magiſtrats-Secretärs 
Linsbauer (Rathhaus, Mezzanin, Stiege 4) entgegengenommen 
werden. 

Die commiſſionelle Verhandlung über dieſes Project (Tracen⸗ 
revifion und Stationscommiſſion) findet am 30. December 1892 
im großen Sitzungsſaale der Statthalterei von 10 Uhr vormittags 
an unter Leitung des Statthalterei⸗Secretärs Dr. v. Friebeis ſtatt. 


Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 


(Offertausſchreibung.) 


Wegen Sicherſtellung der Lieferung von 800 Stück Waller: 
meſſer⸗Schutzkäſten im veranſchlagten Koſtenbetrage von 2250 fl. 
wird vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien am Mittwoch den 4. Jänner 1893, präciſe um 10 Uhr 
vormittags, im Burean des Herrn Magiſtratsrathes Stadler, 
im Rathhauſe (7. Stiege, Mezzanin), eine öffentliche ſchriftliche 
Offertverhan dlung abgehalten werden. 

Unternehmungsluſtige können den Koſtenanſchlag und die 
Vorſchrift im Stadtbauamte (III. Abtheilung) während der ge— 
wöhnlichen Amtsſtunden einſehen. 

Jedem mit einer 50 kr.⸗Stempelmarke per Bogen zu ver: 
ſehenden Offerte iſt das vorgeſchriebene Vadium von 200 fl. im 
Baren oder in pupillarſicheren Wertpapieren anzuſchließen, oder 
aber die Beſtätigung über den bei der ſtädtiſchen Hauptcaſſa 
erfolgten Erlag desſelben der Offertverhandlungs-Commiſſion zu 
übergeben. 

Auf verſpätet einlangende oder nicht in der vorgeſchriebenen 
Form ausgeſtattete Offerte wird keine Rückſicht genommen. 

Die Arbeiten werden nur Gewerbsberechtigten übertragen und 


ſämmtlichen Offerenten vorbehalten. 


. Wien, am 13. December 1892. 2—3 
ſtrenge überwacht werden. 
Der Stadtrath hat ſich die Ratification des Ergebniſſes der 
Offertverhandlung, ſowie die uneingeſchränkte Wahl unter den G. . a 
Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Kundmachung. 
Wien, am 19. December 1892. 1—3 
(Armenſtiſtung.) 
3. 230676 Von dem Magiſtrate der k. k. Reichshaupt- und Reſidenzſtadt 
Wien wird hiemit bekanntgemacht, daſs am 1. Februar 1893 die 
Kundmachung. Intereſſen der Georg Rittmann'ſchen Stiftung im Betrage von 
| 840 fl. zur Vertheilung gelangen. 
(Einſichtnahme in das Project der Wiener Stadtbahnlinie Anſpruch auf eine Unterſtützung aus dieſer Stiftung haben 
Hietzing Hütteldorf.) alle nach Wien zuſtändigen, im VI. oder VII. Gemeindebezirke 
u durch mindeſtens ein Jahr wohnhaften, durch Unglücksfälle ver- 
Zufolge Erlaſſes des hohen k. k. Handelsminiſteriums vom armten, wegen Alter oder Körpergebrechen arbeitsunfähigen, ſelbſt— 
12. December 1892, Z. 56014, liegt das Project der Wiener ſtändig geweſenen Gewerbsleute (Meiſter) und deren Witwen ohne 
Stadtbahnlinie „Hietzing — Hütteldorf“ im Sinne des § 13 der Unterſchied der Religion, welche mit keinem oder nur mit einem 
Handelsminiſterial⸗Verordnung vom 29. Mai 1880, R.⸗G. Bl. Inſtitutengelde in deſſen mindeſtem Betrage betheilt ſind. 
Nr. 57, vom 20. December l. J. an, durch acht Tage im Rath: Bewerber können ſich in der Zeit vom 7. bis incluſive 
hauſe (Stadtbauamt, Mezzanin, Stiege 6, im Bureau des Bau- 20. Jänner 1893 (ausſchließlich der Sonntage) in der Zeit von 
rathes Schiebeh innerhalb der gewöhnlichen Amtsſtunden zu 10 bis 12 Uhr vormittags ohne Mitbringung eines Geſuches 
jedermanns Einſicht auf. j unter Vorlegung eines legalen Armutszeugniſſes, in welchem der 
Dies wird mit dem Beifügen zur allgemeinen Kenntnis ge- umſtand, dass ſie durch Unglücksfälle verarmt find, beſtätigt wird, 
bracht, daſs es jedem Betheiligten freifteht, ſeine allfälligen Ein⸗ eventuell eines armenärztlichen Zeugniſſes, ferner des Zuſtändig— 
wendungen oder Erinnerungen bei der betreffenden e keitsausweiſes, des Tauf⸗ (Geburts⸗)ſcheines, des Steuerſcheines, 
Verhandlung — bezüglich welcher der Tag und Ort des Beginnes des polizeilichen Meldungszettels, eventuell des Todtenzettels des 
nachträglich verlautbart werden wird —, mündlich oder ſchriftlich [Gatten, des Gewerbszurücklegungs⸗Rathſchlages, endlich des etwaigen 
vorzubringen. Pfründentäfelchens im Armendepartement des Magiſtrates einfinden, 
Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt und Reſidenzſtadt und daſelbſt ihre Bitte mündlich anbringen. 
Wien, am 17. December 1892. 1—3 Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Im übertragenen Wirkungskreiſe. Wien, am 9. December 1892. 1-3 
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XI. 
Kundmachung. 


(Armenſtiftung.) 

Von dem Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenz⸗ 
ſtadt Wien wird hiemit bekanntgemacht, daſs am 26. Februar 1893 
die verfügbaren Jahresintereſſen von dem Johann Georg Ertl'ſchen 
Stiftungscapitale im Betrage von 345 fl. zur Vertheilung gelangen 
werden. 

Nach den ſtiftbrieflichen Beſtimmungen ſind aus dieſen 
Intereſſen arme, in Wien wohnhafte Familien zu betheilen, deren 
Familienhaupt oder von denen eines oder mehrere der im gemein— 
ſchaftlichen Haushalte lebenden Familienglieder von Krankheit 
betroffen ſind. 

Bewerber um eine Betheilung aus dieſer Stiftung haben 
ihre mit einem legalen Armutszeugniſſe, einem armenätztlichen 
Zeugniſſe über die Krankheit eines Familiengliedes, ihrem Tauf⸗ 
und Trauungsſcheine, den Taufzetteln ihrer Kinder und ihrem 
Zuſtändigkeitsausweiſe belegten Gefuche, läugſtens bis 7. Jänner 1893 
im Einreichungsprotokolle des Wiener Magiſtrates zu überreichen. 

Auf ſpäter überreichte oder nicht gehörig belegte Geſuche 
wird keine Rückſicht genommen werden. 

Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, am 9. December 1892. 1—3 


&.-8. 222762 
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Kundmachung. 


(Armenſtiftung.) 


Von dem Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien wird hiemit bekanntgemacht, dafs am 20. Februar 1893 die 
verfügbaren Jahresintereſſen der Ignaz Baum'ſchen Armenſtiftung 
im Betrage von 203 fl. zur Vertheilung gelangen werden. 

Nach den ſtiftbrieflichen Beſtimmungen ſind mit dieſen Inter⸗ 
eſſen zehn Arme chriſtlicher Religion zu betheilen, welche ihre 
Mittelloſigkeit und Unbeſcholtenheit ausweiſen, und es ſoll bei der 
Vertheilung vor allem auf Verwandte des Stifters von väterlicher 
oder mütterlicher Seite, ſodann auf diejenigen, welche zwar in 
Wien wohnen, jedoch aus der Vaterſtadt des Stifters, Bielitz ge⸗ 
bürtig ſind, endlich auf Verheiratete mit zahlreichen Kindern Rück⸗ 
ſicht genommen werden. 

Die Dauer des Stiftungsgenuſſes iſt auf ein Jahr beſchränkt, 
jedoch ſteht den bereits einmal Betheilten das Recht zu, ſich auch 
neuerlich zur Betheilung anzumelden. 

Die in ſolcher Weife belegten Geſuche find läugſtens bis 
7. Jänner 1893 im Einreichungsprotokolle des Wiener Magi⸗ 
ſtrates zu überreichen. 

Auf ſpäter überreichte oder nicht gehörig belegte Geſuche 
wird keine Rückſicht genommen werden. 

Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 

im ſelbſtſtändigen Wirkungskreiſe 


Wien, am 9. December 1892. 2—3 


Herausgeber: Die Gemeinde Wien. — Verantwortlicher Redacteur: Dr. Friedrich Edler v. Radler, Secretär des Wiener Magiſtrates. 
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